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E i n l a d u n g 
 

 

 

Sitzung Nr. 042/2023 

SIDA Nr. 2/2023 

 
An die Mitglieder  

des Ausschusses für Soziales, Inklusion und Demographie 
der Stadt Bornheim 

Bornheim, den 08.05.2023 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 
zur nächsten Sitzung des Ausschusses für Soziales, Inklusion und Demographie der 
Stadt Bornheim lade ich Sie herzlich ein.  
 
Die Sitzung findet am Mittwoch, 24.05.2023, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses 
Bornheim, Rathausstraße 2, statt. 
 
Die Tagesordnung habe ich im Benehmen mit dem Bürgermeister wie folgt festgesetzt: 

TOP Inhalt Vorlage Nr. 

 Öffentliche Sitzung  

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  

2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  

3 Einwohnerfragestunde  

4 Entgegennahme der Niederschrift Nr. 15 vom 22.02.2023  

5 Vorstellung LebEKa 313/2023-5 

6 Verwendung der Mittel aus dem Stärkungspakt NRW 285/2023-5 

7 Große Anfrage der Fraktion B'90/Die Grünen vom 26.04.2023 betr. 
"Stärkungspakt Nordrhein-Westfalen – gemeinsam gegen Armut" 

300/2023-5 

8 3. Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Bornheim über die Un-
terhaltung und Benutzung städtischer Unterkünfte für Obdachlose, Aus-
siedler, Asylbewerber und ausländische Flüchtlinge (Unterkunftssat-
zung) 

308/2023-5 

9 Mitteilung betr. Flüchtlingssituation in Bornheim 282/2023-5 

10 Notwendige Anmietungen zur Unterbringung von Geflüchteten 283/2023-5 

11 Mitteilung betr. Ergebnisse Werkstatt Migration und Integration 284/2023-5 

12 Mitteilung betr. Sachstand "Bornheim Inklusiv" 287/2023-5 

13 Mitteilung betr. Host Town-Programm Special Olympics 286/2023-5 

14 Antrag der Fraktion B'90/Die Grünen vom 26.04.2023 betr. Wegweiser 
für Menschen mit Behinderung auf der städtischen Homepage 

301/2023-5 

15 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

253/2023-1 

16 Anfragen mündlich  

 Nicht-öffentliche Sitzung  

17 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

254/2023-1 

18 Anfragen mündlich  

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Gezeichnet:   beglaubigt:  

 Dr. Maria Böhme  (Verwaltungsfachangestellte) 
 (Vorsitzende)   
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Sitzung des Ausschusses für Soziales, Inklusion und Demographie der Stadt Bornheim 
am Mittwoch, 22.02.2023, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses Bornheim, Rathausstraße 
2 
 

 X Öffentliche Sitzung  Sitzung Nr. 015/2023 

  Nicht-öffentliche Sitzung  SIDA Nr. 1/2023 

 
Anwesende 

Vorsitzender 
Tourné, Peter, Dr. SPD-Fraktion 2. stv. Vorsitzender (Görg-

Mager & Preiß entschuldigt) 

Mitglieder 
Aharchi, Loubna SPD-Fraktion  
Albrecht, Carsten FDP-Fraktion  
Böhme, Maria, Dr. Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
Engels, Günter CDU-Fraktion  
Engels, Hans Günther CDU-Fraktion  
Helmes, Hildegard CDU-Fraktion  
Horch, Hans Georg UWG/Forum-Fraktion  
Kretschmer, Gabriele CDU-Fraktion  
Kreuel, Wilfried CDU-Fraktion ab TOP 4 tw. 
Krüger, Frank W. SPD-Fraktion  
Schmitz, Helene CDU-Fraktion  
Süß, Marc ABB-Fraktion  
von Gliscynski, Florian Bündnis 90/ Grüne-Fraktion  

stv. Mitglieder 
Knapstein, Günter CDU-Fraktion  
Koch, Maria - Charlotte Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
Steffens, Anya Fraktion B'90/Die Grünen  
van den Bergh, Marie-Therese SPD-Fraktion  

beratende Mitglieder 
Hölter, Gerd, Prof. Dr. Bornheimer Flüchtlingshilfe e.V.  
Knütter, Gabriela Seniorenbeirat  

Verwaltungsvertreter 
Haberer, Anne  
Löwe, Cornelia  
von Bülow, Alice, Beigeordnete  

Schriftführerin 
Altaner, Petra  

Nicht anwesend (entschuldigt) 
Görg-Mager, Tina Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
Junker, Ingo SPD-Fraktion  
Mandt, Verena Bündnis 90/ Grüne-Fraktion  
Preiß, Helmut, Dr. CDU-Fraktion  
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T a g e s o r d n u n g 
 

TOP Inhalt Vorlage Nr. 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  

2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  

3 Einwohnerfragestunde  

4 Entgegennahme der Niederschrift Nr. 89 vom 02.11.2022  

5 Beratung des Haushaltes 2023/2024 in den Fachausschüssen 007/2023-2 

6 Unterrichtung und Aussprache zur Flüchtlingssituation 094/2023-5 

7 Unterrichtung und Aussprache zur Wohngeldnovelle und Leistungen 
zur Bildung und Teilhabe 

095/2023-5 

8 Antrag der SPD-Fraktion vom 06.09.2022 betr. Änderung der Satzung 
für den Seniorenbeirat der Stadt Bornheim 

563/2022-1 

9 Mitteilung betr. Sachstand „Bornheim inklusiv!“ 096/2023-5 

10 Mitteilung / Halbjahresbericht des Bürgermeisters (Bereich SIDA, öf-
fentlich) 

076/2023-1 

11 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

081/2023-1 

12 Anfragen mündlich  

 
 
 
 

Vor Eintritt in die Tagesordnung (der gesamten Sitzung) 
 

AV Dr. Peter Tourné eröffnet die Sitzung des Ausschusses für Soziales, Inklusion und 
Demographie der Stadt Bornheim, stellt fest, dass ordnungsgemäß eingeladen worden ist 
und dass der Ausschuss für Soziales, Inklusion und Demographie beschlussfähig ist. 
 
 
Die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung wird in folgender Reihenfolge behandelt:  
TOP 1-12. 
 
 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  

 
Frau Altaner ist bereits zur Schriftführerin bestellt. 
 

2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  

 
Die neu gewählte sachkundige Bürgerin Frau Anya Steffens wurde durch den AV Herrn Dr. 
Peter Tourné eingeführt und in feierlicher Form zur gesetzmäßigen und gewissenhaften 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben verpflichtet, indem sie durch Erheben von ihrem Platz, wäh-
rend sich auch alle anderen Anwesenden von ihren Plätzen erheben, ihr Einverständnis mit 
folgender Formel bekundet: 
 
"Ich verpflichte mich, dass ich meine Aufgaben nach bestem Wissen und Können wahrneh-
men, das Grundgesetz, die Verfassung des Landes und die Gesetze beachten und meine 
Pflichten zum Wohle der Stadt erfüllen werde." 
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3 Einwohnerfragestunde  

 
Die Einwohnerfragestunde entfällt, da keine Fragen vorliegen. 
 

4 Entgegennahme der Niederschrift Nr. 89 vom 02.11.2022  

 
Der Ausschuss für Soziales, Inklusion und Demographie erhebt gegen den Inhalt der Nie-
derschrift über die Sitzung Nr. 89/2022 vom 02.11.2022 keine Einwände. 
 

5 Beratung des Haushaltes 2023/2024 in den Fachausschüssen 007/2023-2 

 
Anfragen und Anträge siehe Anlage Seite 6-17 
 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Soziales, Inklusion und Demographie 
1. nimmt den Entwurf des Haushaltes 2023/ 2024 zu den Produktbereichen und Produkt-

gruppen seines Zuständigkeitsbereiches zur Kenntnis, 
2. nimmt die betreffenden verwaltungsseitigen Änderungen der Haushaltsansätze des 

Haushaltsplanentwurfes 2023/2024 zur Kenntnis und  
3. empfiehlt dem Haupt- und Finanzausschuss, dem Rat zu empfehlen, die fortgeschriebe-

nen Haushaltsansätze zu verabschieden. 
 
-Einstimmig- 
bei 1 Stimmenthaltung (ABB) 
 

6 Unterrichtung und Aussprache zur Flüchtlingssituation 094/2023-5 

 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Soziales, Inklusion und Demographie nimmt die Ausführungen zur Kennt-
nis.  
 
- Einstimmig -  
 

7 Unterrichtung und Aussprache zur Wohngeldnovelle und Leis-
tungen zur Bildung und Teilhabe 

095/2023-5 

 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Soziales, Inklusion und Demographie nimmt die Ausführungen zur Kennt-
nis.  
 
- Einstimmig -  
 

8 Antrag der SPD-Fraktion vom 06.09.2022 betr. Änderung der Sat-
zung für den Seniorenbeirat der Stadt Bornheim 

563/2022-1 

 
Über den Antrag der UWG-Fraktion, den Antrag in seiner ursprünglichen Form beizubehal-
ten, wurde nach Abstimmung über den Beschussentwurf nicht mehr abgestimmt. 
 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Soziales, Inklusion und Demographie empfiehlt dem Rat wie folgt zu be-
schließen: 
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Der Rat beschließt folgende 1. Satzung vom … zur Änderung der Satzung für den Senioren-
beirat der Stadt Bornheim vom 21.12.2009: 
 
Der Rat der Stadt Bornheim hat am ... aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein - Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV.NRW.S.666 / SGV.NW. 2023) zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490), folgende 1. Satzung zur Änderung der 
Satzung für den Seniorenbeirat der Stadt Bornheim beschlossen: 
 
Artikel I 
 
Die Satzung für den Seniorenbeirat der Stadt Bornheim wird wie folgt geändert: 
 
§ 4 Abs. 2 wird wie folgt neugefasst: 
 
„Zur Teilnahme an der Wahl in den örtlichen Seniorenkonferenzen sind alle Senioren und 
Seniorinnen berechtigt, die am Tag der Versammlung das 60. Lebensjahr vollendet und ih-
ren Hauptwohnsitz in der jeweiligen Ortschaft haben.“ 
 
Artikel II 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 

 
Abstimmungsergebnis 

16 Stimmen für den Beschluss (CDU, SPD, B90/Grüne, FDP) 
02 Stimmen gegen den Beschluss (UWG, ABB) 

 

9 Mitteilung betr. Sachstand „Bornheim inklusiv!“ 096/2023-5 

 
- Kenntnis genommen –  
 
Zusatzfragen 
AM Kretschmer 
Werden für die Veranstaltung „Host Town der Special Olympics“ Gastfamilien zur Unterbrin-
gung benötigt oder werden die Sportler in Hotels untergebracht? 
Antwort: 
Die teilnehmenden Personen werden in Hotels untergebracht. 
 
AV Dr. Tourné 
Um wie viele Personen handelt es sich? 
Antwort: 
Ca. 10-12 Personen. 
 

10 Mitteilung / Halbjahresbericht des Bürgermeisters (Bereich SIDA, 
öffentlich) 

076/2023-1 

 
- Kenntnis genommen -  
 

11 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorheri-
gen Sitzungen 

081/2023-1 

 
Mündliche Mitteilungen 
Keine. 
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Beantwortung von Anfragen aus vorherigen Sitzungen 
Von der Sitzungsvorlage-Nr. 081/2023-1 Kenntnis genommen. 
 
Zusatzfrage AM Dr. Tourné 
Worum geht es bei der Vorlage-Nr. 644/2018-5? 
Antwort: 
Wird mitgeteilt. 
 

12 Anfragen mündlich  

 
AM Kretschmer betr. Fahrdienst für Senioren, Sternschnuppe Herzenswunsch e.V. 
Wäre es möglich, dem Fahrer einen Kurzparkausweis auszustellen, damit er die Senio-
ren/Seniorinnen ein- und aussteigen lassen kann? 
Antwort: 
Frau von Bülow bittet, ihr eine entsprechende Mail zu zusenden, damit diese an die Fachab-
teilung weitergeleitet werden kann. 
 
 
 
 
 
Ende der Sitzung: 20:15 Uhr 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
gez. Dr. Peter Tourné  gez. Petra Altaner 
Vorsitz  Schriftführung 
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Anlage zu Nr. 007/2023-2 
Anlage:  
 
1. Anfragen zum Ausschuss für Soziales, Inklusion und Demographie 

 
Der Verwaltung liegen seitens der Fraktionen Anfragen zum Haushaltsentwurf 2023/2024 vor. Die den Ausschuss für Soziales, Inklusion und 
Demographie betreffenden Anfragen sowie die Antworten bzw. Stellungnahmen der Verwaltung werden nachstehend dargestellt: 
 

lfd. 
Nr. 

Fraktion 
Datum der 

Anfrage  
Nr. der 
Anfrage 

Produkt Bezeichnung 
Seite  

im 
HPl 

Inhalt: Anfrage 
Antworten und Stellungnahmen  

der Verwaltung 

1 SPD 17.01.2023 15 1.01.17 Inklusion und 
Demographie 

121 Wieso ist Inklusion bei Innere Verwal-
tung und nicht in Soziales eingeglie-
dert? 

Da die Verwirklichung der Inklusion alle Fach-
bereiche betrifft, wurde es unabhängig der 
organisatorischen Anbindung der Federführung 
als Bereich der allgemeinen inneren Verwal-
tung gesehen. Die Steuerung kann unabhängig 
von der Abbildung im Haushalt durch Amt 5 
erfolgen für alle Bereiche der Inklusion abge-
sehen von Kindertageseinrichtungen und 
Schule, da hier eigene Ansätze gebildet wer-
den und die Prozesse abgestimmt sind.  

2 SPD 17.01.2023 16 1.01.17 Inklusion und 
Demographie 

122 Wo sind die Zuwendungen des Landes 
für schulische Inklusion veranschlagt? 

Der Ansatz wird im Rahmen einer Korrektur bei 
Amt 13 unter Projektgruppe 1.03.07 Sonstige 
schulische Aufgaben erfolgen. 

9
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3 SPD 17.01.2023 17 1.01.17 Inklusion und 
Demographie 

122 Wie stellen sich die einzelnen Aufwen-
dungen für geringwertige Wirtschaftsgü-
ter dar? 

Nach der Umorganisation der Ämter und 
der Neuanbindung des Fachbereichs In-
klusion in Amt 5 und der Trennung der 
Budgets für die Bildungsbereiche und den 
allgemeinen Bereich wurden Ansätze ge-
bildet, um in dem Themenfeld handlungs-
fähig zu sein und mit ggf. auch kleineren 
Anschaffungen und Maßnahmen die ver-
schiedenen Themenfelder der Inklusion 
voran zu treiben. Im Rahmen des Projek-
tes "Bornheim inklusiv!" werden hierzu 
Ziel- und Maßnahmenpläne erarbeitet 
werden, deren Umsetzung dann in der 
Regel auch dem Einsatz von Haushalts-
mitteln bedarf, um Barrieren abzubauen 
und Teilhabe zu ermöglichen.  

4 SPD 17.01.2023 24 .1.05 soziale Hilfen 207 Bitte erläutern Sie, welche Erträge und 
Aufwendungen hierzu gehören, bzw. 
welche Zuwendungen sinken (Zeile 2) 
und warum. Ändern sich in dieser Pro-
duktgruppe (oder einer anderen) die 
Ansätze für 2023/2024 aufgrund der 
Wohngeldreform? 

Zum Produktbereich 1.05 "Soziale Hilfen" 
gehören  
die "Grundversorgung" Produkt 1.05.01,  
die "Sozialen Einrichtungen und Leistun-
gen" Produkt 1.05.02 und 
die "Asylleistungen" Produkt 1.05.03. 
Die jeweils zum Produkt gehörenden Er-
träge und Aufwendungen sind im Entwurf 
des Haushaltsplans 2023/2024 auf den 
Folgeseiten der jeweiligen Übersicht auf-
geführt und erläutert. 
Die Reduzierung der Erträge im Produkt-
bereich 1.05 lässt sich von den zum Zeit-
punkt der Haushaltsplanung prognostizier-
ten, zurückgehenden Aufnahmezahlen 
von neuen Flüchtlingen ableiten.  
Mit sinkenden Neuaufnahmen sinkt die 
Anzahl der vom Land NRW zu erwarten-
den Betreuungspauschale nach dem 
Flüchtlingsaufnahmegesetz. 

10
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5 SPD 17.01.2023 25 1.05.03 Asylleistungen 216 Summe der Ersatzbeschaffungen (Zei-
le16) wesentlich höher als Ansätze in 
den Erläuterungen (Seite 219), warum?  

Die textlichen Erläuterungen der Ansätze 
sind noch anzupassen. Es gelten die  
Ansätze auf Seite 216. 

6 SPD 17.01.2023 26 1.05.03 Asylleistungen 216 Warum reduzieren sich die Zuwendun-
gen so dramatisch bei anhaltend hoher 
Zahl von Flüchtlingen? 

Bei Planung des HP 2023 / 2024 war da-
von auszugehen, dass sich der Flücht-
lingsstrom nach Abklingen der Zuwande-
rung ukrainischer Flüchtlinge im Laufe des 
Jahres 2023 wieder im unteren Bereich 
stabilisiert und demzufolge auch die Lan-
deszuweisungen für Asylbewerber im 
laufenden Asylverfahren drastisch zurück-
gehen werden. Die Planansätze für die 
Landeszuweisungen (Seite 216) bilden 
diese Prognose ab. 

11



015/2023  Seite 9 von 17 

7 SPD 17.01.2023 27 1.05.03 Asylleistungen 219 Worin ist die große Menge der Ersatz-
beschaffungen im Asylbereich (Wasch-
maschinen etc.) begründet? Wie ist die 
Inventarisierung der Geräte gestaltet. 
Sind die Geräte in irgendeiner Weise 
dauerhaft "markiert"? 

Die Anzahl der für die Haushaltsjahre 
2023 bzw. 2024 vorgesehenen Ersatzbe-
schaffung von Elektrogroßgeräten ent-
spricht den Erfahrungswerten der vergan-
genen Jahre. Auf Grund der hohen Lauf-
leistung und dem oft trotz Einweisung 
nicht sachgerechten Umgang der Benut-
zer beträgt die Haltbarkeit der Geräte in 
der Regel nur wenige Monate. Die hohe 
Anzahl der Ersatzbeschaffungen basiert 
zu dem auf der Anzahl der aktuell beleg-
ten Gemeinschaftsunterkünfte (20 Häu-
ser/Container/Wohnungen).  Gemäß den 
Vorgaben zur Erfassung des beweglichen 
Anlagevermögens werden im Fachamt 
alle Vermögensgegenstände ab einem 
Nettowert von 410 € mit einem Barcode 
versehen und mittels der Inventarisie-
rungssoftware KAI erfasst. Alle neuen 
Vermögensgegenstände werden zudem 
unterjährig durch die Anlagenbuchhaltung 
(Buch-/Beleginventur) erfasst. Alle fünf 
Jahre wird -zum Abgleich der Buchinven-
tur mit dem tatsächlich vorhandenen Be-
stand- eine körperliche Inventur durchge-
führt. Sachgegenstände mit einem Wert 
unter 410 € netto werden nicht erfasst. 

Frau Löwe sagt zu, den Hinweis des AM Prof. Dr. Hölter auf eine Gebührennutzung für Waschmaschinen aufzunehmen.  

8 SPD 17.01.2023 28 1.05.03 Asylleistungen 219 Wie kommen 4.500 EUR Telefonkosten 
zustande? 

Es handelt sich um die monatlichen Nut-
zungsgebühren für Bereitstellung von W-
LAN und den Betrieb von Nottelefonen in 
8 städtischen Notunterkünften 

12



015/2023  Seite 10 von 17 

9 SPD 17.01.2023 35 1.10.03 Wohnungs-
bauförderung 

274 Wohnbauförderung: Welche Maßnah-
men und Tätigkeiten gehört zu dieser 
Produktgruppe? 

Erteilung von Wohnberechtigungsschei-
nen, Vermittlung von mit öffentlichen Mit-
teln gefördertem Wohnraum, Ausstellung 
von Bezugsgenehmigungen und Woh-
nungsfreistellungen, Bescheinigungen für 
die Prüfung von Zinssenkungsanträgen für 
Baumaßnahmen im Rahmen der öffentli-
chen Förderung, Bestands- und Beset-
zungskontrollen der mit öffentlich-
rechtlichen Mitteln geförderten Wohnun-
gen 

10 UWG 19.01.2023 25 1.05.03 Asylleistungen 206 Warum sinken die Zuwendungen? Zeile 
2 

siehe Antwort zu Fragen 24 und 26 

11 UWG 19.01.2023 26 1.05.03 Asylleistungen 219 Wie wird der Bedarf an Neuanschaffun-
gen von der Verwaltung kontrolliert? 
Wie ist der Mindeststandard seitens der 
Stadt definiert? 

Über Ersatzbeschaffungen im laufenden 
Betrieb entscheidet der mit der Beschaf-
fung beauftragte Teamleiter der in den 
Unterkünften tätigen Hausmeister in eige-
ner Verantwortung. Anschaffungen in grö-
ßerem Umfang unterliegen den Vergabe-
richtlinien und den darin verbindlich fest-
gelegten Entscheidungsinstanzen, der 
Beschaffungsvorgang wird entsprechend 
protokolliert. Die eingesetzten Haushalts-
großgeräte müssen dem üblichen Stan-
dard der auf dem Markt angebotenen Ge-
räte für Mehrpersonenhaushalte im niedri-
gen Preisniveau entsprechen.  

Auf Nachfrage von AM Horch werden die allgemeinen Standards für die Einrichtung einer Flüchtlingsunterkunft und wo diese festgelegt sind, mitgeteilt.  

12 UWG 19.01.2023 27 1.05.03 Asylleistungen ? Welche Gesamtkosten (Sach/Personal) 
fallen mit dem Betrieb der städt. Kitas 
an? 

Unter Produkt 1.05.03 Asylleistungen sind 
keine Sach- und Personalkosten für den 
Betrieb städtischer KiTa‘s geplant.  

13
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13 UWG 19.01.2023 35 1.10.03 Wohnungs-
bauförderung 

274 Wie viele Fallzahlen gibt es im Bereich 
der Wohnungsbauförderung? Welchen 
Aufgaben kommen die (verm. 2 FTE) 
nach? 

In 2022 wurden 190 Wohnberechtigungs-
scheine ausgestellt, Tendenz steigend.  
Der kontrollpflichtige Wohnungsbestand 
betrug in 2022 980 Einheiten. Das Soll der 
durchzuführenden Wohnungskontrollen 
betrug 327, tatsächlich wurden 443 Woh-
nungen kontrolliert. In 2022 wurden 9 
Zinssenkungsanträge gestellt, es wurden 
4 Bezugsgenehmigungen und 1 Freistel-
lung erteilt. 90 Personen waren woh-
nungssuchend gemeldet, vermittelt wer-
den konnte Wohnraum für 30 Personen. 

14 UWG 19.01.2023 54 1.05.03 Asylleistungen 218, 
Z. 15 

Was versteht man bei den Asylleistun-
gen unter "Besondere Fälle"? 

Gemäß § 3 Abs. 1 Asylbewerberleistungs-
gesetz (AsylbLG) haben Asylbewerber in 
den ersten 17 Monaten ihres Aufenthaltes 
in Deutschland nur Anspruch auf die sog. 
Grundleistungen.  
Der sich aus dem notwendigen Bedarf 
(Ernährung, Unterkunft, Heizung, Kleidung, 
Gesundheitspflege, Gebrauchs- und Ver-
brauchsgütern des Haushalts) und dem 
notwendigen, persönlichen Bedarf (Ta-
schengeld) zusammensetzende Gesamt-
betrag ist niedriger als die ab dem 18. Mo-
nat des Aufenthaltes zustehende Leistung 
in besonderen Fällen.  
Der dann mtl. zustehende Betrag entspricht 
dem Regelsatz, den Empfänger von Regel-
leistungen nach dem Sozialgesetzbuch 
Zwölf (SGB XII) erhalten. Beispiel: Ein al-
leinstehender, volljähriger Asylbewerber 
erhält in den ersten 17 Monaten seines 
Aufenthaltes aktuell 410€ für die Deckung 
seiner Lebenshaltungskosten. Ab dem 18. 
Monat seines Aufenthaltes erhält er aktuell 
502€.  

14
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15 B'90 / Die 
Grünen 

19.01.2023 22 1.01.17 Inklusion und 
Demographie 

122 Zeile 2: Warum werden ab 2023 keine 
Zuwendungen und allg. Umlagen aus-
gewiesen? 

Der Ansatz wird im Rahmen einer Korrek-
tur bei Amt 13 unter Projektgruppe 1.03.07 
Sonstige schulische Aufgaben erfolgen. 
Die Zuwendung dient der Verwirklichung 
der schulischen Inklusion und sind daher 
im Bereich der Schulverwaltung anzuset-
zen.  

16 B'90 / Die 
Grünen 

19.01.2023 23 1.01.17 Inklusion und 
Demographie 

122 Zeile 11: Wie erklärt sich, dass sich die 
Personalaufwendungen ab 2023 nur 
noch bei rd. 5.000,- p. a. bewegen? 
Welches Personal ist damit gemeint? 
Wie korrespondiert dies mit den Leis-
tungen, erster Spiegelstrich: Steuerung 
der Lenkungsgruppe "Inklusion"? 

Es wird noch eine textliche Anpassung des 
Produktbereiches Inklusion erfolgen. Die 
Neuordnung der Aufgabe ist textlich noch 
nicht nachvollzogen. Bisher wurde die 
Stabsstelle Inklusion und Demographie mit 
ihren Personalkosten abgebildet. Künftig 
wird die Aufgabe der Steuerung weitge-
hend durch Amt 5 wahrgenommen. Da die 
Neuorganisation des Amtes bei Aufstellung 
der Ansätze und bis heute noch nicht ab-
geschlossen ist, wurde auf eine Auswei-
sung von Personalkostenansätzen aufga-
benbezogen zunächst verzichtet. 

17 B'90 / Die 
Grünen 

19.01.2023 24 1.01.17 Inklusion und 
Demographie 

122 Erläuterungen Zeile 16 Sonstige ordent-
liche Aufwendungen: Was hat es mit 
Fortbildungsaufwendungen i. H. v. 
15.000,- auf sich, wenn doch nur Per-
sonal im Umfang von 5.000,- vorgese-
hen ist? 

Nach der Umorganisation der Ämter und 
der Neuanbindung des Fachbereichs Inklu-
sion in Amt 5 und der Trennung der Bud-
gets für die Bildungsbereiche und den all-
gemeinen Bereich wurden Ansätze gebil-
det, um in dem Themenfeld handlungsfähig 
zu sein. Der Ansatz für Fortbildungsmaß-
nahmen wurde von den Vorjahren über-
nommen, um im Bereich Inklusion Mittel 
Verfügung stellen zu können insbesondere 
für interne Fortbildungen (z.B. im Bereich 
leichte Sprache), als auch für Impulse in 
anderen Handlungsfeldern. 

15
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18 B'90 / Die 
Grünen 

19.01.2023 25 1.01.17 Inklusion und 
Demographie 

122 Ebenfalls Erläuterungen Zeile 16 Sons-
tige ordentliche Aufwendungen: In wel-
cher Höhe haben die Bildungseinrich-
tungen Mittelbedarf zur Förderung der 
Inklusion angemeldet? 

Nach der Umorganisation der Ämter und 
der Neuanbindung des Fachbereichs Inklu-
sion in Amt 5 wurde die bisherige Bildung 
der Ansätze beibehalten, um in dem The-
menfeld handlungsfähig zu sein. 
Die Ansätze werden nach Abschluss der 
Umorganisation einer Evaluation unterzo-
gen werden und erforderlichenfalls noch 
angepasst. 

19 B'90 / Die 
Grünen 

19.01.2023 26 1.01.17 Inklusion und 
Demographie 

124 Zeile 9: Welches bewegl. Anlagevermö-
gen im Umfang von 50.000,- ist zum 
Erwerb vorgesehen? Ist der Ansatz 
angesichts des Ergebnisses von 2021 
angemessen? Was haben die Bildungs-
einrichtungen angemeldet? 

Auch hier wurden Ansätze der Vorjahre 
übertragen und werden nach Abschluss 
der Umorganisation einer Evaluation unter-
zogen werden.  

20 B'90 / Die 
Grünen 

19.01.2023 36 1.05.01 Grundversorgung 207 Zeile 2: Wie erklären sich die deutlich 
sinkenden Zuwendungen und allg. Um-
lagen? 

siehe Antwort zu Fragen 24 und 26 

21 B'90 / Die 
Grünen 

19.01.2023 55 1.10.03 Wohnungs-
bauförderung 

273 Wenn in der Stadt mehr öffentlich ge-
förderter Wohnraum geschaffen wird, 
muss nachverfolgt werden, ob die jetzi-
ge Ausstattung mit dem Personal (Ver-
gleiche andere Kommunen?) ausreicht 

Um die Themen "soziale Stadtentwicklung 
und öffentlich geförderter Wohnraum" per-
sonell besetzen zu können, sind im Stel-
lenplan zum Haushalt 2023 / 2024 0,5 zu-
sätzliche Stellenanteile beantragt.  

16
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2. Anträge zum Ausschuss für Soziales, Inklusion und Demographie 

 

lfd. 
Nr. 

Fraktion 
Datum der 

Anfrage  
Nr. der 
Anfrage 

Produkt Bezeichnung 
Seite  

im 
HPl 

Inhalt: Anträge 
Antworten und Stellungnahmen   

sowie Beschlussentwürfe der Verwaltung 

1 SPD 17.01.2023 6 1.05.02 Soziale Einrich-
tungen und Leis-

tungen 

209 Erstellung eines Mietspiegels: Auswei-
sung des seitens der Verwaltung ermit-
telten Ansatzes zumindest in der mittel-
fristigen Finanzplanung 2025 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Entsprechend dem Beschluss des Rates vom 
17.11.2022 zur Erstellung eines qualifizierten 
Mietspiegels (Vorlage 567/2022-5) wurde über 
den Veränderungsnachweis zur Entwurfspla-
nung des Haushaltes 2023 / 2024 vom 
02.12.2022 für den Haushalt 2023  ein Auf-
wand in Höhe von 40.000 € mitgeteilt. Für die 
Fortschreibung bzw. gesetzlich vorgeschriebe-
ner Neuauflage wurden für die Folgejahre ent-
sprechende Aufwendungen angemeldet. 
 
Beschlussentwurf: 
Der SIDA nimmt die Ausführungen der Verwal-
tung zur Kenntnis. 
 

Beschluss: 
Der SIDA nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis. 
Einstimmig 

2 UWG 19.01.2023 13   #NV   Die UWG beantragt, städtische  (Sam-
mel-)Unterkünfte mit dem notwendigen 
Mindeststandard auszustatten (auch 
aus Nachhaltigkeitsgründen sollen z.B. 
keine Trockner zur Verfügung gestellt 
werden, die Nutzung von Waschma-
schinen im Gemeinschaftswaschküchen 
soll geprüft werden) 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Verwaltung prüft regelmäßig die vom Bund 
und Land gesetzten Mindeststandards der 
Unterkünfte für Menschen mit Fluchterfahrung 
und setzt diese entsprechend um. Eine Nach-
haltigkeits- oder Klimakomponente ist in diesen 
Standards nicht enthalten, da vorrangig 
Grundbedürfnisse und Teilhabechance forciert 
werden. Eine Ausstattung mit technischen Ge-
räten wird im Sinne der Wirtschaftlichkeit und 
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lfd. 
Nr. 

Fraktion 
Datum der 

Anfrage  
Nr. der 
Anfrage 

Produkt Bezeichnung 
Seite  

im 
HPl 

Inhalt: Anträge 
Antworten und Stellungnahmen   

sowie Beschlussentwürfe der Verwaltung 

Angemessenheit praktiziert.  
 
Beschlussentwurf: 
Der SIDA nimmt die Ausführungen der Verwal-
tung zur Kenntnis. 
 
 

Beschluss: 
Der SIDA nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis. 
Einstimmig 

3 B'90 /Die 
Grünen 

19.01.2023 5 1.01.17 Inklusion und 
Demographie 

121 Antrag: Fraktion Bündnis 90/GRÜNE 
beantragt entsprechend dem bereits am 
16.03.2021 im SIDA einstimmig gefass-
ten Beschluss bei den Zielen die Hand-
lungsfelder ausdrücklich zu benennen 
und umzusetzen: 
• Verankerung des Inklusionsgedanken 
in den Bildungseinrichtungen im Stadt-
gebiet, in der Stadtgesellschaft und 
innerhalb der Stadtverwaltung in den 
Handlungsfeldern Verwaltung, barriere-
freie Kommunikation und Information; 
Berufsausbildung und Arbeit; Quartiers-
entwicklung, Gesundheit und Pflege; 
Infrastruktur, Verkehr und Mobilität so-
wie Sicherung der Teilhabe am politi-
schen und gesellschaftlichen Leben. 
 
Darüber hinaus sollen die Leistungen 
und die Zielgruppen wie folgt zu ergän-
zen: 
Leistungen, Ergänzung eines vierten 
Spiegelstrichs: 
• Unterstützung der Stadtverwaltung bei 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Umorganisation im Bereich Inklusion wurde 
textlich bei den Beschreibungen der Produkt-
gruppen noch nicht ausreichend berücksichtigt. 
Eine textliche Anpassung entsprechend der im 
SIDA beschlossen Handlungsfelder wird vor-
genommen.  
 
Beschlussentwurf: 
Der SIDA nimmt die Ausführungen der Verwal-
tung zur Kenntnis. 
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lfd. 
Nr. 

Fraktion 
Datum der 

Anfrage  
Nr. der 
Anfrage 

Produkt Bezeichnung 
Seite  

im 
HPl 

Inhalt: Anträge 
Antworten und Stellungnahmen   

sowie Beschlussentwürfe der Verwaltung 

der Umsetzung o. g. Grundlagen durch 
entsprechende Fortbildungen 
Analog dazu Zielgruppen, Ergänzung 
eines dritten Spiegelstriches: 
• Stadtverwaltung (mit einem Schwer-
punkt auf Mitarbeitenden mit Kunden-
kontakt und in der Personalabteilung) 
 
Begründung: Für die Beschreibung der 
Produktgruppe und damit den Zielen 
und Zielgruppen sowie Handlungsfel-
dern liegt ein einstimmiger bereits Be-
schluss vor und sollte daher umgesetzt 
werden. 

Beschluss: 
Der SIDA nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis. 
Einstimmig 

4 B'90 /Die 
Grünen 

19.01.2023 6 1.01.17 Inklusion und 
Demographie 

  Antrag: Die Fraktion Bündnis 
90/GRÜNE beantragt, dass das Produkt 
1.01.17.02 Demographie wieder mit 
einer eigenen Produktbeschreibung in 
den Haushalt aufgenommen wird (Ana-
lyse der künftigen Bevölkerungsentwick-
lung und der Auswirkungen auf kommu-
nale Handlungsfelder). 
Begründung: Damit bekommt das The-
ma Demographie eine eindeutige Sicht-
barkeit und Transparenz, auch wenn 
sich der Bereich noch in Umstrukturie-
rung befindet. 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Nach Abschluss der Umorganisation wird ent-
schieden werden, ob es eines eigenen Pro-
duktbereiches Demographie bedarf. Für den 
jetzt vorgelegten Doppelhaushalt ist das man-
gels notwendigen Ansätzen nicht der Fall. In 
den Erläuterungstexten im Bereich der Inklusi-
on kann das Handlungsfeld mit erwähnt wer-
den, damit es im Haushalt abgebildet wird. 
Eine Neuberechnung von Haushaltsansätzen 
zur eindeutigen Sichtbarkeit hält die Verwal-
tung für zu aufwändig. 
 
Beschlussentwurf: 
Der SIDA nimmt die Ausführungen der Verwal-
tung zur Kenntnis. 
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lfd. 
Nr. 

Fraktion 
Datum der 

Anfrage  
Nr. der 
Anfrage 

Produkt Bezeichnung 
Seite  

im 
HPl 

Inhalt: Anträge 
Antworten und Stellungnahmen   

sowie Beschlussentwürfe der Verwaltung 

 
Frau von Bülow sagt auf Anregung von Frau Dr. Böhme zu, in der Stellungnahme der Verwaltung das Wort „kann“ das Handlungsfeld durch das Wort „wird“ das Hand-
lungsfeld zu ersetzen. 
Beschluss: 
Der SIDA nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis. 
Einstimmig 

 

 

 
Der Ausschuss nimmt einstimmig Kenntnis von dem Stellenbedarf. 

20



TOP 

 
 

  Seite 1 von 1 

Ausschuss für Soziales, Inklusion und Demographie 24.05.2023 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 313/2023-5 

    Stand 08.05.2023 

 
Betreff 
 

Vorstellung LebEKa 

 
Sachverhalt 
 
Die LebEKa (Lebensmittelausgabe der Evangelischen und Katholischen Kirchen in Bornheim 
und Alfter) sammelt Lebensmittelspenden, so wie die Tafeln in anderen Städten und Ge-
meinden, und gibt diese an bedürftige Menschen weiter.  
Die LebEKa in Bornheim besteht seit 2004 und wurde 2006 durch die zweite Ausgabestelle 
in Kardorf ökumenisch. Es folgten die Ausgabestellen 2008 in Hersel und 2010 in Alfter-
Oedekoven. Zurzeit arbeiten hier insgesamt ca. 100 ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
keine 
 
Auswirkungen auf das Klima 
 

1. Grundeinschätzung  
 

 Mit dem Vorhaben ist keine klimarelevante Wirkung verbunden. → weiter bei 3.  
Mit dem Vorhaben ist eine klimarelevante Wirkung verbunden. → weiter bei 2.  

 

2. Klima-Test  
Die mit dem Vorhaben verbundene klimarelevante Wirkung ist  
 

positiv  
negativ 

→ weiter bei 3.  
 
 

3. Begründung   
      

 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Flyer der LebEKa 
 

Ö  5Ö  5
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Die LebEKa besteht seit 2004 in Bornheim und wurde 
2006 durch die zweite Ausgabestelle in Kardorf 
ökumenisch. Weitere Ausgabestellen folgten 2008 in 
Hersel und 2010 in Alfter-Oedekoven.  
Neben den Lebensmittelausgaben wurden 2005 die 
Kinderkleiderstube „Hängematte“ und 2007 das 
Möbellager ins Leben gerufen.  
Zurzeit arbeiten hier insgesamt ca. 80 ehrenamtliche 
Mitarbeiter. Weitere Ehrenamtliche sind herzlich 
willkommen. 
 
Finanzielle Spenden können auf folgendes Konto 
eingezahlt werden: 

 

Ev. Kgm. Vorgebirge bei der KSK Köln 
IBAN: DE12 3705 0299 0046 2108 03 
BIC: COKSDE33XXX 
Verwendungszweck: LebEKa  
(für Spendenquittungen bitte Name und Anschrift angeben) 

  
Kontakt Lebensmittelausgabe: 0170 – 1059235 

(Dienstag – Freitag 9.00 - 15.00 Uhr) 
 

www.lebeka.de 
 
Kirchliche Vertretungen und Postanschriften: 
 
Ev. Kgm. Vorgebirge          KGV Bornheim-Vorgebirge 
Diakonin Stefanie Schmelzer        Diakon Joachim Fuhrmann 
Königstr. 21          Straßburger Str. 19 
53332 Bornheim          53332 Bornheim 
Tel. 02222- 940 444         Tel. 02227- 9269521  

 

 
Lebensmittelausgabe der Evangelischen und 
Katholischen Kirchen in Bornheim und Alfter 

 

Lebensmittelausgabe 
für Menschen mit geringen Einkommen 

seit 2004 
 

Hängematte 
günstige Baby-/ Kinderkleidung bis Gr. 116  

seit 2005 
 

Möbellager 
günstige Möbel und Hausrat 

seit 2007 

 

www.lebeka.de  

(Stand März 2019) 

Ö  5Ö  5

22



Lebensmittelausgabestellen 
der Evangelischen und Katholischen Kirchen 

 

Ausgabe und Kontakt in Bornheim 
für die Orte: Bornheim, Brenig, Dersdorf und Roisdorf 

Jeden Mittwoch von 10:30 – 12:00 Uhr 
Versöhnungskirche, Königstraße 21 in Bornheim 

 

Anmeldung: 09:15 – 10:15 Uhr vor der Ausgabe 
Neuanmeldungen und Verlängerungen 09:00 – 09:30 Uhr 

 
Ausgabe und Kontakt in Hersel 
für die Orte: Hersel, Uedorf und Widdig 

Jeden Donnerstag von 10:30 – 11:30 Uhr 
Mertensgasse 17a in Hersel 

 

Anmeldung: 1 Std. vor der Ausgabe 

 
Ausgabe und Kontakt in Kardorf 

für die Orte: Kardorf, Waldorf, Merten, Hemmerich, Rösberg, 
Walberberg und Sechtem 

Jeden Freitag von 10:30 – 11:30 Uhr 
Travenstr. 11 in Kardorf 

 

Anmeldung: 1 Stunde vor der Ausgabe 

 
Ausgabe und Kontakt in Alfter-Oedekoven 
für die Orte: Alfter, Oedekoven, Impekoven, Gielsdorf,  

Volmershoven und Witterschlick 
Jeden Mittwoch von 14:00 – 15:00 Uhr 

Jungfernpfad 17 in Oedekoven 
 

Anmeldung: 1/2 Stunde vor der Ausgabe 
 

Aktuelles unter: www.lebeka.de 

„Hängematte“ 
 

Baby- Kinderkleidung bis Größe 116 
Versöhnungskirche, Königstr. 21, 53332 Bornheim 

 

Öffnungszeiten: Dienstag 14.00 - 16.30 Uhr 
            Mittwoch 10.00-12.00 Uhr (während der LebEKa) 

1. Donnerstag im Monat:  16.00-18.00 Uhr  

In den Schulferien und an Feiertagen geschlossen. 
Aktuelle Infos durch Aushänge und auf www.lebeka.de. 

 

Gut erhaltene Kinderkleidung bis Größe 116 kann zu den 
Öffnungszeiten abgegeben werden. Sonstige Ausstattung 
für Babys und Kleinkinder nach Absprache. 

 
Möbellager 

 
günstige Möbel und Hausrat aus und für Bornheim 

Ausgabe: Bergstraße 68 in Bornheim-Waldorf 
 

Donnerstag von 15.00 – 18.00 Uhr 
 

Sachspenden aus Bornheim können unter Tel. 02227-
9214973 angemeldet werden (Anrufbeantworter). Wir 
rufen Sie  Mittwochnachmittag zurück. 
Telefon während der Öffnungszeit: 0157 – 52213078 

 
Aktuelles unter: www.lebeka.de 
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Ausschuss für Soziales, Inklusion und Demographie 24.05.2023 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 285/2023-5 

    Stand 11.05.2023 

 
Betreff 
 

Verwendung der Mittel aus dem Stärkungspakt NRW 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Soziales, Inklusion und Demographie nimmt die Ausführungen der Ver-
waltung zur Kenntnis. 
 
Sachverhalt 
 
Die Landesregierung stellt mit dem umfangreichem Unterstützungsprogramm „Stärkungspakt 
NRW – gemeinsam gegen Armut“ den Kommunen für das Jahr 2023 insgesamt rund 150 Millio-
nen Euro zur Bekämpfung der Armut zur Verfügung. Hierzu wurde ein Runderlass des Ministeri-
ums für Arbeit, Soziales und Gesundheit am 01.01.23 gefasst (siehe Anlage 1).  
 
Auf den Rhein-Sieg-Kreis (Kreisverwaltung und kreisangehörige Kommunen) fallen insgesamt ca. 
3,35 Millionen Euro. Der Stadt Bornheim stehen aus diesen Mitteln 173.250 Euro zu.  
 
Mit diesem Programm können Einrichtungen der kommunalen sozialen Infrastruktur bei der Fi-
nanzierung ihrer laufenden Ausgaben unterstützt werden. Auch Honorarausgaben für Fachkräfte 
und zusätzliche Personalkosten können finanziert werden, sofern sie aus zusätzlichen, krisenbe-
dingten Aufgaben erwachsen. Darüber hinaus sind Einzelfallhilfen für Personen in existenziellen 
Notlagen möglich. Der Rhein-Sieg-Kreis entwickelte Anfang des Jahres dazu ein „drei Säulen 
Modell“, welches Anfang März 23 im Kreissozialausschuss vorgestellt wurde. Dieses gliedert sich 
wie folgt:  
 
1. Säule: Förderung der sozialen Infrastruktur (Honorar- und Betriebskosten)  
2. Säule: Beitrag zu einer energieeffizienten Zukunft (Verfügungsfonds)  
3. Säule: Unterstützung für Bürgerinnen und Bürger (Einzelfallhilfen) 
 
Ferner fasste die Kreisverwaltung die Absprache über die Zuständigkeiten für die jeweiligen För-
derungen aus den Mitteln des Stärkungspaktes NRW wie folgt zusammen:  
 
a) Der Rhein-Sieg-Kreis konzentriert sich auf kommunenübergreifende Maßnahmen und Projek-
te.  
b) Die Kommunen sollen sich für die jeweiligen vor Ort Wirkung zeigenden Maßnahmen und Pro-
jekte zuständig zeigen.   
 
Eine Doppelförderung ist ausgeschlossen.  
 
Die Kommunen haben entsprechende Mittel vom Land NRW für die Weiterleitung an Einrichtun-
gen der sozialen Infrastruktur erhalten. Jedoch blieben diverse Fragestellungen zur Verwendung 
der Mittel mit dem Zuwendungsbescheid und den zur Verfügung gestellten Begleitinformationen 
unbeantwortet, so dass u.a. die Kreisverwaltung des Rhein-Sieg-Kreises einen Fragenkatalog an 
das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes NRW übermittelte. Dieser bein-
haltet u.a. das konkrete Zeitfenster der Finanzierung, Detailfragen zu förderfähigen Personalkos-

Ö  6Ö  6
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ten und Optionen für Investitionen zu energieeffizienter Ausstattung.  
Am 27.03.23 wurden dann detaillierte Informationen über eine aktualisierte FAQ-Liste zur Verfü-
gung gestellt (Anlage 2).  
 
Ab diesem Zeitpunkt bereitete die Verwaltung die Bedarfsabfrage an die lokalen Träger und Part-
ner:innen der sozialen Infrastruktur in Bornheim vor. Diese endete zum 30.04.23.  
Aktuell ist die Verwaltung mit der Auswertung und Prüfung der Rückläufe befasst. Zum Termin 
des Ausschusses beabsichtigt die Verwaltung schon eine konkrete Verwendung der Fördermittel 
vorschlagen zu können und wird hierzu eine Ergänzungsvorlage vorlegen. 
 
Zum Stichtag 30.06.23 ist eine Bedarfsmeldung an das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales des Landes NRW zu richten.  
 

Auswirkungen auf das Klima 
 

1. Grundeinschätzung  
 

 Mit dem Vorhaben ist keine klimarelevante Wirkung verbunden. → weiter bei 3.  
Mit dem Vorhaben ist eine klimarelevante Wirkung verbunden. → weiter bei 2.  

 

2. Klima-Test  
Die mit dem Vorhaben verbundene klimarelevante Wirkung ist  
 

positiv  
negativ 

→ weiter bei 3.  
 
 

3. Begründung   
      

 
Anlagen zum Sachverhalt 
 

1. Richtlinien zum Stärkungspakt NRW als „Anlage 2 zur Kabinettvorlage MAGS, Richt-
linie zur Gewährung von Leistungen aus Gründen der Billigkeit für die Kreise, kreis-
freien Städte sowie die kreisangehörigen Städte und Gemeinden in Nordrhein-
Westfalen („Stärkungspakt NRW“) / Runderlass des Ministeriums für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen vom 1. Januar 2023“ 
 

2. Begleitinformationen / FAQ-Liste „Stärkungspakt NRW – gemeinsam gegen Armut“, 
Stand 27.03.23 
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Anlage 2 zur Kabinettvorlage MAGS 
Richtlinie zur Gewährung von  

Leistungen aus Gründen der Billigkeit 
für die Kreise, kreisfreien Städte sowie 

die kreisangehörigen Städte und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen 
(„Stärkungspakt NRW“) 

 
Runderlass des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

des Landes Nordrhein-Westfalen 
vom 1. Januar 2023 

 
1 
Zweck, Rechtsgrundlage 
1.1 
Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie und der Verwaltungsvorschriften – VV in 
der Fassung vom 10. Juni 2022 - zu § 53 Landeshaushaltsordnung – LHO in der Fassung vom 
26. April 1999 -  finanzielle Unterstützungsleistungen für die Kreise, kreisfreien Städte sowie 
die kreisangehörigen Städte und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen. Die 
Unterstützungsleistungen werden vor dem Hintergrund der aktuellen krisenbedingt steigenden 
Energiepreise, der hohen Inflation sowie einer verstärkten Inanspruchnahme sozialer 
kommunaler Infrastrukturen für das Jahr 2023 gewährt. 
1.2 
Ein Anspruch auf Gewährung der Billigkeitsleistung besteht nicht, vielmehr entscheidet die 
Bewilligungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel. 
 
2 
Gegenstand der Billigkeitsleistung 
Einrichtungen der sozialen Infrastruktur stehen angesichts der krisenbedingt steigenden 
Ausgaben und einer verstärkten Inanspruchnahme vor besonderen Herausforderungen, die in 
den vergangenen Wochen und Monaten bereits zu Einschränkungen und Schließungen von 
Angeboten geführt haben. Zur Aufrechterhaltung des Betriebs von Einrichtungen der sozialen 
Infrastruktur sowie zur Anpassung an den erhöhten Bedarf und einer zunehmenden 
Inanspruchnahme von Angeboten vor dem Hintergrund krisenbedingt steigender Energiepreise 
sowie der aktuell hohen Inflation werden Billigkeitsleistungen gewährt. 
 
Darüber hinaus können über kommunale Verfügungsfonds bzw. Härtefallregelungen 
Bürgerinnen und Bürger insbesondere zur Vermeidung von Überschuldungen, Energiesperren 
und Wohnungsverlusten unterstützt werden. 
 
Die unter 3.1 aufgeführten Leistungsempfangenden können die Leistung selbst verwenden 
und/oder an Einrichtungen anderer Träger der sozialen Infrastruktur weitergeben. Sofern die 
Einrichtungen gegenüber den Leistungsempfangenden zweckentsprechende Mittelbedarfe 
anmelden, kann diesen nach Vorlage einer Bedarfsaufstellung (Anlage 1) eine finanzielle 
Unterstützung in Höhe der voraussichtlich entstehenden Aufwendungen zur Verfügung gestellt 
werden.  
 
Berücksichtigungsfähig sind: 
2.1. 
die Unterstützung der Sozial- und Schuldnerberatung in Kommunen, 
2.2 
die Unterstützung der sozialen Infrastruktur in Kommunen  

Ö  6Ö  6
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(wie z.B. Tafeln, Kleiderkammern, Sozialkaufhäusern, Lebensmittelverteiler, Wohnungslosen- 
und Suchtberatungseinrichtungen, Erwerbslosenzentren, Seniorentreffs etc.), 
Begegnungseinrichtungen und Nachbarschaftsnetzwerken in den Quartieren / Stadtteilen 
(„Stadtteilwohnzimmer“, „Wärmeräume“), 
2.3 
Programme und Maßnahmen für Einzelfallhilfen zur kurzfristigen, außerplanmäßigen 
Intervention für besondere Angelegenheiten sowie Unterstützungsleistungen, die zur 
Vermeidung bzw. Beseitigung finanzieller Härten bei Bürgerinnen und Bürgern beitragen 
(insbesondere zur Vermeidung von Überschuldungen, Energiesperren und 
Wohnungsverlusten), soweit im Einzelfall vorrangige Leistungsansprüche nicht in 
ausreichendem Umfang zur Verfügung stehen bzw. realisiert werden können. 
2.4 
Ausgenommen sind Personalausgaben, die unmittelbar mit der verwaltungsmäßigen 
Umsetzung der Unterstützungsleistungen zusammenhängen, sowie investive Ausgaben. 
Förderfähig sind demgegenüber Ausgaben für Personal, welches unmittelbar zur Erbringung 
der unter Nr. 2.1 und Nr. 2.2 genannten Unterstützungsleistungen eingesetzt wird. Dabei muss 
es sich um zusätzliche Ausgaben aufgrund einer krisenbedingten, temporären Ausweitung der 
Beschäftigungszeiten für bestehendes Personal oder höhere, zusätzliche Personalbedarfe 
aufgrund einer verstärkten Inanspruchnahme und einem damit einhergehenden, ebenfalls 
zeitlich begrenzten Ausbau der sozialen Dienstleitungen handeln. Bei der Bereitstellung der 
Mittel ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass die Finanzierung auf die im Kalenderjahr 2023 
entstehenden Personalausgaben beschränkt ist. 
 
3  
Leistungsempfangende 
Leistungsempfangende sind die 

a) Kreise in Nordrhein-Westfalen sowie die StädteRegion Aachen, 
b) kreisfreien Städte in Nordrhein-Westfalen,  
c) kreisangehörigen Städte und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen. 

 
4 
Voraussetzungen für die abschließende Gewährung der Billigkeitsleistungen 
Die Leistungen werden zunächst an die Leistungsempfangenden von Amts wegen ausgezahlt. 
Die zweckentsprechende Verwendung der Mittel muss nachgewiesen werden. 
Die Leistungen der Billigkeit werden nur für Ausgaben gewährt, für die keine Förderungen 
beantragt oder bewilligt wurden. Doppelförderungen sind ausgeschlossen.  
 
Im Falle einer Überkompensation (Entschädigungs-, Versicherungsleistungen, andere 
Fördermaßnahmen, zweckgebundene Spenden etc.) oder einer Nichtverausgabung der Mittel 
sind die gewährten Leistungen zurückzuzahlen. 
 
Eine Rückzahlung, die nach dem 13. Oktober 2023 für nicht verplante Mittel (vgl. 6.2) oder 
nach dem 31. März 2024 für nicht verausgabte Mittel erfolgt oder für die ein 
Erstattungsanspruch nach §§ 48, 49 VwVfG NRW geltend gemacht wird, werden ab dem 
jeweiligen Zeitpunkt mit fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz jährlich verzinst (§ 49a 
Abs.3 Satz 1 VwVfG NRW). 
 
5 
Art und Umfang, Höhe der Leistungen 
5.1 
Die Billigkeitsleistung (Ziffer 2) wird den Leistungsempfangenden in Nordrhein-Westfalen 
ohne Antrag für den Zeitraum 1. Januar 2023 bis 31. Dezember 2023 in Abhängigkeit der 
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absoluten Zahl an Mindestsicherungsbeziehenden je Leistungsempfangenden zum Stand 31. 
Dezember 2021 gewährt. Die Anzahl der sich hieraus ergebenden Betroffenen wird für die 
kreisfreien Städte mit dem Wert 79 Euro, für kreisangehörige Städte und Gemeinden mit dem 
Wert 63 Euro und für Kreise mit dem Wert 16 Euro multipliziert.  
5.2 
Die Leistungsempfangenden haben im Falle der Gegenfinanzierung entsprechender Ausgaben 
durch Leistungen Dritter und/oder zweckgebundene Spenden die gewährte Unterstützung zu 
erstatten. 
Die insgesamt gewährte Leistung reduziert sich um nicht bis zum 30. September 2023 
verausgabte bzw. verbindlich verplante Beträge entsprechend. 
5.3 
Die Unterstützung wird als einmalige Leistung gewährt. 
 
6 
Verfahren 
6.1 
Bewilligungs- und Auszahlungsverfahren 
Die Bewilligung der Unterstützungsleistungen erfolgt durch das Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen als zuständige Bewilligungsbehörde. 
Die Auszahlung der Billigkeitsleistungen erfolgt in Form einer einmaligen Zahlung an die 
Leistungsempfangenden nach Eintritt der Rechtskraft des Bewilligungsbescheides.  
6.2 
Berichtswesen 
Zu den Stichtagen 30. Juni 2023 und 30. September 2023 haben die Leistungsempfangenden 
gegenüber dem Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-
Westfalen über den Einsatz der Mittel zu berichten (Anlage 2), die Vorlage von Einzelbelegen 
ist nicht erforderlich. 
Mittel, die bis zum 30. September 2023 nicht verplant sind, sind unaufgefordert bis spätestens 
13. Oktober 2023 zurückzuzahlen. 
 
6.3 
Verwendungsnachweisverfahren 
Als Verwendungsnachweis haben die Leistungsempfangenden gegenüber der 
Bewilligungsbehörde bis zum 31. März 2024 eine tabellarische Aufstellung der Ausgaben 
sowie der weitergegebenen Unterstützungsleistungen vorzulegen (Anlage 3).  
Einrichtungen, die Unterstützungsleistungen im Wege der Weitergabe erhalten, haben bis 
spätestens zum 29. Februar 2024 gegenüber der betreffenden Kommune die 
zweckentsprechende Verwendung der Billigkeitsleistung durch eine tabellarische Übersicht der 
getätigten Ausgaben nachzuweisen (Anlage 4), die Vorlage von Einzelbelegen ist nicht 
erforderlich. Alle diesbezüglich rechterheblichen Unterlagen (Rechnungen, Quittungen, etc.) 
sind bis zum 31. Mai 2034 aufzubewahren. 
 
7 
Inkrafttreten/Außerkrafttreten 
Die Billigkeitsrichtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2023 in Kraft und mit Ablauf zum 31. 
Dezember 2024 außer Kraft. 
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Stand März 2023 

 

Begleitinformationen / FAQ-Liste 

„Stärkungspakt NRW – gemeinsam gegen Armut“ 
 

Inhaltsverzeichnis 
 

Hintergrund und Zielsetzung 2 

 

Allgemeines 2 neu 

Adressat der Unterstützungsleistungen 2 

Dauer / Zeitraum 3 

 

Gegenstand der Unterstützung 4  neu 

Sozial- und Schuldnerberatung 4  neu 

Soziale Infrastruktur 4  neu 

Programme und Maßnahmen für Einzelfallhilfen 5 

Vorrangige Inanspruchnahme anderer Programme 5 neu 

 

Finanzierungsfähige Ausgaben 6  neu 

Grundsätze 6  neu 

Krisenbedingte Mehrausgaben bei laufenden Angeboten 7  neu 

Krisenbedingte Schaffung zusätzlicher Angebote 8  neu 

Ausgaben für Einzelfallhilfen 9 

Nicht finanzierungsfähige Ausgaben 10  neu 

 

Unterstützungsleistungen 11 

Anspruch/Grenzen/Ausschluss 11  

Bemessung (Grundlage und Höhe) 12 

 

Verfahren / Fristen  12 

Bewilligung und Auszahlung durch das Ministerium 12 

Mittelverwendung durch die Kommune 13  neu 

Weitergabe der Unterstützungsleistung an Dritte 14  neu 

Berichtspflichten 14 

Rückzahlung der Unterstützungsleistung 15 

Verwendungsnachweis 15  neu 

Verzinsung 17 

Termine – Stichtage im Überblick 18 

Ö  6Ö  6

29



2 
 

Hintergrund und Zielsetzung 
Angesichts der krisenbedingt steigenden Ausgaben und einer verstärkten Inan-

spruchnahme stehen zahlreiche Beratungs- und Unterstützungseinrichtungen in den 

Kommunen vor besonderen Herausforderungen. Mit dem „Stärkungspakt NRW – ge-

meinsam gegen Armut“ stehen Mittel zur Verfügung, damit insbesondere den Men-

schen aus einkommensarmen Haushalten, die von den aktuellen Entwicklungen be-

sonders betroffen sind, Unterstützungs- und Hilfsangebote auch weiterhin zur Verfü-

gung stehen und diese - soweit erforderlich - an eine veränderte Bedarfssituation an-

gepasst werden können. 

 

Zur Aufrechterhaltung des Betriebs von Einrichtungen der sozialen Infrastruktur so-

wie zur Anpassung an die erhöhte Nachfrage werden allen Städten, Gemeinden und 

Kreisen in Nordrhein-Westfalen Unterstützungsleistungen gewährt. 

 

Neben den einzelnen Einrichtungen können auch Bürgerinnen und Bürger über kom-

munale Verfügungsfonds bzw. Härtefallregelungen direkt oder mittelbar unterstützt 

werden. Dies gilt insbesondere zur Vermeidung von Überschuldungen, Energiesper-

ren und Wohnungsverlusten. 

 

 

Allgemeines 
Der Stärkungspakt ist bewusst als Billigkeitsleistung und mit einem sehr weiten 

Handlungsrahmen ausgestattet, um allen Kommunen die größtmögliche Freiheit zu 

bieten, auf krisenbedingte Finanzierungsbedarfe zu reagieren. Auch diese FAQ ver-

stehen sich dabei als Hilfestellung und sollen die grundsätzliche Handlungsfreiheit 

nicht einschränken. Entscheidend ist, dass die Finanzierungsbedarfe, für die die Mit-

tel vor Ort eingesetzt werden sollen, krisenbedingt und jahresbezogen sind. Dies 

ergibt sich eindeutig aus den Zuwendungsbescheiden: „Als Unterstützungsleistung 

zum Ausgleich für in 2023 krisenbedingt anfallender Mehrausgaben in Folge…“. Es 

handelt sich daher ausdrücklich nicht um eine allgemeine zusätzliche Finanzierungs-

möglichkeit für bestehende soziale Infrastruktur. Bei der Darlegung der „Krisenkausa-

lität“ besteht aber im Rahmen der Billigkeitsleistung ein erheblicher Spielraum seitens 

der Kommunen. 

 

Adressat der Unterstützungsleistungen 

Alle Kreise, kreisfreien Städte sowie die kreisangehörigen Städte und Gemeinden in 

Nordrhein-Westfalen (nachfolgend „Kommunen“) erhalten eine Unterstützungsleis-

tung. 
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Die Kommunen können die Unterstützungsleistungen ganz oder teilweise an Dritte 

(z.B. an Träger der Freien Wohlfahrtspflege, Kirchen- und Moscheegemeinden, In-

tegrationszentren und –agenturen, Verbände, Vereine und Stiftungen) im Wege der 

Beleihung zur eigenständigen Umsetzung des „Stärkungspaktes NRW – gemeinsam 

gegen Armut“ weitergeben. Das bedeutet, dass die mit der „Stärkungspakt NRW – 

Richtlinie“ unterstützten Aufgaben und Maßnahmen von diesen Dritten selbständig 

wahrgenommen und umgesetzt werden. Voraussetzung hierfür ist, dass es sich bei 

den Dritten um juristische Personen handelt und die Maßnahmen nach Maßgabe der 

Richtlinie innerhalb des Zuständigkeitsgebietes der Kommune umgesetzt werden, die 

die Mittel weitergegeben hat. 

 

Dauer / Zeitraum 

Die Unterstützungsleistungen wurden für den Zeitraum Januar bis Dezember 2023 

bewilligt. Es werden nur Kosten erstattet, die in diesem Zeitraum tatsächlich angefal-

len sind. Die Mittel sind nicht in das Folgejahr übertragbar. 

 

Einzelfragen 

Ist eine Verwendung der bewilligten Mittel für Ausgaben in 2024 möglich? 

Nein. Mittel können aus haushaltsrechtlichen Gründen nur für eine Verausgabung im 

Jahr 2023 bereitgestellt werden, gleichzeitig wird die Billigkeitsleistung ausschließlich 

zur Krisenunterstützung in 2023 gewährt. 

 

Ist zu erwarten, dass der Stärkungspakt 2024 fortgesetzt wird, dass Restmittel 

in 2024 ausgegeben werden können? 

Nein. Nach derzeitigem Stand werden im Landeshaushalt für 2024 keine weiteren 

Billigkeitsleistungen zur Krisenbewältigung zur Verfügung stehen.   

 

Müssen Einzelfallhilfen, die insbesondere in den Wintermonaten in Anspruch 

genommen werden sollen, zum 31.12.2023 enden? 

Ja. 

 

Können z.B. Heizkosten für den gesamten Winter 2023/24 finanziert werden? 

Nein. 

 

Strom- und Heizkostenabrechnungen liegen i.d.R. erst im Frühjahr vor. Können 

dann noch Ausgaben getätigt werden? 

Die Erstattung der Mehrausgaben in 2023 erfolgt auf der Grundlage der aktuellen 

monatlichen Abschlagszahlungen im Abgleich mit den entsprechenden Ausgaben in 

2022. 
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Werden mit der Jahresabrechnung in 2024 höhere Energie- und Heizkosten für 2023 

festgelegt, ist eine nachträgliche Erstattung dieser Mehrkosten ausgeschlossen. 

Sollte demgegenüber eine Jahresabrechnung in 2024 für 2023 zu einer Rückzahlung 

auf die geleisteten Abschlagszahlungen führen, sind die über den „Stärkungspakt 

NRW“ zuviel gezahlten Erstattungen der Heiz- und Energiekosten zurückzuzahlen.  

 

 

Gegenstand der Unterstützung 
Sozial- und Schuldnerberatung 

In den vergangenen Monaten ist der Beratungsbedarf vor Ort erheblich gestiegen. 

Dies betrifft insbesondere Fragen etwa zu Sozialleistungen, zum Umgang mit mögli-

chen Verschuldungssituationen, Wohn-, Heiz- und Energiekosten. Darüber hinaus 

verzeichnen aber beispielsweise auch Senioren-, Erwerbslosen-, Verbraucher- und 

Suchtberatungsstellen eine deutlich höhere Nachfrage. Insgesamt steigt mit der aktu-

ellen Krisensituation der Bedarf an Beratung und Information zu nahezu allen Fragen 

des täglichen Lebens. 

 

Soziale Infrastruktur 

Auch die soziale Infrastruktur der Kommunen steht angesichts der aktuellen Entwick-

lungen vor großen Herausforderungen. Zu den sozialen Einrichtungen und Angebo-

ten zählen in diesem Zusammenhang insbesondere die Tafeln, Kleiderkammern, So-

zialkaufhäuser, Lebensmittelverteiler, „Kälte-/Wärmebusse“, Wohnungslosen- und 

Suchtberatungseinrichtungen, Schutzräume für Alkohol und Drogen konsumierende 

Personen, medizinische Versorgungsangebote für Personen ohne festen Wohnsitz 

oder ohne Krankenversicherungsschutz, Erwerbslosenzentren, Seniorentreffs etc., 

aber auch Begegnungseinrichtungen und Nachbarschaftsnetzwerke in den Quartie-

ren/Stadtteilen („Stadtteilwohnzimmer“, „Wärmeräume“). 

 

Die hier vorgenommene Auflistung ist nicht abschließend und bewusst offen gehal-

ten, um den tatsächlichen Gegebenheiten vor Ort Rechnung zu tragen. Gleichwohl 

verdeutlicht die beispielhafte Auflistung die Zielsetzung der mit dem „Stärkungspakt 

NRW“ bereitgestellten Mittel: 

Es sollen in erster Linie Anlaufstellen und Einrichtungen für Menschen aus einkom-

mensarmen Haushalten und / oder mit besonderen Bedarfslagen, die auf Grund ihrer 

individuellen Lebensumstände auf Hilfestellungen angewiesen und bedingt durch die 

erheblichen Preissteigerungen besonders betroffen sind, unterstützt werden.  

 

Nach der Zielsetzung des „Stärkungspaktes NRW – gemeinsam gegen Armut“ sind 

andere vom Land angebotene Förderprogramme, die sich ausdrücklich an bestimmte 
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Teile der sozialen Infrastruktur wenden, vorrangig zu nutzen (s.u. „Vorrangige Inan-

spruchnahme anderer Programme“). 

Bleiben danach ungedeckte Mehrausgaben, ist eine Übernahme über den „Stär-

kungspakt NRW“ möglich. Es ist in diesen Fällen jedoch darauf zu achten, dass die 

Finanzierung der über andere Programme nicht vollständig abgedeckten Kosten ge-

genüber gar nicht geförderten Projekten nachrangig zu erfolgen hat. 

 

Programme und Maßnahmen für Einzelfallhilfen 

Des Weiteren können die Unterstützungsleistungen auch für Programme und Maß-

nahmen zur individuellen Einzelfallhilfe genutzt werden. Diese Einzelfallhilfen stellen 

vor dem Hintergrund der krisenbedingt steigenden Energie-, Heiz- und Lebenshal-

tungskosten eine kurzfristige, außerplanmäßige Intervention für besondere Angele-

genheiten sowie für Unterstützungsleistungen dar, die zur Vermeidung bzw. Beseiti-

gung finanzieller Härten bei Bürgerinnen und Bürgern beitragen (insbesondere zur 

Vermeidung von Überschuldungen, Energiesperren und Wohnungsverlusten), soweit 

im Einzelfall vorrangige Leistungsansprüche nicht in ausreichendem Umfang zur Ver-

fügung stehen bzw. realisiert werden können. 

 

Vorrangige Inanspruchnahme anderer Programme 

Im Rahmen der akuten Krisenhilfe durch die Landesregierung aber auch über andere 

laufende und / oder einmalige Förderprogramme bestehen verschiedene zielgerich-

tete Unterstützungsmöglichkeiten für ausgewählte Einrichtungen und Angebote. Um 

darüber hinaus möglichst viele Anlauf-, Beratungs- und sonstige Unterstützungsstel-

len über den „Stärkungspakt NRW“ begünstigen zu können, weisen wir beispielhaft 

auf folgende Maßnahmen hin: 

 Sportvereine können über ein Programm der Staatskanzlei Nordrhein-Westfalen 

Unterstützungsleistungen erhalten, umgesetzt wird das entsprechende Programm 

über den Landessportbund. Weitere Informationen finden Sie hier: 

https://www.land.nrw/pressemitteilung/die-landesregierung-unterstuetzt-die-sport-

vereine-bei-der-bewaeltigung-der. 

 Einrichtungen der Kindertagesbetreuung und Kindertagespflege erhalten über 

die Landschaftsverbände Rheinland und Westfalen-Lippe zur Sicherung von An-

geboten einen einmaligen Aufschlag für außergewöhnliche Belastungen zur Abfe-

derung der Energiepreissteigerungen. 

Um die Situation in der Kindertagesbetreuung zu verbessern, hat das Ministerium 

für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration NRW mit „So-

fortprogramm Kita“ ein umfangreiches Maßnahmenpaket vereinbart 

(https://www.land.nrw/pressemitteilung/landesregierung-startet-sofortprogramm-

kita). 
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 Die Landesregierung unterstützt die Kommunen mit weiteren rund 390 Millionen 

Euro bei der Schaffung, Unterhaltung und Herrichtung von Unterbringungsmög-

lichkeiten für Flüchtlinge aus der Ukraine (https://www.mkjfgfi.nrw/kabinett-gibt-

mittel-fuer-ukraine-hilfen-die-kommunen-zur-schaffung-von). 

 Das Ministerium für Kultur und Wissenschaft unterstützt Kultureinrichtungen, 

Volkshochschulen und anerkannte Weiterbildungseinrichtungen, landeseigene 

Forschungsinstitute und die Studierendenwerke (https://www.mkw.nrw/gut-durch-

die-kalte-jahreszeit-10863-millionen-euro-hilfen-fuer-gestiegene-energiekosten). 

 

Können, über andere Programme hinaus, zusätzliche Aufwendungen für die 

Unterbringung von Geflüchteten, z.B. die zusätzlichen Betreuungsleistungen, 

Fixkosten für zusätzliche Anmietungen, Umwidmung und Auslagerung von 

Aufgaben auf die soziale Infrastruktur finanziert werden? 

Entscheidend hierfür ist, inwieweit es sich um Ausgaben für staatliche Leistungen 

(auch bei Wahrnehmung durch Dritte) handelt, zu denen die Kommunen im Bereich 

Flüchtlingsaufnahme verpflichtet sind, oder ob es wirklich um freiwillige Leistungen 

geht. Im Bereich der freiwilligen Leistungen können krisenbedingte Mehrausgaben 

übernommen werden. 

 

 

Finanzierungsfähige Ausgaben 
Grundsätze: 

Die Richtlinie umfasst grundsätzlich drei Fallkonstellationen, in denen die Mittel ge-

nutzt werden können, um krisenbedingte Mehrbedarfe zu finanzieren: 

1.) Krisenbedingte Mehrausgaben bei laufenden Angeboten, 

2.) Krisenbedingte Schaffung zusätzlicher Angebote, 

3.) Einzelfallhilfen. 

 

Eine Orientierung an diesen drei Säulen kann aus unserer Sicht nach Auswertung 

der bisherigen Rückfragen die Operationalisierung der Mittelvergabe und der Ver-

wendungsnachweisführung für Sie vereinfachen. Daher haben wir auch die Verwen-

dungsnachweisformulare entsprechend angepasst.  

 

Bei krisenbedingten Finanzierungsbedarfen außerhalb dieser drei Säulen sprechen 

Sie uns aber gerne an. Grundsätzlich soll jeder wirklich krisenbedingte Finanzie-

rungsbedarf im Bereich der sozialen Infrastruktur, der erforderliche Angebote gefähr-

det, förderfähig sein. 
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Krisenbedingte Mehrausgaben bei laufenden Angeboten 

Laufende Angebote der sozialen Beratungs- und Infrastruktur stehen vor dem Hinter-

grund des krisenbedingt steigenden Personal- und Sachkostenaufwands vor beson-

deren Herausforderungen. Zur Sicherstellung des fortgesetzten Betriebs können die 

in 2023 anfallenden Mehrausgaben über den „Stärkungspakt NRW“ finanziert wer-

den. Das bedeutet, dass die Differenz zwischen den Ausgaben 2023 gegenüber den 

Ausgaben in 2022 erstattet werden können. 

 

Beispiel: 

2022 betrugen die monatlichen Mietzahlungen einer Einrichtung 800 

Euro, in 2023 müssen 1.000 Euro aufgewendet werden. 

Gleichzeitig steigt der monatliche Abschlag auf Strom und Heizung 

von 500 Euro in 2022 auf 800 Euro in 2023. 

Der „Stärkungspakt NRW“ finanziert: 

12 x 200 Euro Ausgabensteigerung Miete = 2.400 Euro, 

12 x 300 Euro Ausgabensteigerung Strom und Heizung = 3.600 

Euro, 

insgesamt 6.000 Euro. 

 

Folgende Ausgabepositionen können beispielsweise abgerechnet werden: 

 Steigerungen der Heiz- und Energiekosten, 

 Steigerungen der Miet- und Mietnebenkosten, 

 Personalausgaben: Es können sowohl Personal- als auch Honorarausgaben der 

Kommunen und der Freien Träger finanziert werden, soweit das Personal unmit-

telbar zur Erbringung von Dienstleistungen in den Sozial- und Schuldnerberatun-

gen bzw. in den förderfähigen Einrichtungen der sozialen Infrastruktur eingesetzt 

wird. Dabei muss es sich um zusätzliche Ausgaben aufgrund einer krisenbeding-

ten, temporären Ausweitung der Beschäftigungszeiten für bestehendes Personal 

oder höhere, zusätzliche Personalbedarfe aufgrund einer verstärkten Inanspruch-

nahme und einem damit einhergehenden, ebenfalls zeitlich begrenzten Ausbau 

der sozialen Dienstleistungen handeln. 

Bei der Bereitstellung der Mittel ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass die Fi-

nanzierung auf die im Kalenderjahr 2023 entstehenden Personalausgaben be-

schränkt ist. 

 Steigerung laufender Ausgaben z.B. für Müllentsorgung, Reinigungs- und Desin-

fektionsmittel, Handschuhe, Masken etc., 

 zusätzliche Ausgaben für Besteck, Einmal- oder Mehrweggeschirr, Küchenutensi-

lien etc. vor dem Hintergrund einer gestiegenen Inanspruchnahme von Einrichtun-

gen zur teilweisen Sicherstellung des täglichen Bedarfs, 
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 Ausgaben für die Erstellung und Produktion von Informationsmaterialien (bei So-

zial- und Schuldnerberatungen). 

 

Die Erstattung der Mehrausgaben bei den Heiz- und Energiekosten in 2023 erfolgt 

auf der Grundlage der aktuellen monatlichen Abschlagszahlungen im Abgleich mit 

den entsprechenden Ausgaben in 2022. Werden mit der Jahresabrechnung in 2024 

höhere Energie- und Heizkosten für 2023 festgelegt, ist eine nachträgliche Erstattung 

dieser Mehrkosten ausgeschlossen, da hierfür die erforderlichen Mittel in 2024 nicht 

zur Verfügung stehen. 

Sollte demgegenüber eine Jahresabrechnung in 2024 für 2023 zu einer Rückzah-

lung auf die geleisteten Abschlagszahlungen führen, sind die über den „Stärkungs-

pakt NRW“ zuviel gezahlten Erstattungen der Heiz- und Energiekosten zurückzuzah-

len. 

 

Krisenbedingte Schaffung zusätzlicher Angebote 

Der krisenbedingt gestiegene Unterstützungsbedarf der besonders von der Krise be-

troffenen Menschen kann dazu führen, dass soziale Beratungs- und Infrastrukturen 

bestimmte Unterstützungsangebote in 2023 erstmalig einrichten oder an die stei-

gende Nachfrage anpassen. Auch bei den Ausgaben für diese zusätzlichen Ange-

bote handelt es sich um krisenbedingte Mehrausgaben im Sinne des „Stärkungspak-

tes NRW“. Anders als bei den krisenbedingten Mehrausgaben bestehender (im Um-

fang unveränderter) Angebote können hier die gesamten nicht anders refinanzierten 

auf die Angebotsausweitung entfallenden Ausgaben berücksichtigt werden und nicht 

nur z.B. Energiemehrausgaben etc. 

 

Beispiel: 

Zur Abdeckung zusätzlichen Beratungsbedarfs wurden weitere 

Räume angemietet, die Monatsmiete beträgt 800 Euro. 

Der monatliche Abschlag auf Strom und Heizung für diese Räume 

beträgt 700 Euro. 

Der „Stärkungspakt NRW“ finanziert: 

12 x 800 Euro Miete = 9.600 Euro, 

12 x 700 Euro Strom und Heizung = 8.400 Euro, 

insgesamt 18.000 Euro. 

 

Folgende Ausgabepositionen können beispielsweise abgerechnet werden: 

 Ausgaben für zusätzliche Heiz- und Energiekosten, 

 Ausgaben für zusätzliche Miet- und Mietnebenkosten, 

 Personalausgaben: Es können sowohl zusätzliche Personal- als auch Honorar-

ausgaben der Kommunen und der Freien Träger finanziert werden, soweit das 
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Personal unmittelbar zur Erbringung von Dienstleistungen in den Sozial- und 

Schuldnerberatungen bzw. in den förderfähigen Einrichtungen der sozialen Infra-

struktur eingesetzt wird. Dabei muss es sich um zusätzliche Ausgaben aufgrund 

einer krisenbedingten, temporären Ausweitung der Beschäftigungszeiten für be-

stehendes Personal oder höhere, zusätzliche Personalbedarfe aufgrund einer 

verstärkten Inanspruchnahme und eines damit einhergehenden, ebenfalls zeitlich 

begrenzten Ausbaus der sozialen Dienstleistungen handeln. 

Bei der Bereitstellung der Mittel ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass die Fi-

nanzierung auf die im Kalenderjahr 2023 entstehenden Personalausgaben be-

schränkt ist. 

 Ausgaben z.B. für Müllentsorgung, Reinigungs- und Desinfektionsmittel, Hand-

schuhe, Masken etc. für den Betrieb zusätzlicher Räume und Angebote, 

 Ausgaben für Besteck, Einmal- oder Mehrweggeschirr, Küchenutensilien etc., so-

weit zusätzliche Räume bzw. Angebote zur teilweisen Sicherstellung des tägli-

chen Bedarfs ausgestattet werden müssen, 

 Ausgaben für die Erstellung und Produktion von Informationsmaterialien (bei So-

zial- und Schuldnerberatungen), soweit diese in 2023 zusätzlich angeboten wer-

den. 

 

Ausgaben für Einzelfallhilfen 

Über Einzelfallhilfen können Menschen in finanziellen Notlagen Fällen finanzielle Un-

terstützungen gewährt werden, der Ersatz bzw. die Aufstockung staatlicher (Sozial-

)Leistungen ist ausdrücklich nicht vorgesehen. Einzelfallhilfen, die bei Sozialleis-

tungsbezug zu einer Berücksichtigung als Einkommen führen, sind ausgeschlossen. 

 

Einzelfallhilfen / Härtefallfonds liegen Konzepte (der Kommunen, von Stadtwerken, 

Trägern der Freien Wohlfahrtspflege, etc.) zu Grunde, die Regelungen zum Adressa-

tenkreis, zu Anspruchsvoraussetzungen sowie zum Verfahren enthalten. Hierzu zäh-

len u.a. Ausgaben für 

 finanzielle Nothilfen (z.B. bei Nebenkostenabrechnungen, dringenden Reparatu-

ren, dringend notwendigen Anschaffungen oder Hilfsmitteln wie Brillen o.ä.),  

 Einkaufsgutscheine, 

 Schulerstausstattung für einkommensschwache Familien. 

 

Einzelfragen 

Können präventive Maßnahmen bezüglich eines möglichen Lockdowns heran-

gezogen werden? (z.B. die Finanzierung von Ersatzakkus für Sauerstofffla-

schen, Beatmungsgeräte, elektr. Rollstühle o.ä.)? 
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Über den „Stärkungspakt NRW“ können laufende Ausgaben zur Erhaltung des Be-

triebs von Einrichtungen sowie Ausgaben zur Deckung konkreter Bedarfe im Rah-

men von Einzelfallhilfen finanziert werden. Die präventive Beschaffung von Sachgü-

tern im Hinblick auf mögliche zukünftige Bedarfe ist davon ausgeschlossen. 

 

Eine Kommune trägt die gesamten Kosten eines Gebäudes und stellt dieses 

kostenlos sozialen Einrichtungen wie z. B. Frauenberatungsstelle, Kinderhort 

etc. zur Verfügung. Kann die Kommune als Eigentümerin eines Gebäudes des-

sen Kosten über den „Stärkungspakt NRW“ finanzieren (z.B. Heiz- und Strom-

kosten)? 

Hat die Kommune das Gebäude den sozialen Einrichtungen bereits im Vorjahr kos-

tenfrei zur Verfügung gestellt, können (wie bei Gebäuden im Eigentum/Miete der An-

gebotsträger) für diese Gebäude entstehende  krisenbedingte Mehrausgaben (Stei-

gerung laufender Ausgaben 2023 gegenüber 2022) finanziert werden. 

 

Kann (vom 01.08.2023 bis 31.12.2023) das Essen in den Kindertageseinrichtun-

gen, Kindertagespflegestellen und in der Offenen Ganztagsschule einer Stadt 

mit 1,50 € bezuschusst werden? Die Bezuschussung soll nur für die Eltern gel-

ten, deren Jahresbruttoeinkommen 35.000 € nicht überschreitet. Bis zu diesem 

Betrag ist auch die Inanspruchnahme eines Betreuungsangebotes beitragsfrei. 

Seitens des Ministeriums für Schule und Bildung („brotZeit“) und des Ministeriums für 

Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration bestehen Programme 

zur Finanzierung von Schulverpflegung sowie von Einrichtungen der Kindertagesbe-

treuung und Kindertagespflege. Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

finanziert für den Härtefallfonds „Alle Kinder essen mit“ (https://www.mags.nrw/haer-

tefallfonds) die Teilnahme am gemeinsamen Mittagessen in Horten, Kindertagesstät-

ten und Schulen. Soweit diese Programme ausgeschöpft sind und auch über das Bil-

dungs- und Teilhabepaket kein Rechtsanspruch abgeleitet werden kann, entspräche 

die Finanzierung der Zielsetzung des Stärkungspaktes und könnte finanziert werden. 

 

Nicht finanzierungsfähige Ausgaben 

Ausgenommen sind Personalausgaben, die unmittelbar mit der verwaltungsmäßigen 

Umsetzung der Unterstützungsleistungen zusammenhängen (Administration des 

„Stärkungspaktes NRW“). 

 

Ausgenommen sind Beschaffungen, Instandhaltungs- oder Baumaßnahmen (inves-

tive Ausgaben), die in aller Regel über einen längeren Zeitraum (über ein Jahr) ge-

nutzt und entsprechend der Vorschriften über die Nutzungsdauer abgeschrieben 

werden können. 

Typische Indizien hierfür sind 
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 der Beschaffungs- oder Erstellungswert liegt über 800 Euro (zzgl. MwSt), 

 es ist ein Ausschreibungs- und Vergabeverfahren erforderlich, 

 die angeschafften Güter sind zu inventarisieren, 

 die angeschafften Güter sind nicht selbständig nutzbar, nicht beweglich, unterlie-

gen einer kontinuierlichen Abnutzung (so genannte Wirtschaftsgüter mit einem 

nicht nur geringfügigen Wert). 

 

Unterstützungsleistungen 
Anspruch / Grenzen / Ausschluss 

Die Unterstützungsleistung wird als Billigkeitsleistung gewährt. Billigkeitsleistungen 

sind finanzielle Leistungen des Landes, auf die kein Anspruch besteht, die aber aus 

Gründen der staatlichen Fürsorge zum Ausgleich oder der Milderung von Schäden 

und Nachteilen gewährt werden können. 

 

Die Unterstützungsleistungen werden an die Kommunen von Amts wegen ausge-

zahlt, ein Antrag ist nicht erforderlich. Die Auszahlung erfolgt frühestens nach Ablauf 

eines Monats nach Bekanntgabe des Bewilligungsbescheides (Eintritt der Bestands-

kraft). Dem Bewilligungsbescheid ist ein Rückmeldebogen für den Mittelabruf (zwin-

gend erforderlich für die Mittelbereitstellung) beigefügt, mit dem jede Kommune ge-

genüber dem Ministerium formlos folgende Informationen zuzuleiten hat: 

a) Bankverbindung für die Zuweisung der Unterstützungsleistung, 

b) Kontaktdaten einer Ansprechperson der Kommune für das Ministerium. 

Gleichzeitig kann auf dem Rückmeldebogen der Rechtsmittelverzicht erklärt werden. 

Hierdurch wird die sofortige Rechtskraft des Bewilligungsbescheides herbeigeführt, 

so dass die Unterstützungsleistung umgehend ausgezahlt werden kann. 

 

Die zweckentsprechende Verwendung der Mittel muss nachgewiesen werden (s. 

auch Ausführungen zu „Verwendungsnachweis“). 

 

Von einer Unterstützung ausgeschlossen sind Einrichtungen, die über Drittmittelför-

derung vollfinanziert werden. 

Die Leistungen der Billigkeit werden nur für Ausgaben gewährt, für die keine anderen 

Förderungen beantragt oder bewilligt wurden. Doppelförderungen sind ausgeschlos-

sen. 

 

Im Falle einer Überkompensation (Entschädigungs-, Versicherungsleistungen, an-

dere Fördermaßnahmen, zweckgebundene Spenden etc.) oder einer Nichtverausga-

bung der Mittel sind die gewährten Leistungen umgehend zurückzuzahlen (s. auch 

Ausführungen zu „Rückzahlungen“). 
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Bemessung (Grundlage und Höhe) 

Die Höhe der Unterstützungsleistung ist abhängig von der absoluten Anzahl an Min-

destsicherungsbeziehenden1 je Kommune. Für die Ermittlung wurden die von 

IT.NRW hierzu veröffentlichten Zahlen der Mindestsicherungsquote sowie der Bevöl-

kerungsstatistik jeweils zum Stand 31. Dezember 2021 zu Grunde gelegt. Die Anzahl 

der sich hieraus ergebenden Betroffenen wird für die kreisfreien Städte mit dem Wert 

79 Euro, für die kreisangehörigen Städte und Gemeinden mit dem Wert 63 Euro und 

für die Kreise mit dem Wert 16 Euro multipliziert. 

 

Beispiel: 

In der kreisangehörigen Kommune A lebten am 31. Dezember 2021 

45.000 Personen, die Mindestsicherungsquote betrug 6,8 %. 

Hieraus ergibt sich rechnerisch die Anzahl von 3.060 Mindestsiche-

rungsbeziehenden. Multipliziert mit 63 Euro ergibt sich eine Unter-

stützungsleistung in Höhe von 192.780 Euro für Kommune A. 

 

Die für die kreisfreien Städte, die Kreise sowie die kreisangehörigen Städte und Ge-

meinden unterschiedlichen Faktoren ergeben sich aus einer statistischen pro-Kopf-

Verteilung der insgesamt zur Verfügung stehenden Mittel auf alle 427 Gebietskörper-

schaften in Nordrhein-Westfalen, wobei die für die Kreise und die kreisangehörigen 

Städte und Gemeinden bereitstehenden Mittel im Verhältnis 20 % / 80 % verteilt wer-

den. Sollte die für die Kreise vorgenommene Pauschalierung den tatsächlichen Ge-

gebenheiten vor Ort nur ungenügend Rechnung tragen, besteht für Kreise und die 

kreisangehörigen Städte und Gemeinden die Möglichkeit, überschüssige Mittel im 

Wege der Beleihung bei Bedarf auch im interkommunalen Finanztransfer im Sinne 

des „Stärkungspaktes NRW“ weiterzugeben. 

 

 

Verfahren / Fristen  
Bewilligung und Auszahlung durch das Ministerium 

Die Bewilligung der Unterstützungsleistungen erfolgt durch das Ministerium für Ar-

beit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen. Die Auszahlung der 

Billigkeitsleistungen erfolgt als einmalige Zahlung an alle Kommunen nach Eintritt der 

                                                           
1 Unter Mindestsicherungsleistungen sind finanzielle Hilfen des Staates gemeint, die zur Sicherung des sozioökonomischen Existenzmini-

mums an leistungsberechtigte Personen gezahlt werden. Dazu zählen SGB-II-Leistungen, Leistungen zur Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung, laufende Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII sowie Regelleistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz. 
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Rechtskraft des Bewilligungsbescheides (ein Monat nach Zustellung bzw. nach Vor-

lage des Rechtsmittelverzichts). 

 

Mittelverwendung durch die Kommune 

Die Kommunen können die Unterstützungsleistung selbst verwenden und Ausgaben 

der Einrichtungen der sozialen Infrastruktur in ihrem Zuständigkeitsgebiet finanzie-

ren. Hierbei ist unerheblich, ob es sich um Einrichtungen der Kommunen, in gemein-

samer Trägerschaft mit Dritten betriebene oder von Dritten eigenständig betriebene 

Einrichtungen handelt. Die Kommunen stellen den Einrichtungen die „Anlage 1 – Be-

darfsanmeldung“ zur Verfügung, mit der die Einrichtungen ihre Ausgabenplanung für 

2023 gegenüber der Kommune anzeigen. 

 

Die Einrichtungen können Ausgaben – auch rückwirkend – für den gesamten Bewilli-

gungszeitraum (1. Januar 2023 – 31. Dezember 2023) geltend machen. 

 

Weichen die tatsächlichen Ausgaben in der laufenden Umsetzung in 2023 von den 

gegenüber der Kommune angezeigten Planungen ab, ist dies unbedenklich, soweit 

die tatsächlichen Ausgaben im Sinne der Richtlinie erfolgen und der ursprünglich an-

gezeigte Gesamtbetrag nicht überschritten wird. 

 

Höhere bzw. zusätzliche Ausgaben sind der Kommune umgehend anzuzeigen und 

können durch die Kommune finanziert werden, soweit die der Kommune bewilligte 

Unterstützungsleistung noch nicht ausgeschöpft ist. 

 

Beispiel: 

Während die Ausgaben beispielsweise für Strom- und Heizenergie 

sanken, sind die Mietausgaben in gleicher Höhe gestiegen. Für die 

Erstattungsfähigkeit beider Kostenpositionen wäre dies unproblema-

tisch. 

Werden dagegen bei Strom- und Heizenergie Ausgaben in Höhe von 

5.000 Euro gegenüber der Planung eingespart, die Mietausgaben 

steigen jedoch um 8.000 Euro, können die zusätzlichen Ausgaben 

nur über die Unterstützungsleistung finanziert werden, wenn an an-

derer Stelle zusätzlich Ausgaben eingespart werden, oder die Kom-

mune noch nicht verplante Teilbeträge der gewährten Billigkeitsleis-

tung zur Verfügung stellt. 

 

Fallen die Ausgaben niedriger aus als geplant, sind die zuviel zugewiesenen Mittel 

zu erstatten.Die Verantwortung für die planmäßige und richtlinienkonforme Mittelver-

wendung trägt die Kommune. 
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Weitergabe der Unterstützungsleistung an Dritte 

Die Kommune kann die Unterstützungsleistung ganz oder teilweise einem oder meh-

reren Dritten (z.B. Trägern der Freien Wohlfahrtspflege, Verbänden, Vereinen, Stif-

tungen) zur eigenständigen Verwendung weitergeben. Die Weitergabe der Mittel so-

wie die Verwendung im Sinne der Richtlinie ist schriftlich zwischen den Beteiligten zu 

vereinbaren. 

 

Die Verantwortung für die planmäßige und richtlinienkonforme Mittelverwendung so-

wie die Verwendungsnachweispflicht gegenüber dem Ministerium verbleibt bei der 

Kommune. 

 

Dritte, die eine Unterstützungsleistung von einer Kommune zur eigenständigen Ver-

wendung erhalten, finanzieren daraus die Ausgaben der sozialen Infrastruktur (Ein-

richtungen, Beratungsleistungen, Einzelfallhilfen) innerhalb des entsprechenden 

Kommunalgebietes ebenfalls unter Verwendung der „Anlage 1 – Bedarfsanmeldung“. 

Die Einrichtungen können Ausgaben – auch rückwirkend – für den gesamten Bewilli-

gungszeitraum (1. Januar 2023 – 31. Dezember 2023) geltend machen. 

 

Weichen die tatsächlichen Ausgaben in der laufenden Umsetzung in 2023 von den 

gegenüber der/dem Dritten angezeigten Planungen ab, ist dies unbedenklich, soweit 

die tatsächlichen Ausgaben im Sinne der Richtlinie erfolgen und der ursprünglich an-

gezeigte Gesamtbetrag nicht überschritten wird. Höhere bzw. zusätzliche Ausgaben 

sind der/dem Dritten umgehend anzuzeigen und können durch die/den Dritten finan-

ziert werden, soweit die von der Kommune weitergegebene Unterstützungsleistung 

noch nicht ausgeschöpft ist (s. Beispiel oben). Fallen die Ausgaben niedriger aus als 

geplant, sind die zuviel zugewiesenen Mittel zu erstatten. 

 

Berichtspflichten 

Bis 31. Juli 2023 (zum Stichtag 30. Juni 2023) sowie bis 31. Oktober 2023 (zum 

Stichtag 30. September 2023) berichten die Kommunen unter Verwendung der „An-

lage 2“ der Richtlinie gegenüber dem Ministerium über den Einsatz der Mittel. Die 

von den Einrichtungen zur Anzeige ihrer Ausgabenplanungen vorgelegte „Anlage 1 – 

Bedarfsanmeldung“ ist beizufügen. 

 

Werden von den Kommunen Programme und Maßnahmen für Einzelfallhilfen finan-

ziert, ist eine formlose Kurzdarstellung des jeweiligen Programms dem Bericht beizu-

fügen; alternativ können auch entsprechende Veröffentlichungen, Flyer, etc. einge-

reicht werden. 

Schriftliche Vereinbarungen mit Dritten über die Weitergabe von Unterstützungsleis-

tungen sind beizufügen. 

42



15 
 

Alle erforderlichen Unterlagen sind dem Ministerium per E-Mail an staerkungs-

paktnrw@mags.nrw.de zuzuleiten, die Zusendung von Originalunterlagen per Post 

ist nicht erforderlich. 

 

Rückzahlung der Unterstützungsleistung 

Die Unterstützungsleistung ist unaufgefordert bis spätestens 13. Oktober 2023 zu-

rückzuzahlen, soweit sie bis zum 30. September 2023 nicht verbindlich verplant oder 

verausgabt wurde. 

 

Beispiel: 

Kommune A hat eine Unterstützungsleistung in Höhe von 100.000 

Euro erhalten. Bis 30. September 2023 werden 60.000 Euro veraus-

gabt, darüber hinaus sind 15.000 Euro verbindlich verplant (z.B. lau-

fende Kosten lt. Bedarfsanmeldung für die Monate Oktober bis De-

zember 2023, entsprechend der Ausgaben in den Vormonaten). 

Zusätzlich wurden für November und Dezember 2023 Honorarkosten 

für zusätzliche Beratungsangebote vorgesehen, konkrete Planungen 

(Inhalte, Umfang, Zielgruppe) und vertragliche Bindungen (z.B. 

Miete, Honorar) gibt es noch nicht. 

Bis spätestens 13. Oktober 2023 sind 25.000 Euro zurückzuzahlen, 

da diese Mittel nicht verbindlich verplant oder verausgabt sind. 

 

Mittel, die bis 31. Dezember 2023 nicht verausgabt wurden, sind unaufgefordert bis 

spätestens 31. März 2024 zurückzuzahlen. 

 

Mittel, die nicht innerhalb der gesetzten Frist erstattet werden, werden verzinst (s. 

auch „Verzinsung“). 

 

Verwendungsnachweis 

Einrichtungen der sozialen Infrastruktur 

Einrichtungen haben ihren Unterstützungsbedarf mit der „Anlage 1 - Bedarfsanmel-

dung“ angemeldet. Auf dieser Grundlage weisen sie die zweckentsprechende Ver-

wendung der Unterstützungsleistung bis spätestens zum 29. Februar 2024 gegen-

über der Kommune bzw. der / dem Dritten, die / der die Unterstützungsleistungen im 

Wege der Weitergabe erhalten hat, nach. Hierzu ist die Bestätigung, dass die Ausga-

ben entsprechend der „Anlage 1 - Bedarfsanmeldung“ angefallen sind, ausreichend. 

Weichen die Ausgaben von der ursprünglichen Planung ab, reicht es aus, die Abwei-

chungen in der „Anlage 1 - Bedarfsanmeldung“ darzustellen. 

 

43



16 
 

Werden für Einzelfallhilfen beispielsweise Einkaufsgutscheine ausgegeben, sind die 

Anzahl der ausgegebenen Gutscheine sowie die jeweilige Höhe summarisch als 

Nachweis ausreichend. Es müssen keine Namenslisten der Empfängerinnen und 

Empfänger geführt, eingereicht oder für eine spätere Prüfung vorgehalten werden. 

Bei der Beschaffung von Einrichtungs- oder Gebrauchsgegenständen oder dem Ein-

kauf von Verbrauchsgütern sind Rechnungen für eine spätere Prüfung aufzubewah-

ren, eine differenzierte Darstellung im Rahmen des Verwendungsnachweises ist 

nicht erforderlich. 

 

Die Kommunen sind nicht zur umfassenden Überprüfung der tatsächlichen Mittelver-

wendung auf Grundlage entsprechender Belege der Einrichtungen verpflichtet. Die 

Finanzierung der Ausgaben einer Einrichtung durch die Kommune erfolgt im Ver-

trauen auf die Eigenerklärung der Einrichtung. Stichprobenüberprüfungen sind im Er-

messen der Kommunen aber selbstverständlich möglich. 

 

Alle diesbezüglich rechtserheblichen Unterlagen (Rechnungen, Quittungen, etc.) sind 

bis zum 31. Mai 2034 aufzubewahren. Die Vorlage von Einzelbelegen ist nicht erfor-

derlich. 

 

Dritte 

Dritte, die Mittel zur eigenständigen Verwendung (Finanzierung von Einrichtungen 

bzw. von Einzelfallhilfen) erhalten haben, weisen die zweckentsprechende Verwen-

dung der Unterstützungsleistung bis spätestens zum 29. Februar 2024 gegenüber 

der Kommune nach (Anlage 4). Hierzu kann auf die vorherige Bedarfsanmeldung ei-

ner Einrichtung („Anlage 1 – Bedarfsanmeldung“) zurückgegriffen werden. 

Es gelten die Ausführungen des vorangehenden Abschnitts. 

 

Die von den Einrichtungen in diesem Zusammenhang gegenüber Dritten nachgewie-

sene Mittelverwendung ist, gegebenenfalls in der korrigierten Fassung, beizufügen. 

 

Die Dritten sind nicht zur umfassenden Überprüfung der tatsächlichen Mittelverwen-

dung auf Grundlage entsprechender Belege der Einrichtungen verpflichtet. Die Fi-

nanzierung der Ausgaben einer Einrichtung durch die Dritten erfolgt im Vertrauen auf 

die Eigenerklärung der Einrichtung. Stichprobenüberprüfungen sind im Ermessen der 

Dritten aber selbstverständlich möglich.. 

 

Alle diesbezüglich rechtserheblichen Unterlagen (Rechnungen, Quittungen, etc.) sind 

bis zum 31. Mai 2034 aufzubewahren. Die Vorlage von Einzelbelegen ist nicht erfor-

derlich.  
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Kommunen 

Die Kommunen haben gegenüber dem Ministerium bis zum 31. März 2024 eine ta-

bellarische Aufstellung der Ausgaben sowie der weitergegebenen Unterstützungs-

leistungen vorzulegen (Anlage 3). Als Nachweis der Ausgaben der Einrichtungen ist 

es ausreichend, die von den Einrichtungen vorgelegten Unterlagen („Anlage 1 – Be-

darfsanmeldung“) beizufügen. 

 

Die Kommunen sind nicht zur umfassenden Überprüfung der tatsächlichen Mittelver-

wendung auf Grundlage entsprechender Belege der Einrichtungen / Dritten verpflich-

tet. Die Finanzierung der Ausgaben einer Einrichtung erfolgt im Vertrauen auf die Ei-

generklärung der Einrichtung. Stichprobenüberprüfungen sind im Ermessen der 

Kommunen aber selbstverständlich möglich.  

Alle diesbezüglich rechtserheblichen Unterlagen (Rechnungen, Quittungen, etc.) sind 

bis zum 31. Mai 2034 aufzubewahren. Die Vorlage von Einzelbelegen ist nicht erfor-

derlich. 

 

Verzinsung 

Eine Rückzahlung, die nach dem 13. Oktober 2023 für nicht verplante Mittel oder 

nach dem 31. März 2024 für nicht verausgabte Mittel erfolgt, oder für die ein Erstat-

tungsanspruch nach §§ 48, 49 VwVfG NRW geltend gemacht wird, werden ab dem 

jeweiligen Zeitpunkt mit fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz jährlich verzinst 

(§ 49a Abs.3 Satz 1 VwVfG NRW). 

 

Einreichen von Unterlagen / Informationen und Fragen 

Alle Unterlagen in Zusammenhang mit der Bewilligung der Unterstützungsleistungen 

senden Sie bitte ausschließlich an staerkungspaktnrw@mags.nrw.de, die Zusen-

dung von Originalunterlagen per Post ist nicht erforderlich. 

Für Fragen stehen Ansprechpartner ebenfalls unter dem vorgenannten Postfach zur 

Verfügung. 

 

Informationen und Downloads 

Weitere Informationen sowie alle erforderlichen Unterlagen als Download finden Sie 

unter https://www.mags.nrw/staerkungspakt-nrw. 
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Termine und Stichtage 

1. Januar 2023 - 31. Dezember 2023 Bewilligungszeitraum 

Juli und 

Oktober 2023 

Bericht über den Einsatz der Mittel 

(jeweils zu den Stichtagen 30. Juni und 

30. September 2023) 

13. Oktober 2023 

Rückzahlung der Mittel, die bis zum 

30.9.2023 nicht verausgabt und auch nicht 

verplant sind 

Februar 2024 

Vorlage einer tabellarischen Aufstellung 

der Ausgaben durch Einrichtungen der so-

zialen Infrastruktur gegenüber der Kom-

mune 

31. März 2024 
Rückzahlung der Mittel, die bis zum 

31.12.2023 nicht verausgabt wurden 

März 2024 

Vorlage einer tabellarischen Aufstellung 

der Ausgaben sowie der weitergegebenen 

Unterstützungsleistungen durch die Kom-

munen gegenüber dem MAGS 
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Ausschuss für Soziales, Inklusion und Demographie 24.05.2023 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 
Ergänzung 
285/2023-5 

    Stand 23.05.2023 

 
Betreff 
 

Verwendung der Mittel aus dem Stärkungspakt NRW 

Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Soziales, Inklusion und Demographie nimmt die Ausführungen der Ver-
waltung zur Kenntnis. 
 
Sachverhalt 
 
Die Landesregierung stellt mit dem umfangreichem Unterstützungsprogramm „Stärkungspakt 
NRW – gemeinsam gegen Armut“ den Kommunen für das Jahr 2023 insgesamt rund 150 Millio-
nen Euro zur Bekämpfung der Armut zur Verfügung. Hierzu wurde ein Runderlass des Ministeri-
ums für Arbeit, Soziales und Gesundheit am 01.01.23 gefasst (siehe Anlage 1).  
 
Auf den Rhein-Sieg-Kreis (Kreisverwaltung und kreisangehörige Kommunen) fallen insgesamt ca. 
3,35 Millionen Euro. Der Stadt Bornheim stehen aus diesen Mitteln 173.250 Euro zu.  
 
Mit diesem Programm können Einrichtungen der kommunalen sozialen Infrastruktur bei der Fi-
nanzierung ihrer laufenden Ausgaben unterstützt werden. Auch Honorarausgaben für Fachkräfte 
und zusätzliche Personalkosten können finanziert werden, sofern sie aus zusätzlichen, krisenbe-
dingten Aufgaben erwachsen. Darüber hinaus sind Einzelfallhilfen für Personen in existenziellen 
Notlagen möglich. Der Rhein-Sieg-Kreis entwickelte Anfang des Jahres dazu ein „drei Säulen 
Modell“, welches Anfang März 23 im Kreissozialausschuss vorgestellt wurde. Dieses gliedert sich 
wie folgt:  
 
1. Säule: Förderung der sozialen Infrastruktur (Honorar- und Betriebskosten)  
2. Säule: Beitrag zu einer energieeffizienten Zukunft (Verfügungsfonds)  
3. Säule: Unterstützung für Bürgerinnen und Bürger (Einzelfallhilfen) 
 
Ferner fasste die Kreisverwaltung die Absprache über die Zuständigkeiten für die jeweiligen För-
derungen aus den Mitteln des Stärkungspaktes NRW wie folgt zusammen:  
 
a) Der Rhein-Sieg-Kreis konzentriert sich auf kommunenübergreifende Maßnahmen und Projek-
te.  
b) Die Kommunen sollen sich für die jeweiligen vor Ort Wirkung zeigenden Maßnahmen und Pro-
jekte zuständig zeigen.   
 
Eine Doppelförderung ist ausgeschlossen.  
 
Die Kommunen haben entsprechende Mittel vom Land NRW für die Weiterleitung an Einrichtun-
gen der sozialen Infrastruktur erhalten. Jedoch blieben diverse Fragestellungen zur Verwendung 
der Mittel mit dem Zuwendungsbescheid und den zur Verfügung gestellten Begleitinformationen 
unbeantwortet, so dass u.a. die Kreisverwaltung des Rhein-Sieg-Kreises einen Fragenkatalog an 
das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes NRW übermittelte. Dieser bein-
haltet u.a. das konkrete Zeitfenster der Finanzierung, Detailfragen zu förderfähigen Personalkos-
ten und Optionen für Investitionen zu energieeffizienter Ausstattung.  

Ö  6Ö  6
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Am 27.03.23 wurden dann detaillierte Informationen über eine aktualisierte FAQ-Liste zur Verfü-
gung gestellt (Anlage 2).  
 
Ab diesem Zeitpunkt bereitete die Verwaltung die Bedarfsabfrage an die lokalen Träger und Part-
ner:innen der sozialen Infrastruktur in Bornheim vor. Diese endete zum 30.04.23. Von den ange-
schriebenen Initiativen und Vereinen, die sich in Bornheim im Bereich Armutsbekämpfung kon-
stant engagieren, haben lediglich drei eine Rückmeldung gegeben. Dies ist im Vergleich mit den 
übrigen Kommunen nicht überraschend. Dort waren die Rückläufe ähnlich oder schlechter, da die 
Richtlinien kompliziert und der Anwendungsbereich doch enger ist, als zunächst eingeschätzt. So 
sind viele Förderungen ausgeschlossen und alles muss bis zum 30.06. gemeldet und bis zum 
31.12.2023 verausgabt werden.  
 

Unter der Zielvorgabe, möglichst viele Menschen aller Generationen in Bornheim in Ihrer 
persönlichen Not über Einzelfallhilfen und ausgebaute Beratungsangebote zu erreichen, 
einen vollständigen Fördermittelabruf zu gewährleisten und Doppelförderungen auszu-
schließen hat die Verwaltung folgende Mittelverteilung erarbeitet: 

 

Bereich Institution Betrag in Euro Kategorie 

Kinder  
(Vorschul- und Schulaus-
stattung) 

Amt für Soziales, Wohnen und 
Inklusion, Stadt Bornheim, Ver-
teiler Weihnachtswunschbaum-
aktion 

30.000 Einzelfallhilfen  

Kinder/ Jugend 
(Schulsozialarbeit) 

KJA 15.000 Mehrausgaben 

Allgemeine Sozialbera-
tung  
(75% VZÄ, Zeitarbeit) 

Amt für Soziales, Wohnen und 
Inklusion, Stadt Bornheim 

65.000 Zusatzangebot 

Allgemeine Sozialbera-
tung  

(Stadtteilbüro) 

KJA  12.540 Mehrausgaben  

Allgemeine Versorgung 
(bedürftige Personen) 

LebEKa 25.000 Einzelfallhilfen 

Senior:innen 
(Sozialberatung) 

Breniger Gemeindesozialstelle  450 Einzelfallhilfen 

Senior:innen 
(Präventionsangebot 
Altersarmut) 

VHS, Stadt Bornheim 25.000 Zusatzangebot und 
Einzelfallhilfen 

  ∑ 172.990  

 

Mit den einzelnen Institutionen werden zeitnah Vereinbarungen zur Mittelverwendung ge-
troffen. Die geplante Verausgabung ist der zuständigen Landesbehörde bis 30.06.23 zu 
melden.  

 
Finanzielle Auswirkungen 

 

Verausgabung der gesamt zur Verfügung stehenden Mittel von 173.250€ ist angestrebt.  

Auswirkungen auf das Klima 
 

1. Grundeinschätzung  
 Mit dem Vorhaben ist keine klimarelevante Wirkung verbunden. → weiter bei 3.  
Mit dem Vorhaben ist eine klimarelevante Wirkung verbunden. → weiter bei 2.  
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Anlagen zum Sachverhalt 
 

1. Richtlinien zum Stärkungspakt NRW als „Anlage 2 zur Kabinettvorlage MAGS, Richt-
linie zur Gewährung von Leistungen aus Gründen der Billigkeit für die Kreise, kreis-
freien Städte sowie die kreisangehörigen Städte und Gemeinden in Nordrhein-
Westfalen („Stärkungspakt NRW“) / Runderlass des Ministeriums für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen vom 1. Januar 2023“ 
 

2. Begleitinformationen / FAQ-Liste „Stärkungspakt NRW – gemeinsam gegen Armut“, 
Stand 27.03.23 
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Ausschuss für Soziales, Inklusion und Demographie 24.05.2023 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 300/2023-5 

    Stand 11.05.2023 

 
Betreff 
 

Große Anfrage der Fraktion B'90/Die Grünen vom 26.04.2023 betr. 
"Stärkungspakt Nordrhein-Westfalen – gemeinsam gegen Armut" 

 
Sachverhalt 
 
Die Beantwortung aller gestellten Fragen ergeben sich aus Vorlage 285/2023-5 des TOP Ö6.  
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Über die Ergebnisse der Bedarfsabfrage zur Verteilung der zur Verfügung stehenden Mittel 
wird in der Sitzung am 24.05.23 berichtet.  
 
Auswirkungen auf das Klima 
 

1. Grundeinschätzung  
 

 Mit dem Vorhaben ist keine klimarelevante Wirkung verbunden. → weiter bei 3.  
Mit dem Vorhaben ist eine klimarelevante Wirkung verbunden. → weiter bei 2.  

 

2. Klima-Test  
Die mit dem Vorhaben verbundene klimarelevante Wirkung ist  
 

positiv  
negativ 

→ weiter bei 3.  
 
 

3. Begründung   
      

 
 
 

Ö  7Ö  7
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BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Stadtratsfraktion Bornheim 
 
Maria-Charlotte Koch 
Fraktionsvorsitzende 
Dr. Arnd-Jürgen Kuhn 
Fraktionsvorsitzender 

 

Fraktionsgeschäftsstelle 
Servatiusweg 19-23, 53332 Bornheim 
Tel.:     +49 (22 22) 94 55 40 
gruene@rat.stadt-bornheim.de 
www.gruene-bornheim.de 

 

   

www.gruene-bornheim.de 

 

 

 

 

 

 

 

  

  

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

  

Sehr geehrte Frau Dr. Böhme, 
  
bitte nehmen nachfolgende Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf die 
Tagesordnung der kommenden Sitzung des Ausschuss für Soziales, Inklusion und 
Demografie am 24.05.2023. 
 
Mit freundlichem Grüßen  
gez. Dr. Arnd Kuhn, Dr. Traude Castor-Cursiefen und Fraktion 

 

 

 

Vorbemerkung 
Im Rahmen des „Stärkungspakts Nordrhein-Westfalen – gemeinsam gegen Armut“ 
stellt das Land NRW allen Kommunen zur Aufrechterhaltung des Betriebs von 
Einrichtungen der sozialen Infrastruktur sowie zur Unterstützung bedürftiger Bürgerinnen 
und Bürger für den Zeitraum von Januar bis Dezember 2023 insgesamt 150 Millionen Euro 
zur Verfügung. 
Die Stadt Bornheim erhält davon 173.250 Euro.  
 
 

Fragen: 
 

1. Wie hat die Verwaltung die Stadtgesellschaft über die zur Verfügung 
stehenden Mitteln informiert? 

2. Nach welchen Kriterien unterstützt die Verwaltung Beratungseinrichtungen, 
Einrichtungen der sozialen Infrastruktur  sowie Bürgerinnen und Bürger mit 
den zur Verfügung stehenden Mitteln? 

3. Wieviel hat die Verwaltung zum Stichtag 31.03.2023 von den zur Verfügung 
stehenden Mitteln verausgabt? 

26.04.2023 

 

An die Vorsitzende des 

Ausschuss für Soziales, Inklusion und 

Demografie 

Frau Dr. Maria Böhme 

- Rathaus - 

53332 Bornheim 

 

Rathausstraße 2 

53332 Bornheim 

Ö  7Ö  7
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Ausschuss für Soziales, Inklusion und Demographie 24.05.2023 

Rat 15.06.2023 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 308/2023-5 

    Stand 15.05.2023 

 
Betreff 
 

3. Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Bornheim über die 
Unterhaltung und Benutzung städtischer Unterkünfte für Obdachlose, 
Aussiedler, Asylbewerber und ausländische Flüchtlinge (Unterkunftssatzung) 

 
Beschlussentwurf: 
 
Der Ausschuss für Soziales, Inklusion und Demographie empfiehlt dem Rat, wie folgt zu  
beschließen (siehe Beschlussentwurf Rat): 
 
Beschlussentwurf Rat:  
 
Der Rat beschließt folgende 
 
3. Satzung vom ………. zur Änderung der Satzung der Stadt Bornheim über die Unterhal-
tung und Benutzung städtischer Unterkünfte für Obdachlose, Aussiedler, Asylbewerber und 
ausländische Flüchtlinge (Unterkunftssatzung) vom 21.02.2018: 
 
Der Rat der Stadt Bornheim hat in seiner Sitzung am 15.06.2023 aufgrund der §§ 7 und 41  
Abs. 1 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW.S.666 / SGV.NW. 2023)  
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490) und 
der §§ 2,4 und 6 Kommunalabgabengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) 
vom 21.10.1969 (GV. NRW.S.712) zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.12.2022 (GV. 
NRW. S.233) folgende 3. Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Bornheim über die 
Unterhaltung und Benutzung städtischer Unterkünfte für Obdachlose, Aussiedler, Asyl 
bewerber und ausländische Flüchtlinge (Unterkunftssatzung) vom 21.02.2018 beschlossen: 
 
Artikel I 
 
Die Satzung der Stadt Bornheim über die Unterhaltung und Benutzung städtischer Unter-
künfte für Obdachlose, Aussiedler, Asylbewerber und ausländische Flüchtlinge (Unterkunfts-
satzung) vom 21.02.2018 wird wie folgt geändert: 
 
§ 3 Abs. 3 wird wie folgt ergänzt: 
 
„(3) Bei der erstmaligen Aufnahme oder einem Wechsel der Unterkunft erhält der  

Benutzer gegen schriftliche Bestätigung: 
 

a.  die Einweisungsverfügung mit Angaben der unterzubringenden Person/en und 
der Bezeichnung der zugewiesenen Nutzfläche, 
 

b.  einen Abdruck dieser Satzung und der Benutzungsordnung, 
 

Ö  8Ö  8
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c.  Unterkunftsschlüssel, 
 

d.  ein Kurzprotokoll über das zur Verfügung gestellte Zimmerausstattung.“ 
   
„(7) Für nachweislich durch grobe Fahrlässigkeit oder Vorsatz des Bewohners entstan-

dene Schäden am zur Verfügung gestellten Inventar oder am Gebäude der Unter-
kunft haftet der Verursacher. Für einen Verlust des zur Verfügung gestellten, proto-
kollierten Inventars haftet der Nutzer. 
Die Reparaturkosten oder die Kosten für eine Ersatzbeschaffung werden im Falle 
der Schädigung dem Verursacher, im Falle des Verlustes dem Nutzer, in Rechnung 
gestellt.“ 

 
§ 4 wird wie folgt ergänzt: 
 
„(4) Der Benutzer erhält bei seinem Auszug oder bei einem Wechsel der Unterkunft ein 

Übergabeprotokoll über das im verlassenen Zimmer festgestellte, städtische Inven-
tar.“  

 
§ 5 wird wie folgt geändert: 
 
„(1) Die Stadt erhebt für die Benutzung der in § 1 in Verbindung mit dem Gebührentarif 

genannten Unterkünfte Benutzungsgebühren (Grundgebühr und Verbrauchsgebühr 
und Stromkostenpauschale). Die Gebühr wird im Rahmen einer IST-Belegung kalku-
liert. Bei der Erhebung der Grundgebühr wird differenziert zwischen der Unterbrin-
gung in einer Gemeinschaftsunterkunft und der Unterbringung in einer abge- 
schlossenen Wohneinheit.  
 

(2) Die Grundgebühr beträgt pro Nutzer und Kalendermonat  
 

 - in einer Gemeinschaftsunterkunft: 177,06 €  
 - in einer abgeschlossenen Wohneinheit: 212,47 € 
 (vergl. Gebührentarif) 
  
(3) Die Verbrauchsgebühr (Heizung, Wasser, Abfallbeseitigung, Abwasser, Mietneben-

kosten) wird als Pauschale erhoben. Diese wird auf Grund der Aufwendungen für die 
Verbrauchskosten ermittelt und auf die Nutzer umgerechnet.  

 Zur Zeit beträgt die Verbrauchsgebühr je Nutzer und Kalendermonat: 42,47 € 
   
(4) Die Stromkostenpauschale wird separat berechnet und ausgewiesen. 

Sie beträgt zur Zeit je Nutzer und Kalendermonat: 
 

30,18 € 
 
§ 6 wird wie folgt geändert: 
 
Gebührenschuldner sind die Benutzerinnen und Benutzer der Unterkünfte. 
 
„Der Gebührentarif (Anlage) wird wie folgt neu gefasst:  
 
„Anlage zur Satzung der Stadt Bornheim über die Unterhaltung und die Benutzung 
städtischer Unterkünfte für Obdachlose, Aussiedler, Asylbewerber und ausländische 
Flüchtlinge (Unterkunftssatzung)“ 
 
Gebührentarif 
 
Für die nachstehend aufgeführten Unterkünfte werden die monatlichen Benutzungsgebühren 
wie folgt festgesetzt: 
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Grundgebühr pro Nutzer/Kalendermonat  
 

- in einer Gemeinschaftsunterkunft: 177,06 €  
- in einer abgeschlossenen Wohneinheit: 212,47 € 

 
Verbrauchsgebühr pro Nutzer/Kalendermonat: 42,47 € 
 
Stromkostenpauschale pro Nutzer/Kalendermonat: 30,18 € 
  
Unterkünfte:  
 

Nr. Anschrift Ortsteil Unterkunftsart 

1 Ackerweg 17 Walberberg Gemeinschaftsunterkunft 

2 Am Ühlchen 19 Bornheim Abgeschlossene Wohneinheit 

3 Donnerbachweg15a Waldorf Gemeinschaftsunterkunft 

4 Eupener Str. 6 Sechtem Gemeinschaftsunterkunft 

5 Friedrichstr. 3 Roisdorf Abgeschlossene Wohneinheit 

6 Rheinstr. 117 (linke Wohnung) Hersel Abgeschlossene Wohneinheit 

7 Rheinstr. 117 (rechte Wohnung) Hersel Abgeschlossene Wohneinheit 

8 Schornsberg 2 Brenig Abgeschlossene Wohneinheit 

9 Sechtemer Weg 57-79 Bornheim Gemeinschaftsunterkunft 

10 Siegesstr.28 Roisdorf Abgeschlossene Wohneinheit 

11 Zehnhoffstr. 7 Bornheim Gemeinschaftsunterkunft 

12 Allerstraße 17 Hersel Gemeinschaftsunterkunft 

13 Feldchenweg 34-38 Waldorf Gemeinschaftsunterkunft 

14 Keldenicher Str. 20-24 Sechtem Gemeinschaftsunterkunft 

15 Goethestraße 1a Bornheim Gemeinschaftsunterkunft 

16 Albertus-Magnus-Str. 18 Dersdorf Abgeschlossene Wohneinheit 

17 Kämpchenweg 34 Sechtem Abgeschlossene Wohneinheit 

18 Maaßenstr. 11 Hemmerich Abgeschlossene Wohneinheit 

19 Torburg Burgstr. 51 Bornheim Gemeinschaftsunterkunft 

20 Wallrafstr. 1  Bornheim Gemeinschaftsunterkunft 

21 Albertus-Magnus-Str. 22 Dersdorf Abgeschlossene Wohneinheit 

 
Artikel II 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
 
Sachverhalt: 
 
Die Stadt Bornheim unterhält für die Unterbringung von ausländischen Flüchtlingen und  
obdachlosen Menschen verschiedene Unterkünfte. Für die Benutzung der Einrichtungen 
werden Gebühren erhoben, deren Höhe sich aus der vom Rat beschlossenen Satzung über 
die Unterhaltung und Benutzung für Obdachlose, Aussiedler, Asylbewerber und ausländi-
sche Flüchtlinge (Unterkunftssatzung) vom 21.02.2018 (Vorlage 023/2018-5) ergibt. 
 
Im Rahmen einer Überprüfung der Satzung werden verschiedene Änderungen und Ergän-
zungen erforderlich. 
 
Einweisung in die Unterkunft: 
 
Die Verwaltung folgt der Empfehlung des örtlichen Rechnungsprüfungsamtes, bei Einzug 
und Auszug des Nutzers ein Kurzprotokoll über das zur Verfügung gestellten Inventar zu 
erstellen.   
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Verpflichtung des Benutzers:  
 
Die bereits in der Hausordnung formulierte Verantwortung des Nutzers für die pflegliche  
Behandlung des überlassenen Inventars und des Gebäudes wird in der Satzung ergänzt. 
Demgemäß haftet für nachweislich durch grobe Fahrlässigkeit oder Vorsatz des Bewohners 
entstandene Schäden am zur Verfügung gestellten Inventar oder am Gebäude der Unter-
kunft der Verursacher. Ebenso haftet der Nutzer für einen Verlust des zur Verfügung gestell-
ten, protokollierten Inventars. 
 
Neukalkulation der Benutzungsgebühren: 
  
Gemäß § 5 Abs. 4 der Benutzungssatzung ist die Höhe der Benutzungsgebühren jährlich zu 
überprüfen und gegebenenfalls zum 01.01. des Folgejahres anzupassen. 
 
Die Kalkulation der Benutzungsgebühren wurde zuletzt in 2018 (SV 023/2018-5) durchge-
führt. Auf Grund vorrangiger, unvorhersehbarer Aufgaben konnte die nächste Neukalkulation 
erst in 2022 begonnen und im April 2023 fertiggestellt werden. 
 
Die aktuelle Neukalkulation wurde –anders als die vorherigen- in Zusammenarbeit mit der 
Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen (GPA NRW) erstellt. Durch diese Kooperati-
on werden die Benutzungsgebühren transparenter und rechtsicherer für Anwender und  
Nutzer. 
 
Berechnung der Benutzungsgebühren: 
 
Nach § 6 Abs. 1 S. 3 Kommunalabgabenordnung Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) soll das 
veranschlagte Gebührenaufkommen die voraussichtlichen Kosten der Einrichtung oder  
Anlage nicht übersteigen und in den Fällen des S. 1, in denen eine Einrichtung oder Anlage 
überwiegend dem Vorteil einzelner Personen oder Personengruppen dient, decken. In der 
aktuellen Gebührenkalkulation für die städtischen Unterkünfte werden das gesetzliche  
Kostenübersteigungsverbot und das Kostendeckungsgebot berücksichtigt. 
 
Bei der Festlegung der Gebührentatbestände ist zu entscheiden, ob für jede einzelne Unter-
kunft eine separate Gebühr zu kalkulieren und zu erheben ist oder ob für alle Unterkünfte 
eine einheitliche Gebühr festgelegt werden kann. 
 
Ein rechtliches Erfordernis für eine individuelle Kalkulation für jedes einzelne Objekt wird von 
der GPA NRW nicht gesehen. Befürwortet wird jedoch eine Trennung und separate Gebüh-
renermittlung von abgeschlossenen Wohneinheiten (Wohnungen, Häuser) und Unterkünften 
mit Gemeinschaftsflächen (mit gemeinsamer Nutzung z.B. von Bädern, Küchen, Wäsche-
räumen und dergl.). In abgeschlossenen Wohneinheiten werden wesentlich weniger Perso-
nen untergebracht als in einer Gemeinschaftsunterkunft. Dadurch ergibt sich für die Nutzer 
ein wesentlich höherer Unterbringungsstandard und eine höhere Privatsphäre als in den 
Gemeinschaftseinrichtungen. Die Unterscheidung nach der Art der Unterkunft bzw. der Zu-
sammenfassung gleicher Unterkünfte ist rechtlich zulässig, transparent und gestaltet die 
Festsetzung der Gebührenbescheide wesentlich effizienter als die individuelle Berechnung 
für jedes einzelne Projekt. 
 
Bisherige Grundlage für die Gebührenerhebung war die zur Verfügung gestellte Nutzfläche. 
Mit der neuen Kalkulation folgt die Verwaltung der Empfehlung der GPA NRW, aus Gründen 
der Transparenz und der Verwaltungsökonomie von einem Flächenmaßstab auf einen  
Personenmaßstab umzustellen. Dadurch wird zudem der Verwaltungsaufwand bei einem 
Wechsel zwischen zwei Unterkünften (gleicher Art) oder bei Änderung der Belegungsstärke 
erheblich verringert. 
 
Weiterhin wurde Ende 2022 der § 6 KAG NRW in Teilen geändert. Dies betrifft u.a. die 
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Grundlage zur Ermittlung der kalkulatorischen Zinsen. Demnach darf jetzt nur noch ein ein-
heitlichen Nominalzinssatzes bestehend aus dem 30-jährigen Durchschnitt der Emissions-
renditen für festverzinsliche Wertpapiere inländischer öffentlicher Emittenten ergebende No-
minalzinssatz für die einheitliche Verzinsung des in der Einrichtung gebundenen betriebs-
notwendigen Kapitals verwendet werden – zuvor 50-jährigen Durchschnitt. Dies hatte zur 
Folge, dass die ansatzfähigen Kosten in diesem Bereich stark gesunken sind.  
 
Zusammensetzung der Benutzungsgebühr: 
 
Die Benutzungsgebühr setzt sich zusammen aus der 
 

- Grundgebühr 
- Verbrauchsgebühr 
- Stromkostenpauschale 

 
Mit der Grundgebühr sollen folgende, gebührenrechtlich ansatzfähige Kosten abgedeckt 
werden: Personalkosten, Overhead-, Sach-, Unterhaltungs- und Gebäudekosten, Abschrei-
bungen und verwaltungsinterne Umlagen. 
 
Bei der Kalkulation der Grundgebühr wird zukünftig nach der Art der Unterbringung (abge-
schlossene Wohneinheit / Gemeinschaftsunterkunft) unterschieden.  
 
Die Grundgebühr in einer abgeschlossenen Wohneinheit wird pro Bewohner und Monat auf 
212,47 € festgesetzt. 
 
Die Grundgebühr in einer Gemeinschaftsunterkunft wird pro Bewohner und Monat auf 
177,06 € festgesetzt. 
 
Die Verbrauchsgebühr dient zur Abdeckung folgender gebührenrechtlich ansatzfähiger Kos-
ten: Heizung, Wasser, Abfallbeseitigung, Abwasser, Mietnebenkosten. 
Die Stromkosten werden separat aufgeführt. 
 
Die Verbrauchsgebühr wird –einheitlich für alle Unterkünfte – pro Bewohner und Monat auf 
42,47 € festgesetzt. 
 
Die Stromkostenpauschale wird –einheitlich für alle Unterkünfte- pro Bewohner und Monat 
auf 30,18 € festgesetzt. 
 
Die Stromkosten gehören sachlich zu den Verbrauchsgebühren. Da sie von Leistungsbezie-
hern nach dem SGB II, dem AsylbLG oder dem SGB XII aus dem zustehenden Regelsatz 
oder von Selbstzahlern aus dem eigenen Arbeitseinkommen zu bezahlen ist, ist dieser Pos-
ten –wie bisher- separat auszuweisen. 
 
Die Gesamtgebühr beträgt zukünftig also pro Bewohner in einer abgeschlossenen Wohnein-
heit monatlich 285,12 €. 
 
Pro Bewohner in einer Gemeinschaftsunterkunft beträgt die Gesamtgebühr zukünftig  
249,71 €. 
 
Zum Vergleich: Bisher wurden in den Gemeinschaftsunterkünften Benutzungsgebühren zwi-
schen 206,00 € und 406,85 € erhoben.  
 
Durch die Neukalkulation, insbesondere durch Änderung der Berechnungsgrundlage, 
sinkt die Gebühr in 17 Häusern, in 4 Häusern steigt sie leicht an. 
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Unterkunftsverzeichnis: 
 
Das Unterkunftsverzeichnis (Anlage) wurde aktualisiert. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Planansatz Ertrag von Juli bis Dezember 2023: 410.000 € 

 
Hochrechnung Ertrag bis 31.12.2023 nach bisherigen Ge-
bührensätzen anhand aktueller IST-Buchungen: 
 

    
1.002.000 € 

Hochrechnung zu erwartender Ertrag bis 31.12.2023 nach 
Neukalkulation: 
 

 
978.000 € 

Minderertrag gegenüber derzeit geltenden Satzung:  24.000 € 
 
 
Auswirkungen auf das Klima 
 

1. Grundeinschätzung  
 

 Mit dem Vorhaben ist keine klimarelevante Wirkung verbunden. → weiter bei 3.  
Mit dem Vorhaben ist eine klimarelevante Wirkung verbunden. → weiter bei 2.  

 

2. Klima-Test  
Die mit dem Vorhaben verbundene klimarelevante Wirkung ist  
 

positiv  
negativ 

→ weiter bei 3.  
 
 

3. Begründung   
      

 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Kalkulation „Bereitstellung von städtischen Unterkünften für Obdachlose, Aussiedler, Asyl-
bewerber und ausländische Flüchtlinge“ Kalkulationsjahr 2023  
 
Synoptische Darstellung der Änderungen in der Benutzungssatzung 
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Anlage 2 zur SV 308/2023-5  
 
Synoptische Darstellung der Änderungen in der Benutzungssatzung  
 
 
§ bisherige Fassung vom 21.02.2018 (alt) 
 

§ zukünftige Fassung ab 01.07.2023 (neu) 
 
 

§ 3  
 
(3) Bei der erstmaligen Aufnahme oder bei einem Wechsel der 
Unterkunft erhält der Benutzer gegen schriftliche Bestätigung: 
 

a. die Einweisungsverfügung mit Angaben der 
unterzubringenden Person/en und der Bezeichnung der 
zugewiesenen Nutzfläche, 

 
b. einen Abdruck dieser Satzung und der 

Benutzungsordnung,  
 

c. Unterkunftsschlüssel. 
 

§ 3 wird wie folgt ergänzt: 
 
„(3) Bei der erstmaligen Aufnahme oder einem Wechsel der 

Unterkunft erhält der Benutzer gegen schriftliche Bestätigung: 
 

a.  die Einweisungsverfügung mit Angaben der 
unterzubringenden Person/en und der Bezeichnung der 
zugewiesenen Nutzfläche, 
 

b.  einen Abdruck dieser Satzung und der Benutzungsordnung, 
 

c.  Unterkunftsschlüssel, 
 

d.  ein Kurzprotokoll über das zur Verfügung gestellte 
Zimmerausstattung.“ 

   
(7) Für nachweislich durch grobe Fahrlässigkeit oder Vorsatz 

des Bewohners entstandene Schäden am zur Verfügung 
gestellten Inventar oder am Gebäude der Unterkunft haftet 
der Verursacher. Für einen Verlust des zur Verfügung 
gestellten, protokollierten Inventars haftet der Nutzer. 
Die Reparaturkosten oder die Kosten für eine 
Ersatzbeschaffung werden im Falle der Schädigung dem 
Verursacher, im Falle des Verlustes dem Nutzer, in 
Rechnung gestellt.“ 
 
 

 

Ö  8Ö  8
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§ 4 
 
(1) Der Benutzer hat die Unterkunft bzw. das Übergangsheim 

unverzüglich zu räumen, wenn 
 

a. die Einweisung widerrufen wird oder 
 

b. der Benutzer seinen Wohnsitz wechselt. 
 
Die Räumung einer Unterkunft kann nach den Vorschriften 
des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen zwangsweise durchgesetzt werden. Der 
betroffene Benutzer ist verpflichtet, die Kosten einer 
Zwangsräumung zu tragen. 

 
(2) Das Benutzungsverhältnis endet durch Verzicht oder durch 

Widerruf. Die dem Benutzer überlassenen Gegenstände 
(einschließlich aller ausgehändigten Schlüssel) sind mit dem 
Auszug aus der Unterkunft an einen mit der Aufsicht und der 
Verwaltung der Unterkunft Beauftragten der Stadt Bornheim 
zurückzugeben. 

 
(3) Der Benutzer hat die Unterkunft vollständig geräumt und sauber 

zurückzugeben. 
 
 
 

§ 4 wird wie folgt ergänzt: 
 

(1) Der Benutzer hat die Unterkunft bzw. das Übergangsheim 
unverzüglich zu räumen, wenn 

 
c. die Einweisung widerrufen wird oder 

 
d. der Benutzer seinen Wohnsitz wechselt. 
 
Die Räumung einer Unterkunft kann nach den Vorschriften des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen zwangsweise durchgesetzt werden. Der betroffene 
Benutzer ist verpflichtet, die Kosten einer Zwangsräumung zu 
tragen. 

 
(2) Das Benutzungsverhältnis endet durch Verzicht oder durch 

Widerruf. Die dem Benutzer überlassenen Gegenstände 
(einschließlich aller ausgehändigten Schlüssel) sind mit dem 
Auszug aus der Unterkunft an einen mit der Aufsicht und der 
Verwaltung der Unterkunft Beauftragten der Stadt Bornheim 
zurückzugeben. 

 
(3) Der Benutzer hat die Unterkunft vollständig geräumt und sauber 

zurückzugeben. 
 

„(4) Der Benutzer erhält bei seinem Auszug oder bei einem 
Wechsel der Unterkunft ein Übergabeprotokoll über das 
im verlassenen Zimmer festgestellte, städtische Inventar.“  
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§ 5 
 
(1) Die Stadt erhebt für die Benutzung der in § 1 i.V.m. dem 

Gebührentarif genannten Unterkünfte Benutzungsgebühren 
(Grundgebühr und Verbrauchsgebühr). Bemessungsgrundlage 
für die Höhe der Benutzungsgebühren ist die Nutzfläche der 
Unterkünfte. Die Nutzfläche setzt sich aus der 
Gesamtwohnfläche aller Unterkünfte nach § 1 i.V.m. dem 
Gebührentarif und der in diesen insgesamt zur Verfügung 
stehenden Gemeinschaftsflächen zusammen. 

 
(2) Die Grundgebühr beträgt je m² zugewiesener Nutzfläche und 

Kalendermonat 15,53 € (vgl. Gebührentarif). 
 
 
 
 
(3) Die Verbrauchsgebühr (Strom, Wasser, Heizung, 

Abfallbeseitigung etc.) wird als Pauschale erhoben. Diese wird 
aufgrund der Aufwendungen für die Verbrauchskosten ermittelt 
und auf die Nutzfläche umgerechnet. Zurzeit beträgt die 
Pauschale je m² zugewiesener Nutzfläche 5,07 € (vgl. 
Gebührentarif). 

 
 
(4) Die Höhe der Grundgebühr sowie die Höhe der 

Verbrauchsgebühr werden jährlich überprüft und gegebenenfalls 
zum 01.01. des Folgejahres angepasst. Dies gilt nicht für den 
Fall, dass die Einrichtung eines Sicherheitsdienstes erforderlich 
wird. Dann erfolgt eine sofortige Neukalkulation. 

 
(5) Werden neue Unterkünfte nach Inkrafttreten dieser Satzung in 

den Bestand gemäß Anlage (Gebührentarif) aufgenommen, 
bleibt der angesetzte Kalkulationszeitraum gemäß § 6 Abs. 2 
KAG hiervon unberührt. 

§ 5 wird wie folgt geändert: 
 
„(1) Die Stadt erhebt für die Benutzung der in § 1 in Verbindung 

mit dem Gebührentarif genannten Unterkünfte 
Benutzungsgebühren (Grundgebühr und Verbrauchsgebühr 
und Stromkostenpauschale). Die Gebühr wird im Rahmen 
einer IST-Belegung kalkuliert. Bei der Erhebung der 
Grundgebühr wird differenziert zwischen der Unterbringung 
in einer Gemeinschaftsunterkunft und der Unterbringung in 
einer abgeschlossenen Wohneinheit.  
 

(2) Die Grundgebühr beträgt pro Nutzer und Kalendermonat  
 

 - in einer Gemeinschaftsunterkunft: 177,06 €  
 - in einer abgeschlossenen Wohneinheit: 212,47 € 
 (vergl. Gebührentarif) 
  
(3) Die Verbrauchsgebühr (Heizung, Wasser, Abfallbeseitigung, 

Abwasser, Mietnebenkosten) wird als Pauschale erhoben. 
Diese wird auf Grund der Aufwendungen für die 
Verbrauchskosten ermittelt und auf die Nutzer 
umgerechnet.  

 Zur Zeit beträgt die Verbrauchsgebühr je Nutzer 
und Kalendermonat: 

 
42,47 € 

 
(4) Die Stromkostenpauschale wird separat 

berechnet und ausgewiesen. 
Sie beträgt zur Zeit je Nutzer und Kalendermonat: 
 

 
 

30,18 € 
 

 
 
(5) 

 
 
Werden neue Unterkünfte nach Inkrafttreten dieser 
Satzung in den Bestand gemäß Anlage 
(Gebührentarif) aufgenommen, bleibt der angesetzte 
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(6) Die Gebührenpflicht entsteht von dem Tag an, ab dem der 

gebührenpflichtigen Person die Unterkunft zugewiesen wird. Das 
Benutzungsverhältnis und die Gebührenpflicht enden mit dem 
Tag der Übergabe und Abnahme der zugewiesenen Unterkunft 
an bzw. durch die Hausmeisterin oder den Hausmeister. Eine 
vorübergehende Abwesenheit entbindet nicht von der 
Verpflichtung zur Gebührenzahlung.  
 

 
(7) Die Benutzungsgebühren sind jeweils monatlich, und zwar 

spätestens bis zum 3. Werktag eines jeden Monats, an die 
Stadtkasse zu entrichten. Bei Einzug in die Unterkunft und bei 
Auszug aus der Unterkunft erfolgt eine taggenaue Berechnung 
der Gebühren. Überzahlungen insbesondere bei Auszug werden 
ausgeglichen. 

 
 
 
(8) Rückständige Gebühren unterliegen der Einziehung im 

Verwaltungszwangsverfahren.  

Kalkulationszeitraum gemäß § 6 Abs. 2 KAG hiervon 
unberührt. 

   
(6) Die Gebührenpflicht entsteht von dem Tag an, ab 

dem der gebührenpflichtigen Person die Unterkunft 
zugewiesen wird. Das Benutzungsverhältnis und die 
Gebührenpflicht enden mit dem Tag der Übergabe 
und Abnahme der zugewiesenen Unterkunft an bzw. 
durch die Hausmeisterin oder den Hausmeister. Eine 
vorübergehende Abwesenheit entbindet nicht von der 
Verpflichtung zur Gebührenzahlung. 
 

 

(7) Die Benutzungsgebühren sind jeweils monatlich, und 
zwar spätestens bis zum 3. Werktag eines jeden 
Monats, an die Stadtkasse zu entrichten. Bei Einzug 
in die Unterkunft und bei Auszug aus der Unterkunft 
erfolgt eine taggenaue Berechnung der Gebühren. 
Überzahlungen insbesondere bei Auszug werden 
ausgeglichen. 
 

 

(8) Rückständige Gebühren unterliegen der Einziehung 
im Verwaltungszwangsverfahren. 

 

 

  
§ 6 
 
Gebührenschuldner sind die Benutzerinnen und Benutzer der 
Unterkünfte. 
 
Der Gebührentarif (Anlage) wird wie folgt neu gefasst: 
 
Anlage zur Satzung der Stadt Bornheim  
über die Unterhaltung und Benutzung städtischer Unterkünfte für 
Obdachlose, Aussiedler, Asylbewerber und ausländische Flüchtlinge 
(Unterkunftssatzung). 

 
§ 6 wird wie folgt geändert: 
 
Gebührenschuldner sind die Benutzerinnen und Benutzer der 
Unterkünfte. 
 
„Der Gebührentarif (Anlage) wird wie folgt neu gefasst:  
 
„Anlage zur Satzung der Stadt Bornheim über die Unterhaltung und die 
Benutzung städtischer Unterkünfte für Obdachlose, Aussiedler, 
Asylbewerber und ausländische Flüchtlinge (Unterkunftssatzung) 
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Gebührentarif 
 
Für die nachstehend aufgeführten Unterkünfte werden die 
monatlichen Benutzungsgebühren wie folgt festgesetzt: 
 
Grundgebühr:  15,53 € pro m² / Monat 
 
Verbrauchsgebühr:    5,07 € pro m² / Monat 
 

Gebührentarif 
 
Für die nachstehend aufgeführten Unterkünfte werden die 
monatlichen Benutzungsgebühren wie folgt festgesetzt: 
 
Grundgebühr pro Nutzer/Kalendermonat  
 
- in einer Gemeinschaftsunterkunft: 177,06 €  
- in einer abgeschlossenen Wohneinheit: 212,47 € 
 
Verbrauchsgebühr pro Nutzer/Kalendermonat: 42,47 € 
 
Stromkostenpauschale pro Nutzer/Kalendermonat: 30,18 € 
 

 
§ 7 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
Zum gleichen Zeitpunkt treten die „Satzung der Stadt Bornheim über 
die Unterhaltung und Benutzung der Übergangsheime für 
Spätaussiedler/Spätaussiedlerinnen, Zuwanderer/ Zuwanderinnen 
und ausländische Flüchtlinge vom 04.10.2001“ sowie die „Satzung 
über die Unterhaltung und Benutzung einer Unterkunft zur 
Unterbringung obdachloser Personen vom 04.10.2001“ außer Kraft. 
 
 
 

 
§ 7 wird wie folgt geändert: 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
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Kalkulation "Bereitstellung von  städtischen Unterkünften für Obdachlose, Aussiedler, Asylbewerber und ausländische Flüchtlinge"
Kalkulationsjahr 2023

A. Überlassung von Räumen in sozialen Einrichtungen (Grundgebühr = Unterbringungskosten)
B. Nebenkosten (Verbrauchsgebührgebühr)
C. Strom

2. Kosten
Sachkonto Kostenartenbezeichnung Summe
Personalkosten
50xxxxx Personalaufwendungen (Sozialbereich Amt 5) 252.822,63
50xxxxx Personalaufwendungen (Gebäudewirtschaft Amt 6) 110.059,67
Summe 362.882,30
Grundgebühren (Ojektscharf)
Kostenmindernde Erträge
   416200 Auflösung SoPo Zuweisungen Land-Zweckg. Wohl eher nicht ansatzfähig, da aus dem Bescheid hervorgehen müsste, dass die Zuwendung dem Gebührenzahler zusteht oder diese Zuweisung für die Zunktunft gesichert ist
   452710  Schadensersatz - kostenmindernd - -3.392,77
Summe -3.392,77
Kosten der OBJ-KST
   523100  Unterhaltung der Grundstücke und Gebäud 26.041,53
   523110  Wartung Gebäudetechnik 4.243,17
   523130  Reinigung und Winterdienst Grundstücke 11.724,00
   523300  Unterhaltung Maschinen, techn. Anlagen 58.103,43
   523700  Bewirtschaftung Grundstücke und Gebäude 2.891,14
523720 Gebäudereinigung 45,00
   542100  Miete/Pacht unbewegliche Wirtschaftsg. 36.753,00
   523730  Schornsteinreinigung 1.002,20
   544130  Gebäudeversicherung 55.250,06
   547100  Grundsteuer 2.092,00
   549200  Schadensfälle 3.889,00
   981100  K. Zinsen 130.007,64 Wert ermittelt - Anlagen Afa u. bei PSP
Summe 332.042,16
Kosten der Produkte (NICHT-Ojektscharf)
543150 Geringw.WirtschaftsgüterDirektaufwand 60.000,00 Ggf. Ertragsmindernde SK vom Produkt 1.05.03 mit einbeziehen - Abklärung mit Frau Hackford (GPA)
523600 Unterhaltungder BuG 2.219,40
541200 Aus-undFortbildung,Umschulung 4.900,00
526300 Betriebsstoffe 225,00
542700 Prüfung,Beratung,Rechtsschutz 1.000,00
529905 SBB Pauschale 30.400,00
543500 Telefon 4.500,00
523400 Unterhaltung Fahrzeuge
523610 Unterhaltung DV 3.192,88
Summe 106.437,28
Kosten der interne Leistungsverrechnung (Nicht-ojbketscharfe)

Verwaltungskostenaufschlag Gebäudewirtschaft (1.01.15)23.123,95
Verwaltungskostenaufschlag Sozialamt (1.05.03 + 1.05.02.01)125.336,88

Summe 148.460,82
Abschreibungen
573100 AfA AuB unbebauter Grundstücke 424,00
573200 AfA Gebäude, AuB bebauter Grundstücke 274.354,00
573200 AfA BUG 14.932,00
Summe 289.710,00
Zusatzgebühren
   522200  Gas 53.665,71
   522400  Heizöl 13.245,55
   522500  Niederschlagswasser 4.765,00
   522700  Wasser 29.260,98
   522800  Abwasser 45.435,64
   523710  Abfallentsorgung 57.273,26
   542110  Mietnebenkosten 22.061,57
Summe 225.707,71

Gesamtaufwendungen 1.461.847,51

Ö  8Ö  8
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3.1 Einzelgebührenbedarf Produkt A. (Grundgebühr)

Die Kosten der sozialen Einrichtung in Höhe von 1.461.847,51
vermindert um
- anderweitig gedeckten AufwandBedarfszuweisung/Erstattungen/u.a.

Aufwand Produkt B. / Zusatzkosten (Nebenkosten) 225.707,71

ergeben Kosten für das Produkt A. (Grundgebühr) i.H.v. 1.236.139,80

Unter Berücksichtigung der Betriebsergebnisse aus Vorjahren
2023 0
2024 0
2025 0

ergibt sich ein  Einzelgebührenbedarf Produkt A. (Grundgebühr) in Höhe von 1.236.139,80

Nach Abzug
- des nicht abzuwälzenden Gebührenausfalls aus Leerstand (vgl. 5.1) in Höhe von 336.615,91 Kontrolle 796.017 €
zu verteilende Kosten auf alle Leistungsbezieher 899.523,89 0 €
- des Anteils für untergebrachte Leistungsbezieher nach d. Asylbewerberleistungsgesetz27,5862069 248.144,52
errechnet sich ein Gebührenaufkommen für das Produkt A. von 651.379,37 €

3.2 Einzelgebührenbedarf Produkt B. (Zusatzgebühr)

Die Kosten der sozialen Einrichtung in Höhe von 225.707,71

Unter Berücksichtigung der Betriebsergebnisse aus Vorjahren
Betriebsergebnis 2023
Betriebsergebnis 2024
Betriebsergebnis 2025

ergibt sich ein Einzelgebührenbedarf Produkt B. (Zusatzgebühr) in Höhe von 225.707,71

- des nicht abzuwälzenden Gebührenausfalls aus Leerstand (vgl. 5.2) in Höhe von 18.805,44
zu verteilende Kosten auf alle Leistungsbezieher 206.902,27
- des Anteils für untergebrachte Leistungsbezieher nach dem Asylbewerberleistungsgesetz27,5862069 62.264 €
errechnet sich ein Gebührenaufkommen für das Produkt B. von 144.638,07 €

3. Gesamtgebührenbedarf
Die Kosten der sozialen Einrichtungen von 1.461.847,51
vermindert bzw. erhöht um 
- anderweitig gedeckten Aufwand Bedarfszuweisung von Gemeinden

Erstattungen von verbundenen Unternehmen 0
Erstattungen von übrigen Bereichen 0
Andere sonstige ordentliche Erträge 0

- betriebsfremden Aufwandkalk. Miete für die Überlassung von Wohnflächen an Dritte etc. 1.461.847,51

Summe

Betriebsergebnis 2024 0
Betriebsergebnis 2025 0
Betriebsergebnis 2026 0

ergeben den Gesamtgebührenbedarf für das Haushaltsjahr 1.461.847,51

Nach Abzug
- des nicht abzuwälzenden Gebührenausfalls aus Leerstand (vgl. 5.1 und 5.2) in Höhe von 355.421,35
- des Anteils für untergebrachte Leistungsbezieher nach dem Asylbewerberleistungsgesetz27,5862069 310.408,72

796.017,44 €

= 12,11 € = 14,53 €

Kosten pro qm                                                      
kein Leerstand berücksichtigt

Grundkosten gewichtet nach 
Art der Unterkunft pro qm 

(Faktor 1)

Grundkosten gewichtet nach 
Art der Unterkunft pro qm 

(Faktor 1,2)
1.236.140 €
102.103,20

= 2,28 € = 0,95 €

Verbauchskosten gewichtet 
nach Art der Unterkunft pro 

qm

Verbrauchskosten ohne 
Wasser, Abwasser u. 
Abfallentsprgung

225.708 € 93.738 €
98.976,00 98.976,00
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Monatsgebühr

Festzusetzende monatliche Benutzungsgebühr (Produkt A) je Person
Belegung 406
Kapazitäten 569
Gewichtete Belegung 414
Gewichtete Kapazitäten 582
Gemeinscahftsunterkünfte Gebühr pro Person
Jahresgebühr je Person 2.124,68 €
Monatsgebühr je Person 177,06 €
abgeschlossene Wohneinheit Gebühr pro Person
Monatsgebühr je Person 212,47 €
Jahresgebühr je Person 2.549,62 €
Belegungsfaktor 1,43

Kontrolle
Bewohner-Typen Anzahl Quote Faktor
Anzahl HE Sozialamt AsylbLG 112 27,59 237.964,35 € 341.004,08 €
Anzahl HE Jobcenter 255 62,81 541.793,83 € 776.393,22 €
Anzahl HE Selbstzahler 39 9,61 82.862,59 € 118.742,49 €
Summe 406 100 862.620,76 € 1.236.139,80 €

Kontrolle 1.236.140 €
0 €

Festzusetzende monatliche Verbrauchsgebühr (Produkt B) je Person
Leerstand berücksichtigt

Kosten 206.902,27
Anzahl Personen 406
Jahresgebühr je Person 509,61 €
Monatsgebühr je Person 42,47 €

Festzusetzende Strom monatliche je Person
Kosten 147.054,00
Anzahl Personen 406
Jahresgebühr je Person 362,20 €
Monatsgebühr je Person 30,18 €
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  öffentlich  Vorlage Nr. 282/2023-5 

    Stand 15.05.2023 

 
Betreff 
 

Mitteilung betr. Flüchtlingssituation in Bornheim 

 
Sachverhalt 
 
In Bornheim leben aktuell ca. 1500 Menschen, die über das Amt für Soziales, Wohnen und 
Inklusion als Migrant:innen (mit Aufenthaltsgenehmigung und Wohnsitzauflage) und geflüch-
tete Menschen erfasst werden.  
 
Die Menschen stammen vorrangig aus den Ländern Ukraine, Syrien, Irak, Türkei und Afgha-
nistan.   
 
Mehr als zwei Drittel dieses Personenkreises lebt in privatem Wohnraum.  
Die Stadt Bornheim verfügt aktuell über 23 städtische Unterkünfte (angemietete Wohnungen, 
Containeranlagen, städtisches Eigentum). 
Seit Herbst 2022 wird die Turnhalle der Johann-Wallraf-Grundschule erneut als Notunter-
kunft für geflüchtete Menschen genutzt.  
 
Mit Ratsbeschluss vom 15.12.22 (Vorlage 643/2022-5) wurde die Errichtung einer neuen 
Sammelunterkunft beschlossen, um die städtischen Kapazitäten zu erhöhen. Aktuell befindet 
sich das Vorhaben in der Endphase des Vergabeverfahrens.  
 
Über die aktuelle Möglichkeit, Objekte zur Unterbringung anzumieten (Ratsbeschluss vom 
11.05.23, Vorlage 319/2023-6) und somit das Portfolio an städtischen Unterbringungslösun-
gen zu erweitern, kann das städtische Belegungsmanagement nun die vorhandenen Sam-
melunterkünfte in Teilen frei ziehen und verfolgt das Ziel bereits vor Fertigstellung des Neu-
baus der Notunterkunft am Hexenweg, die Turnhalle wieder frei geben zu können.  
 
In den neu angemieteten Unterkünften werden Großfamilien untergebracht, so dass eine 
Neubelegung der Zimmer in den Containeranlagen möglich wird.  
 
Allerdings sind, nach mehreren Wochen stabiler Erfüllungsquote von ca. 100% nunmehr Zu-
weisungen geflüchteter Menschen seitens der Bezirksregierung Arnsberg angekündigt.  
Die Turnhalle muss somit als optionale Unterbringungsstätte vorerst bestehen bleiben. 
Die Stadtverwaltung verfolgt das Ziel, über regionale Absprachen und Kommunikation mit 
der Bezirksregierung Arnsberg eine Regulative zu erhalten.  
 
Auswirkungen auf das Klima 
 

1. Grundeinschätzung  
 

 Mit dem Vorhaben ist keine klimarelevante Wirkung verbunden. → weiter bei 3.  
Mit dem Vorhaben ist eine klimarelevante Wirkung verbunden. → weiter bei 2.  

 
 

Ö  9Ö  9

66



TOP 

 
 

  Seite 1 von 1 

Ausschuss für Soziales, Inklusion und Demographie 24.05.2023 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 283/2023-5 

    Stand 15.05.2023 

 
Betreff 
 

Notwendige Anmietungen zur Unterbringung von Geflüchteten 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Soziales, Inklusion und Demographie bestärkt die Verwaltung in dem Be-
streben, weitere Liegenschaften zur Unterbringung geflüchteter Menschen anzumieten, um 
die Turnhalle der Johann-Wallraf-Schule freiziehen zu können.  
 
Sachverhalt 
 
Mit Ratsbeschluss vom 11.05.23 (Vorlage 319/2023-6) wurde die Anmietung zweier Objekte 
zur Unterbringung von geflüchteten Menschen per Dringlichkeit entschieden.  
Die Beteiligung des Fachausschusses soll entsprechend sichergestellt werden.  
Die Verwaltung ist bestrebt, gemäß der Bornheimer Erklärung die Unterbringung von ge-
flüchteten Menschen sicherzustellen und dezentrale Lösungen zu finden. Hierfür ist die Ak-
quise weiterer Wohnobjekte erforderlich. 
 
Die Verwaltung informiert den Fachausschuss mit einer Präsentation über die derzeitige Un-
terbringungssituation und wird den Fachausschuss auch stetig über die weiteren Entwicklun-
gen informieren.  
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Die finanziellen Auswirkungen für die beiden neuen Mietobjekte sind der Vorlage 319/2023-6 
zu entnehmen.  
 
Auswirkungen auf das Klima 
 

1. Grundeinschätzung  
 

 Mit dem Vorhaben ist keine klimarelevante Wirkung verbunden. → weiter bei 3.  
Mit dem Vorhaben ist eine klimarelevante Wirkung verbunden. → weiter bei 2.  

2. Klima-Test  
Die mit dem Vorhaben verbundene klimarelevante Wirkung ist  
 

positiv  
negativ 

→ weiter bei 3. 

3. Begründung   
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  öffentlich  Vorlage Nr. 284/2023-5 

    Stand 11.05.2023 

 
Betreff 
 

Mitteilung betr. Ergebnisse Werkstatt Migration und Integration 

 
Sachverhalt 
 
An der Werkstatt für Migration und Integration, die am Freitag, den 21.04.2023 im Ratssaal 
des Bornheimer Rathauses stattfand, nahmen Mitglieder des Integrationsausschusses, Mit-
glieder des Ausschusses für Soziales, Inklusion und Demographie, Ortsvorsteher sowie Ko-
operationspartnerinnen und -partner, sowie weitere Gäste teil. Nachdem Bürgermeister 
Christoph Becker die Gäste begrüßt hatte, führten die beiden Moderatorinnen, die Beigeord-
nete Alice von Bülow und die Leiterin des Amtes für Soziales, Wohnen und Inklusion, Corne-
lia Löwe, ins Programm ein und erläuterten die Methode des World-Cafés. Diese wurde ge-
nutzt, um alle Anwesenden miteinander ins Gespräch zu bringen und lösungsorientiert zu 
diskutieren. 
Diese Veranstaltung verfolgte den Austausch zu folgenden Schwerpunktthemen: 
 
Arbeitsmarkt und Bildung 
Der Mediziner und Schriftsteller Dr. Mimoun Azizi referierte hybrid zu diesem Thema und 
teilte seine Erfahrungen und sein Engagement aus dem Gesundheitswesen. Er regte an, für 
Berufe im Gesundheitswesen und die lokale Wirtschaft Praktika mit Hilfe von Ehrenamtlichen 
zu suchen, um so den Einstieg in den Beruf zu erleichtern. In diesem Bereich könnten ein 
Netzwerkprojekt mit der Agentur für Arbeit, der Industrie- und Handelskammer und lokalem 
Gewerbe entstehen. 
 
Pflege 
Mouna Salahie, Caritas Verband Rhein-Sieg, moderierte zu Thema Pflege für Migrantinnen 
und Migranten. Neben der Schulung der Pflegekräfte und Suche nach Multiplikator:innen, 
wurde die strategische Pflegeplanung und die Weitergabe von mehrsprachigen Informatio-
nen angeregt. Als Pilotprojekt zwischen der Caritas und der Stadtverwaltung wird Ende Mai 
2023 eine Informationsveranstaltung mit dem Thema „Unterstützung im Alter“ für Migrantin-
nen und Migranten in russischer und arabischer Sprache organisiert (Guter Lebensabend, 
Unterstützung im Alter, am 26.05.23). 
 
Ehrenamt und Wohnen 
Isabell Lütz, Vorsitzende des Vereins für Bornheimer Flüchtlingshilfe e.V. koordinierte das 
Thema Ehrenamt und Wohnen. Als wichtiges Ziel wurde die Organisation eines Nachbar-
schaftsfestes in der Nähe einer Flüchtlingsunterkunft benannt, um die Integration zu fördern, 
die Zusammenarbeit zwischen Haupt- und Ehrenamtlichen zu stärken, den Informationsaus-
tausch zu gewährleisten und Netzwerkarbeit anzuregen. Ein gemeinsames Fest wurde vor 
dem Hintergrund der Nachbarschaftshilfe in Bornheim überlegt.  
 
Antidiskriminierung und Diversity 
Der Jurist und Diversity-Trainer Kanishka Wiar erarbeitete mit den Teilnehmenden die Sicht-
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barkeit des Themas durch etwaige Angebote für alle Altersgruppen. Hierzu zählen die Sen-
sibilisierung der Bevölkerung durch Schubladen-Spaziergänge und die Potential-Orientierung 
als Perspektivwechsel. Angeregt wurde die Einführung eines Diversitäts-Führerscheins und 
die Einrichtung einer Antidiskriminierungsstelle (Vorlage 298/2023-5). Darüber hinaus könn-
ten Veranstaltungen der VHS zu Diversitätsstrategien und Antidiskriminierung im Programm 
ergänzt werden.  
 
Auswirkungen auf das Klima 
 

1. Grundeinschätzung  
 

 Mit dem Vorhaben ist keine klimarelevante Wirkung verbunden. → weiter bei 3.  
Mit dem Vorhaben ist eine klimarelevante Wirkung verbunden. → weiter bei 2.  

 

2. Klima-Test  
Die mit dem Vorhaben verbundene klimarelevante Wirkung ist  
 

positiv  
negativ 

→ weiter bei 3.  
 
 

3. Begründung   
Folgen für das Klima, die mit einer Umsetzung etwaiger, zukünftiger Projekte verbun-
den sein könnten, müssen mit Realisierung  der jeweiligen Maßnahmen betrachtet 
werden. 
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  öffentlich  Vorlage Nr. 287/2023-5 

    Stand 08.05.2023 

 
Betreff 
 

Mitteilung betr. Sachstand "Bornheim Inklusiv" 

 
Sachverhalt 
 
Das Projekt „Bornheim inklusiv!“ nimmt weiter Fahrt auf! Neben einer beständigen, laufenden 
Förderung der inklusiven Lebensverhältnisse in Bornheim durch Einzelfallmaßnahmen, be-
darf die Verwirklichung der Inklusion in Bornheim, wie berichtet, einer gemeinsamen, ge-
samtstädtischen Verständigung über Ziele, Maßnahmen und Verwirklichungszeiträume in 
unterschiedlichen Lebensbereichen.  
 
 

- Öffentlicher Raum & Mobilität 
 

- Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung 
 

- Freizeit, Kultur & Sport 
 

- Ausbildung, Arbeit, Weiterbildung 
 

- Verwaltung – Rathaus inklusiv 
 

- Soziales & Migration 
 

- Kommunikation & Sensibilisierung 
 
Eine erste Werkstatt konnte im Feld „Soziales & Migration am 21. April durchgeführt werden. 
Hierzu wird in Vorlage 284/2023-5 gesondert berichtet. 
 
Wie schon angekündigt, soll als zweites Schwerpunktthema dieses Jahr der Bereich „Inklu-
sion in Freizeit, Kultur und Sport“ ebenfalls im Rahmen einer Werkstatt beleuchtet werden.  
 
Zunächst wird die Teilnahme Bornheims als Host Town der Special Olympics 2023 vom 12. 
Bis 14. Juni 2023 Aufmerksamkeit für die Öffnung des Sportbereichs für das Thema „Inklusi-
on im Sport“ erzeugen (hierzu speziell Vorlage 286/2023-5).  
 
Bereits im Vorfeld dieser Veranstaltung mehren sich erfreulich die Anfragen nach Förderung 
von Projekten im Bereich der Inklusion. Um über Gelingensfaktoren zur Verwirklichung der 
Inklusion in Freizeit, Kultur und Sport zu diskutieren und auch hier Zeit- und Maßnahmenplä-
ne und ein Umgang mit Fördermitteln zu erarbeiten, wird es im Herbst ein weiteres Werk-
stattformat mit Beteiligten aus Freizeit, Kultur und Sport zusammen mit Vertreterinnen und 
Vertretern aus Politik und Verwaltung geben. Das Datum ist zum Zeitpunkt der Vorlagener-
stellung noch in Klärung, kann aber voraussichtlich im Ausschuss benannt werden.  
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Ebenfalls im zweiten Halbjahr wird die Verwaltung nach Besetzung einer vakanten Abtei-
lungsleitung in Amt 5 wieder dem Thema „Verwaltung- Rathaus inklusiv“ verstärkt annehmen 
und den Stand der ergriffenen und der ausstehenden Maßnahmen zusammentragen, Vor-
schläge für Ziele, Zeit- und Maßnahmenpläne in dem Feld erarbeiten und hierzu sowohl im 
Fachausschuss, als auch im Haupt- und Finanzausschuss berichten.  
 
Die Bearbeitung der übrigen Felder folgt. Die zeitlichen Festlegungen hierzu werden im 
Rahmen der weiteren Berichterstattung zum Fortlauf des Projektes in jedem Ausschuss für 
Soziales, Inklusion und Demographie erfolgen.  
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Zunächst kommt es zu keinen konkreten finanziellen Folgen im Rahmen der Projektarbeit.  
 
Auswirkungen auf das Klima 
 

1. Grundeinschätzung  
 

 Mit dem Vorhaben ist keine klimarelevante Wirkung verbunden. → weiter bei 3.  
Mit dem Vorhaben ist eine klimarelevante Wirkung verbunden. → weiter bei 2.  

 

2. Klima-Test  
Die mit dem Vorhaben verbundene klimarelevante Wirkung ist  
 

positiv  
negativ 

→ weiter bei 3.  
 

3. Begründung   
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  öffentlich  Vorlage Nr. 286/2023-5 

    Stand 15.05.2023 

 
Betreff 
 

Mitteilung betr. Host Town-Programm Special Olympics 

 
Sachverhalt 
 
In der Zeit vom 17.06.2023 bis 25.06.2023 werden die Special Olympics World Games 2023 
in Berlin stattfinden. In dem Rahmen wird die Stadtverwaltung Bornheim gemeinsamen mit 
dem Rhein-Sieg-Kreis und den Kommunen Hennef, Lohmar, Siegburg und Troisdorf Host 
Town sein und in der Zeit vom 12.06.2023 bis 15.06.2023 eine Delegation von 8 Athlet*innen 
aus Guinea empfangen. Die Delegation ist im Hotel Rheinterrassen in Widdig untergebracht. 
 
Unterstützt wird die Verwaltung bei der Organisation eines Programms, dass auch den Ge-
danken der Inklusion über Kooperationen mit Einrichtungen aller Altersstufen vom Verein 
Sporteinander e. V. 
 
Das Programm für diesen Zeitraum ist wie folgt geplant: 
 
Montag, 12.06.2023: 
09.40 Uhr:  Ankunft der Delegation am Flughafen Frankfurt. 
       Transfer zum Hotel Rheinterrassen in Widdig 
15.00 Uhr:  Begrüßung im Rathaus durch Frau von Bülow 
17.00 Uhr:  Bowling im PinUp mit Abendessen 
 
Dienstag: 13.06.2023: 
10.00 Uhr: Sportfest im Stadion Bornheim  
        Begrüßung der Delegation durch Herrn Bürgermeister Christoph Becker 

Das Sportfest wird gemeinsam mit der Kita Rilkestraße, Schüler*innen der 
Grundschule Bornheim, Europaschule Bornheim und LVR Förderschule Born-
heim, den Bonner Werkstätten und ggfls. eines Bornheimer Seniorenheims 
gestaltet. 
Es wird ein niederschwelliges Sportangebot erarbeitet, an dem alle Personen 
teilnehmen können. Dies erfolgt in Zusammenarbeit mit Sporteinander e. V., 
da hier auch auf die Erfahrung im inklusiven Bereich zurückgegriffen werden 
kann.  

13.00 Uhr: Ausflug nach Königswinter (Hinfahrt erfolgt mit dem Bus) mit Besuch des Dra-
chenfels. 

16.40 Uhr: Rückfahrt mit der MS Beethoven von Königswinter nach Wesseling 
18.30 Uhr: gemeinsames Abendessen im Hotel Rheinterrassen 
 
Mittwoch, 14.06.2023: 
Dieser Tag wird gemeinsam mit allen Delegationen vom Rhein-Sieg-Kreis gestaltet. Geplant 
ist eine geführte Besichtigung im Kölner Dom mit anschließendem Mittagessen im Brauhaus. 
Danach geht es für die jeweilige Delegation zurück in die Unterkunft. Abends ist ein gemein-
sames Sportfest in der Sporthochschule Hennef geplant. 
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Donnerstag, 15.06.2023: 
Abreise der Delegation nach Berlin. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Für die Projektfinanzierung wurden 10.000 € in vorangegangenen Vorlagen kommuniziert 
und reserviert. Da es eine Zusammenarbeit mit dem Rhein-Sieg-Kreis ist, wird ein Teil der 
Kosten, wie z. B. die Gestaltung des kommunalen Tags und die Bereitstellung des Busses 
von dort übernommen. Weiterhin erfolgt ein Sponsoring durch die KSK Köln. Die genauen 
Kosten werden erst nach Abrechnung vorliegen. Das Budget wird aber keinesfalls überschrit-
ten werden.  
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  öffentlich  Vorlage Nr. 301/2023-5 

    Stand 11.05.2023 

 
Betreff 
 

Antrag der Fraktion B'90/Die Grünen vom 26.04.2023 betr. Wegweiser für 
Menschen mit Behinderung auf der städtischen Homepage 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss beauftragt die Verwaltung die Information für Menschen mit Behinderung  
auf der Website der Stadt Bornheim um einen Wegweiser zu externen Informations- und  
Unterstützungsangeboten für die Zielgruppe zu ergänzen. 
 
Sachverhalt 
 
Die in der Antragsbegründung darstellte schlüssige Argumentation wird von der Verwaltung 
geteilt.  
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Als finanzielle Auswirkungen ist der mit der Umsetzung verbundene personelle Arbeitsein-
satz zu verzeichnen. 
 
Auswirkungen auf das Klima 
 

1. Grundeinschätzung  
 

 Mit dem Vorhaben ist keine klimarelevante Wirkung verbunden. → weiter bei 3.  
Mit dem Vorhaben ist eine klimarelevante Wirkung verbunden. → weiter bei 2.  

 

2. Klima-Test  
Die mit dem Vorhaben verbundene klimarelevante Wirkung ist  
 

positiv  
negativ 

→ weiter bei 3.  
 
 

3. Begründung   
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Sehr geehrte Frau Dr. Böhme, 
 

wir bitten Sie, folgenden Antrag auf die Tagesordnung der Sitzung des Ausschusses für 

Soziales, Inklusion und Demographie am 24.05.2023 zu nehmen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
gez. Maria Koch, Dr. Arnd Kuhn; Dr. Traude Castor-Cursiefen und Fraktion 
 
 

 

 

Beschlussentwurf: 
 

Der Ausschuss beauftragt die Verwaltung die Information für Menschen mit Behinderung 
auf der Website der Stadt Bornheim um einen Wegweiser zu externen Informations- und 
Unterstützungsangeboten für die Zielgruppe zu ergänzen.  
 
 
Begründung des Antrages  

Erste Adresse für die Suche nach Information und Unterstützungsmöglichkeiten ist für 
Bürgerinnen und Bürger mit Unterstützungsbedarf die Verwaltung der jeweiligen 
Kommune. Zahlreiche Kommunen richten ihr Informationsangebot entsprechend aus und 
verstehen den eigenen Webauftritt als Portal für Dienstleistungen auch über die 
unmittelbar gesetzlich verankerten Angebote der Verwaltung hinaus. Die Stadt Bornheim 
bietet auf ihren Seiten bereits für andere Zielgruppen, etwa Geflüchtete oder Seniorinnen 
und Senioren entsprechende weiterführende Informationen als Wegweiser an. Menschen 
mit Behinderungen finden hingegen bislang keinerlei Hinweise auf weiterführende 
Informationen und Unterstützungsangebote. 
 
Eine möglichst zeitnahe Erstellung eines solchen Informationsangebots auf den Seiten der 
Stadt Bornheim würde erkennbar das soziale Profil der Stadt ergänzen. 

26.04.2023 

 

An die Vorsitzende des 

Ausschuss für Soziales, Inklusion und 

Demografie 

Frau Dr. Maria Böhme 

- Rathaus - 

53332 Bornheim 

 

Rathausstraße 2 

53332 Bornheim 
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Ausschuss für Soziales, Inklusion und Demographie 24.05.2023 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 253/2023-1 

    Stand 15.05.2023 

 
Betreff 
 

Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen Sitzungen 

 
Sachverhalt 
 
Die Verwaltung beantwortet die Fragen aus vorherigen Sitzungen wie folgt: 
 
AM Horch (TOP 5, SIDA 22.02.2023) 
Auf Nachfrage von AM Horch werden die allgemeinen Standards für die Einrichtung einer 
Flüchtlingsunterkunft und wo diese festgelegt sind, mitgeteilt.  
Antwort: 
Anbei die vom Bund im April 21 erstelle Übersicht zu Mindeststandrads in Flüchtlingsunter-
künften (siehe Anlagen).  
 
AV Dr. Tourné (TOP 11, SIDA 22.02.2023) 
Worum geht es bei der Vorlage-Nr. 644/2018-5? 
Antwort: 
Gemeinsamer Antrag der CDU-Fraktion, FDP-Fraktion und UWG-Fraktion vom 04.09.2018 
betr. Wohnen für Hilfe – Wohnpartnerschaften. 
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Mindeststandards  
zum Schutz von geflüchteten Menschen  
in Flüchtlingsunterkünften
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In den vergangenen Jahren ist die Zahl geflüchteter 
Menschen weltweit gestiegen.1 Aufgrund von Krisen, 
Konflikten, Gewalt oder Armut haben zunehmend 
mehr Menschen ihre Heimat verlassen. Viele haben 
sowohl im Herkunftsland als auch vor, während oder 
nach der Flucht traumatisierende Erfahrungen ge-
macht und benötigen daher besonderen Schutz und 
Unterstützung. Entgegen des globalen Trends ist die 
Anzahl der Asylanträge in Deutschland in den letzten 
Jahren gesunken. Unterkünfte für geflüchtete Men-
schen sind für viele Asylsuchende in Deutschland 
zunächst oder teils auch länger der zentrale Lebens-
mittelpunkt. Gleichzeitig bestehen weiterhin noch 
Herausforderungen, bei der Unterbringung men-
schenwürdige Bedingungen zu schaffen und einen 
flächendeckenden Schutz zu garantieren, vor allem der 
besonders schutzbedürftigen Menschen. Die Möglich-
keiten zur gesellschaftlichen Teilhabe und Integration 
sind vielerorts erheblich eingeschränkt.

Aufgabe ist es nun, die Menschen zu unterstützen 
und dafür Sorge zu tragen, dass sie ihre Rechte 
wahrnehmen können. Weitere Anstrengungen von 
Politik, Behörden und Zivilgesellschaft sind notwendig, 
um die Bedarfe und Rechte, vor allem den Schutz von 
geflüchteten Menschen in den Unterkünften ausrei-
chend zu (be-)achten. Dazu gehört, einen Rahmen zu 
schaffen, der so konkret ist, dass sich daraus Maß-
nahmen ableiten lassen, die zu einem umfassenden 
und effektiven Schutz vor Gewalt, Ausbeutung und 

Missbrauch führen und geflüchtete Menschen die 
Unterstützung erhalten, die sie für einen guten Neu-
anfang benötigen. 

Mindeststandards zum Schutz von Kindern,  
Jugendlichen und Frauen in Flüchtlingsunterkünften 
aus dem Jahr 2016

Um den Schutz von geflüchteten Menschen zu einem 
integralen Bestandteil der vielseitigen Aufgaben von 
Unterkünften in Deutschland zu machen, kooperiert das 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend (BMFSFJ) mit UNICEF und hat im Frühjahr 2016 
mit den folgenden Partner:innen2 eine gemeinsame 
Initiative gestartet: 

�� AWO Bundesverband e. V.
�� Bundesweiter Koordinierungskreis gegen  

Menschenhandel (KOK) e. V. 
�� Der Paritätische Gesamtverband e. V. 
�� Deutsche Kinder- und Jugendstiftung gGmbH 
�� Deutscher Caritasverband e. V.
�� Deutsches Institut für Menschenrechte e. V. 
�� Deutsches Rotes Kreuz e. V.
�� Diakonie Deutschland – Evangelischer Bundes- 

verband e. V.
�� Frauenhauskoordinierung e. V.
�� Plan International Deutschland e. V.
�� Save the Children Deutschland e. V.

Vorbemerkung

Zum Erarbeitungsprozess der 
Mindeststandards zum Schutz 
von geflüchteten Menschen  
in Flüchtlingsunterkünften

1.	 UNHCR-Bericht zu weltweiten Zahlen unter https://www.unhcr.org/globalreport2019/, https://www.unhcr.org/5fc504d44.pdf und  
https://www.unhcr.org/news/press/2020/6/5ee9db2e4/1-cent-humanity-displaced-unhcr-global-trends-report.html.

2.	 In diesem Text wird der „Gender-Doppelpunkt“ verwendet. Mit dem Gender-Doppelpunkt wird in Worten Raum für diejenigen geschaffen, deren 
geschlechtliche Identität durch das binäre Geschlechtsmodell nicht abgebildet wird, für die also eine (eindeutige) Zuordnung zum männlichen oder 
weiblichen Geschlecht nicht möglich ist.
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�� Stiftung Deutsches Forum für Kriminalprävention
�� Unabhängiger Beauftragter für Fragen des sexuellen 

Kindesmissbrauchs (UBSKM) 

Als Ergebnis ihrer Arbeit veröffentlichten die Mitglieder 
der Initiative im Juli 2016 erstmals bundesweit ein-
heitliche „Mindeststandards zum Schutz von Kindern, 
Jugendlichen und Frauen in Flüchtlingsunterkünften“. 
Sie vereinbarten, die Mindeststandards in einem regel-
mäßigen Turnus zu überarbeiten, um Erfahrungen aus 
der Praxis einfließen zu lassen. 

Mindeststandards zum Schutz von geflüchteten 
Menschen in Flüchtlingsunterkünften aus dem 
Jahr 2018

Durch den Beitritt weiterer Partner:innen konnte die 
Initiative im Jahr 2017 noch breiter aufgestellt werden. 
In die Überarbeitung der Mindeststandards flossen 
die Erfahrungen der Mitgliedsorganisationen, von 
Gewaltschutzkoordinator:innen und Bewohner:innen 
von Unterkünften für geflüchtete Menschen ein; 
Plan International Deutschland e. V. beteiligte dazu in 
partizipativen Gesprächsgruppen und Workshops Be-
wohner:innen von Gemeinschaftsunterkünften. Zum 
Monitoring und zur Evaluierung der Schutzkonzepte 
fanden erweiterte Konsultationen mit verschiedenen 
Bundesländern, Betreiber:innen, Unterkunftsleitun-
gen, Gewaltschutzkoordinator:innen und Ombuds- 
stellen für geflüchtete Menschen statt. 

Bei der Überarbeitung wurde der Fokus außerdem auf 
besonders schutzbedürftige Personengruppen gerich-
tet. Dies wurde auch im Titel der Mindeststandards 
entsprechend angepasst. In diesem Zusammenhang 
wurde jeweils ein Annex zur Umsetzung der Mindest-
standards für LSBTIQ3 Geflüchtete sowie zur Umset-
zung der Mindeststandards für geflüchtete Menschen 
mit Behinderungen neu entwickelt. 

Die Mindeststandards zum Schutz von geflüchteten 
Menschen in Flüchtlingsunterkünften in der Version 
von 2018 sind das gemeinsame Ergebnis der Initiati-
ve unter Federführung des BMFSFJ und von UNICEF 
mit fachlichen Beiträgen folgender Mitglieder der 
Initiative: 
 

�� AWO Bundesverband e. V.
�� Bundesweite Arbeitsgemeinschaft der psychosozia-

len Zentren für Flüchtlinge und Folteropfer e. V.
�� Bundesweiter Koordinierungskreis gegen Men-

schenhandel (KOK) e. V. 
�� Der Paritätische Gesamtverband e. V. 
�� Deutsche Kinder- und Jugendstiftung gGmbH 
�� Deutscher Caritasverband e. V. 
�� Deutsches Institut für Menschenrechte e. V. 
�� Deutsches Rotes Kreuz e. V. 
�� Diakonie Deutschland – Evangelischer Bundes- 

verband e. V. 
�� Frauenhauskoordinierung e. V. 
�� International Rescue Committee (IRC) Deutschland 

gGmbH 
�� medica mondiale e. V. 
�� Plan International Deutschland e. V. 
�� Save the Children Deutschland e. V. 
�� Stiftung Deutsches Forum für Kriminalprävention 
�� TERRE DES FEMMES – Menschenrechte für die Frau e. V. 
�� Unabhängiger Beauftragter für Fragen des sexuellen 

Kindesmissbrauchs (UBSKM) 

Zusätzlich erfolgte eine fachliche Beratung durch den 
Deutschen Kinderschutzbund e. V., die Schwulenbera-
tung Berlin gGmbH und Prof. Dr. Swantje Köbsell.

Erweiterung und Ausdifferenzierung durch Annexe

Der Annex zur Umsetzung der Mindeststandards für 
LSBTI* Geflüchtete ist das Ergebnis der gemeinsamen 
Arbeit der folgenden Organisationen unter Federführung 
des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend, koordiniert und redaktionell betreut durch 
die Schwulenberatung Berlin gGmbH: 

�� Arbeiter-Samariter-Bund NRW e. V.
�� AWO Bundesverband e. V.
�� Der Paritätische Gesamtverband e. V.
�� Deutsche Kinder- und Jugendstiftung gGmbH
�� Beauftragte für sexuelle und geschlechtliche Vielfalt 

der Landeshauptstadt Hannover, Fachbereich Per-
sonal und Organisation 

�� Lesben- und Schwulenbundesverband in Deutsch-
land (LSVD) e. V.

�� Migrationsrat Berlin e. V.
�� Schwulenberatung Berlin gGmbH

3.	 LSBTIQ steht für lesbische, schwule, bisexuelle, trans- und intergeschlechtliche sowie queere Menschen.
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Der Annex zur Umsetzung der Mindeststandards für 
geflüchtete Menschen mit Behinderungen ist das Er-
gebnis der gemeinsamen Arbeit der folgenden Organi-
sationen unter Federführung von UNICEF: 

�� AWO Bundesverband e. V.
�� AWO Kreisverband Berlin-Mitte e. V., Refugium  

für besonders schutzbedürftige Flüchtlinge,  
Marie-Schlei-Haus

�� Beauftragte der Bundesregierung für die Belange 
von Menschen mit Behinderungen

�� Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend (BMFSFJ)

�� Der Paritätische Gesamtverband e. V.
�� Deutscher Caritasverband e. V.
�� Deutsches Institut für Menschenrechte e. V.,  

Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention
�� Diakonie Michaelshoven e. V., Netzwerk für Flücht- 

linge mit Behinderung Köln
�� European Disability Forum
�� Handicap International e. V. 
�� International Rescue Committee (IRC) Deutschland 

gGmbH 
�� Lebenshilfe Landesverband Hamburg e. V. 
�� MINA-Leben in Vielfalt e. V. 
�� Weibernetz e. V. – Politische Interessenvertretung 

behinderte Frauen

Es erfolgte eine fachliche Beratung durch den Bundes-
verband Frauenberatungsstellen und Frauennotrufe /  
Frauen gegen Gewalt e. V. sowie Prof. Dr. Swantje 
Köbsell. 

Im Jahr 2018 wurden die Mindeststandards um einen 
dritten Annex erweitert. Der Annex zur Umsetzung 
der Mindeststandards für geflüchtete Menschen mit 
Traumafolgestörungen ist das Ergebnis der gemein-
samen Arbeit der folgenden Organisationen unter 
Federführung der Bundesweiten Arbeitsgemeinschaft 
der psychosozialen Zentren für Flüchtlinge und Fol-
teropfer e. V. (BAfF): 

�� Arbeitskreis Frauengesundheit in Medizin, Psycho-
therapie und Gesellschaft e. V. (AKF) 

�� Bundesverband Frauenberatungsstellen und Frauen-
notrufe Frauen gegen Gewalt e. V. (bff) 

�� medica mondiale e. V. 
�� Save the Children Deutschland e. V. 
�� Verband Deutsch-Syrischer Hilfsvereine e. V. (VDSH) 

Die drei Annexe sind integrale Bestandteile der Mindest-
standards. 

Mindeststandards zum Schutz von geflüchteten 
Menschen in Flüchtlingsunterkünften aus dem 
Jahr 2021 

2021 erfolgte eine Aktualisierung der Mindeststandards 
anhand neuer gesetzlicher Regelungen und aktueller 
politischer Entwicklungen. 

Das im August 2019 in Kraft getretene „Zweite Gesetz 
zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht“ enthält 
erstmalig eine bundesweite Verbindlichkeit zum Ge-
waltschutz in Unterkünften für geflüchtete Menschen. 
So sollen die Länder nach § 44 Abs. 2 a Asylgesetz 
(AsylG) „geeignete Maßnahmen treffen, um bei der 
Unterbringung Asylbegehrender (…) den Schutz von 
Frauen und schutzbedürftigen Personen zu gewährleis-
ten.“ Dies gilt gemäß § 53 Abs. 3 AsylG auch für die 
Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften.

2020 wurden die Mindeststandards in einem mehrstu-
figen Prozess unter Beteiligung der Partner:innenor-
ganisationen, Vertreter:innen aus Landesministerien, 
Landes- und kommunalen Behörden sowie Gewalt-
schutzkoordinator:innen und -multipikator:innen überar-
beitet und aktualisiert. 

Die Initiative versteht die Mindeststandards weiterhin 
als ein fortzuschreibendes Dokument. Die Mitglieder 
verpflichten sich, die Mindeststandards regelmäßig 
zu überarbeiten, damit die Erfahrungen aus der Praxis 
und gesetzliche wie politische Neuerungen weiterhin 
einfließen können und entsprechend Beachtung finden. 

Anleitungen zur Umsetzung der Mindeststandards 
in der Praxis

Weitere Informationen und Leitfäden zur praxisnahen 
Umsetzung der Mindeststandards sind zum großen Teil 
von Initiativpartner:innen erarbeitet worden und auf der 
Website der Initiative https://www.gewaltschutz-gu.de/ 
verfügbar.
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Einleitung

Das zentrale Ziel aller Verantwortlichen muss es sein, 
den schnellsten und bestmöglichen Normalisierungs-
prozess in der Unterbringung geflüchteter Menschen 
zu gewährleisten. Denn nach der Ankunft in Deutsch-
land stellen Unterkünfte für geflüchtete Menschen 
einen zentralen Wohn- und Bezugsraum dar. Daher 
ist es das Ziel der Mindeststandards zum Schutz von 
geflüchteten Menschen, Schutz und Unterstützung 
für alle geflüchteten Menschen in unterschiedlichen 
Arten von Unterkünften sicherzustellen, solange sie 
sich dort aufhalten. Es muss alles dafür getan werden, 
den Menschen in den Unterkünften für geflüchtete 
Menschen ein schützendes und förderndes Umfeld zu 
bereiten, da alle Menschen Anspruch auf Schutz von 
Leben, Gesundheit, freie Entfaltung der Persönlichkeit 
und der Menschenwürde haben. Die Mindeststan-
dards richten sich sowohl an die Ebene der Verwaltung 
als auch an interne und externe Dienstleister:innen so-
wie alle Personen, die Aufgaben bei der Ausgestaltung 
und beim Betreiben einer Unterkunft für geflüchtete 
Menschen übernehmen.

Ein bestmöglicher Schutz vor Gewalt kann jedoch nur 
erreicht werden, wenn er als fester Bestandteil des 
Wertekanons in Unterkünften und Hilfsorganisationen 
für Geflüchtete strukturell verankert und das fachliche 
Handeln danach ausgerichtet wird. Das bedeutet, 
dass sowohl alle Mitarbeitenden, dazu gehören auch 
externe Dienstleister:innen, sowie Bewohner:innen 
und Ehrenamtliche einer Unterkunft über den Gewalt-
schutz und entsprechende Maßnahmen informiert 
sind und zu ihrer Verwirklichung beitragen. Essenziell 
sollte es daher sein, sie alle bereits in die Erstellung 
von Gewaltschutzkonzepten einzubeziehen. Schließlich 
erfordern Einführung und Umsetzung passgenauer 
Schutzkonzepte einen Prozess der Qualitätsentwick-
lung innerhalb der einzelnen Unterkunft und in über-
geordneten Organisationsstrukturen. Darüber hinaus 
müssen zur Erreichung dieser Qualität erforderliche 
Mindeststandards gesetzlich abgebildet werden, wenn 
sie in der Praxis wirklich zur Umsetzung gelangen 
und nachgehalten werden sollen. Ferner ist es für die 
Weiterentwicklung der Konzepte und Maßnahmen 
unabdingbar, sie regelmäßig zu evaluieren und zu 
überprüfen. Wenn man den Gewaltschutzauftrag ernst 
nehmen will, sind die notwendigen finanziellen Mittel 
zur Verfügung zu stellen.

Zielgruppe der Mindeststandards

Die im Folgenden benannten Mindeststandards sind 
Leitlinien für Erstellung, Umsetzung und Monitoring von 
unterkunftsspezifischen Schutzkonzepten in jeder Form 
von Unterkünften für geflüchtete Menschen. Sie können 
auch als Orientierung für die (Weiter-) Entwicklung von 
länderspezifischen bzw. kommunalen Schutzkonzepten 
dienen. Insgesamt gilt, dass die folgenden Mindeststan-
dards in allen Unterkünften für Geflüchtete in Deutsch-
land umgesetzt und eingehalten werden sollen. 

Die genannten Maßnahmen umfassen den Schutz und 
die gesellschaftliche Teilhabe sowie Entwicklungs- und 
Integrationsmöglichkeiten aller Bewohner:innen von 
Unterkünften für geflüchtete Menschen. Dabei ist zu 
betonen, dass diese Maßnahmen nicht in jedem Fall für 
alle schutzbedürftigen Personengruppen ausreichend 
sind. Um dies sicherzustellen, bedarf es gegebenen-
falls einer gesonderten und individuellen Bewertung 
und Berücksichtigung der jeweiligen speziellen Schutz- 
und Förderungsbedarfe. Die Mindeststandards sind in 
Verbindung mit der Vorbemerkung und in der direkten 
Verbindung zueinander zu lesen und zu verstehen. 

Gesetzliche Grundlagen

Das Recht auf eine menschenwürdige Unterbringung 
und Schutz vor Gewalt folgt aus dem Grundgesetz, 
nationalen Gesetzen und internationalen Abkommen:

�� §§ 44 Abs. 2 a und 53 Abs. 3 Asylgesetz
�� Bundeskinderschutzgesetz
�� Sozialgesetzbuch VIII
�� Gewaltschutzgesetz
�� § 203 StGB: Verletzung von Privatgeheimnissen
�� Charta der Grundrechte der Europäischen Union
�� Europäische Menschenrechtskonvention
�� Übereinkommen des Europarates zur Verhütung 

und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 
häuslicher Gewalt (sog. Istanbul-Konvention)

�� Konvention des Europarates zur Bekämpfung 
des Menschenhandels, die Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Verhütung und Bekämpfung des Menschenhandels 
und zum Schutz seiner Opfer (2011/36/EU), 
der EU-Aufnahmerichtlinie (2013/33/EU) für 
Schutzmaßnahmen für besonders schutzbedürftige 
Personengruppen
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�� internationale Abkommen wie die UN-
Kinderrechtskonvention (gilt in Deutschland im 
Rang eines einfachen Bundesgesetzes) und EU-
Regelwerke

�� UN-Frauenrechtskonvention CEDAW
�� UN-Behindertenrechtskonvention
�� Protokoll zur Verhütung, Bekämpfung und Bestrafung 

des Menschenhandels, insbesondere des Frauen- 
und Kinderhandels, zum UN-Übereinkommen gegen 
die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität

Mit dem Zweiten Gesetz zur besseren Durchsetzung 
der Ausreisepflicht sind am 21. August 2019 mit § 44 
Abs. 2 a, § 53 Abs. 3 Asylgesetz (AsylG) bundesge-
setzliche Regelungen zum Schutz vulnerabler Perso-
nengruppen in Aufnahmeeinrichtungen und Gemein-
schaftsunterkünften in Kraft getreten. Nach § 44 Abs. 
2 a AsylG sollen die Länder „geeignete Maßnahmen 
treffen, um bei der Unterbringung Asylbegehrender 
nach Absatz 1 den Schutz von Frauen und schutzbe-
dürftigen Personen zu gewährleisten“. Nach § 53 Abs. 
3 AsylG gilt dies für die Unterbringung in Gemein-
schaftsunterkünften entsprechend. Für entsprechende 
Regelungen haben sich das BMFSFJ sowie Mitglie-
der der Initiative und weitere zivilgesellschaftliche 
Akteur:innen seit geraumer Zeit eingesetzt.

Die Situation von unbegleiteten geflüchteten Kindern 
findet in den Mindeststandards zum Schutz von ge-
flüchteten Menschen in Flüchtlingsunterkünften keine 
gesonderte Betrachtung. Sie müssen im Rahmen der 
Kinder- und Jugendhilfe (gemäß § 42 SGB VIII) und 
nicht wie Kinder im Familienverbund im Rahmen des 
Asylgesetzes in Sammelunterkünften untergebracht 
werden.

Heterogene Unterbringungslandschaft

Die Unterbringungslandschaft in Deutschland ist 
äußerst heterogen: Einige der Unterkünfte liegen in 
Ballungszentren, andere im ländlichen Raum. Es gibt 
unterschiedliche bauliche und räumliche Vorausset-
zungen sowie Personalschlüssel. Die einen befinden 
sich in freier Träger:innenschaft, die anderen sind 
kommunal geführte Unterkünfte. Ankunfts-, Entschei-
dungs- und Rückkehr-Einrichtungen (AnkER-Einrichtun-
gen), Erstaufnahme- und Gemeinschaftsunterbringun-

gen usw. bedingen unterschiedliche Voraussetzungen 
für die Unterbringung in den Ländern, Kommunen, 
Landkreisen und Städten mit und benötigen teilweise 
sehr unterschiedlichen Maßnahmen. Darüber hinaus 
unterscheiden sich die Phasen der Unterbringung: In 
Erstaufnahmeeinrichtungen sind beispielsweise die 
Bedarfe anders als in Gemeinschaftsunterkünften.

Wichtig ist jedoch, dass die definierten Mindeststan-
dards für die unterschiedlichen Unterbringungsformate 
gleichermaßen gültig und sinnvoll sind. Gleichwohl 
müssen in der Umsetzung die spezifischen rechtlichen 
Vorgaben, örtlichen Gegebenheiten und Möglichkeiten 
berücksichtigt werden und zu jeweils unterkunftsspezi-
fischen Schutzkonzepten führen. Hierfür tragen alle mit 
der Ausgestaltung und dem Betreiben der Unterkünfte 
betrauten Verwaltungsebenen, internen und externen 
Dienste, haupt-, neben- und ehrenamtlichen Angebote 
Verantwortung.

Besondere Schutzbedarfe

Dies gilt vor allem für Personengruppen, die aufgrund 
von Alter, Geschlecht, sexueller Orientierung oder 
Gender-Identität4, Behinderungen, Religionszugehö-
rigkeit, ethnischer, nationaler oder sozialer Herkunft, 
politischer Überzeugung, Gesundheitszustand, 
Gewalt- und/oder Missbrauchserfahrungen oder eines 
sonstigen Status besonders schutzbedürftig sind. Zu 
diesen besonders schutzbedürftigen Personengruppen 
zählen mit Bezug auf Art. 21 der EU-Aufnahmerichtlinie 
(2013/33/EU) und ausweislich der Gesetzesbegründung 
zu § 44 Abs. 2 a Asylgesetz unter anderem 

�� Frauen; 
�� Kinder; 
�� Jugendliche; 
�� lesbische, schwule, bisexuelle, trans- und 

intergeschlechtliche Personen (LSBTIQ);
�� Menschen mit Behinderungen; 
�� religiöse Minderheiten; 
�� von Menschenhandel Betroffene; 
�� Personen mit schweren körperlichen Erkrankungen; 
�� Personen mit psychischen Störungen;
�� ältere Menschen;
�� Schwangere;
�� Alleinerziehende mit minderjährigen Kindern sowie

4.	 Unter „Geschlecht“ sei hier das biologische Geschlecht zu verstehen, wobei der Begriff in Deutschland im Allgemeinen als sehr offen interpretiert wird, 
und sowohl sex als auch gender meinen kann. Mit „Gender“ wird hingegen das psychische und das soziale Geschlecht beschrieben. Dies umfasst zum 
einen die persönliche Geschlechtsidentifikation, zum anderen Zuschreibungen, die als männlich oder als weiblich gewertet werden.
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�� Menschen, die Folter, Vergewaltigung oder andere 
schwere Formen psychischer, physischer oder 
sexualisierter Gewalt erlitten haben.5

Besonders zu beachten ist hierbei die erhöhte Gefähr-
dung, die sich aus der intersektionalen Überschnei-
dung von verschiedenen Schutzbedarfen ergeben 
kann (z. B. Geschlecht und Behinderung). Die Umset-
zungsmöglichkeiten der Mindeststandards bezüglich 
drei dieser besonders schutzbedürftigen Personen-
gruppen (LSBTIQ, Menschen mit Behinderungen und 
Menschen mit Traumafolgestörungen) werden in den 
Annexen genauer beleuchtet.

Die Mindeststandards beziehen sich auf alle Formen 
von Gewalt: physische, sexualisierte und psychische 
Gewalt, Vernachlässigung von Kindern, Gewalt in 
Paarbeziehungen, geschlechtsspezifische Gewalt, 
Zwangsheirat, Nachstellung/Stalking, weibliche 
Genitalverstümmelung, Gewalt unter Kindern und 
Menschenhandel. Die einzelnen Formen von Gewalt 
sind im Glossar im Anhang gesondert benannt und 
definiert. Im folgenden Text wird, um eine bessere 
Lesbarkeit sicherzustellen, durchgängig von „Gewalt“ 
gesprochen. 

5.	 Darunter fallen laut Gesetzesbegründung des § 44 Abs. 2 a AsylG unter anderem Opfer geschlechtsspezifischer Gewalt, weiblicher 
Genitalverstümmelung, Zwangsverheiratung, Opfer von Menschenhandel oder Opfer von Gewalt aufgrund sexueller, geschlechtsbezogener, 
rassistischer oder religiöser Motive.
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Ein unterkunftsspezifisches Schutzkonzept, wie 
es in den vorliegenden sechs Mindeststandards 
dargestellt wird, ist ein Zusammenspiel aus Ana-
lyse, strukturellen Veränderungen, Vereinbarungen 
und Absprachen. Es bildet Haltung und Kultur der 
Unterkunft für geflüchtete Menschen ab. Dabei 
umfasst es Prävention, Intervention und Monito-
ring/Evaluation, ist für alle in der Unterkunft täti-
gen Personen und alle Bewohner:innen gültig und 
wird im Zusammenwirken aller partizipativ ent-
wickelt sowie evaluiert. Insbesondere geflüchteten 
Menschen sollen aktiv Beteiligungsmöglichkeiten 
im Kontext des Schutzkonzeptes und ihrer Un-
terbringung eröffnet werden. Das Schutzkonzept 
beschreibt einen unterkunftsspezifischen Prozess, 
der im Sinne einer ständigen Qualitätsentwick-
lung nie endgültig abgeschlossen sein wird, 
sondern kontinuierlich auf Anpassungsbedarfe 
reagiert, wobei die jeweiligen Prozessergebnisse 
unabhängig von weiteren Entwicklungsprozes-
sen verbindlich sind. Ebenso ist es wichtig, dass 
Schutzkonzepte so konzipiert werden, dass sie 
auch krisen- und notfallfest sind.

Schutz und Unterstützung für alle  
Bewohner:innen, insbesondere besonders 
schutzbedürftige Personengruppen

Alle Unterkünfte für geflüchtete Menschen müssen 
über ein von der Unterkunft erarbeitetes Schutz-
konzept verfügen. Dieses muss so konzipiert sein, 
dass innerhalb der Unterkunft der Schutz von allen 
geflüchteten Menschen, die in der Unterkunft leben 
– insbesondere besonders schutzbedürftige Personen-
gruppen – in allen Bereichen durch Prävention, direkte 
Intervention und Monitoring/Evaluation gewährleistet 
ist.

Einige Personengruppen sind etwa aufgrund von Alter, 
Geschlecht, sexueller Orientierung oder Gender-Identi-
tät, Behinderungen, Religionszugehörigkeit, ethnischer, 
nationaler oder sozialer Herkunft, politischer Überzeu-
gung, Gesundheitszustand besonders schutzbedürftig. 
Zu den besonders schutzbedürftigen Personengruppen 
zählen mit Bezug auf Art. 21 der EU-Aufnahmerichtlinie 
(2013/33/EU) und ausweislich der Gesetzesbegründung 
zu § 44 Abs. 2 a Asylgesetz unter anderem 

�� Frauen; 
�� Kinder; 
�� Jugendliche; 
�� lesbische, schwule, bisexuelle, trans- und inter- 

geschlechtliche Personen (LSBTIQ);
�� Menschen mit Behinderungen; 
�� religiöse Minderheiten; 
�� von Menschenhandel Betroffene;
�� Personen mit schweren körperlichen Erkrankungen; 
�� Personen mit psychischer Störung;
�� ältere Menschen;
�� Schwangere;
�� Alleinerziehende mit minderjährigen Kindern sowie
�� Menschen, die Folter, Vergewaltigung oder andere 

schwere Formen psychischer, physischer oder sexuali-
sierter Gewalt erlitten haben.6 

Besonders zu beachten ist hierbei die erhöhte Gefähr-
dung, die sich aus der intersektionalen Überschneidung 
von verschiedenen Schutzbedarfen ergeben kann (z. B. 
Geschlecht und Behinderung). 

Das Schutzkonzept umfasst unter anderem folgende 
Bereiche:

�� Gewaltvermeidung/-prävention und Stärkung 
der Schutzfaktoren: Jede in der Unterkunft tätige 
Person ist verpflichtet, alle zumutbaren Anstren-

6.	 Darunter fallen laut Gesetzesbegründung des § 44 Abs. 2a AsylG unter anderem Opfer geschlechtsspezifischer Gewalt, weiblicher 
Genitalverstümmelung, Zwangsverheiratung, Opfer von Menschenhandel oder Opfer von Gewalt aufgrund sexueller, geschlechtsbezogener, 
rassistischer oder religiöser Motive.

Mindeststandard 1

Unterkunftsspezifisches  
Schutzkonzept
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gungen zu unternehmen, um zu vermeiden, dass 
die Bewohner:innen in irgendeiner Form durch die 
(Dienst-)Leitungsbereiche der Unterkunft, bestimmte 
Verhaltensweisen der Mitarbeiter:innen oder auch 
durch Aktionen oder Personen von außen weiteren 
Schaden erleiden („do no harm“-Prinzip).7 Vielfältige 
Formen der Beteiligung, des Empowerments und 
der Partizipation sind wesentliche Schutzfaktoren. 
Sie werden ausdrücklich unterstützt und gefördert.

�� Direkte Intervention: Diese beinhaltet aktives 
Einschreiten bei Gewaltvorfällen, festgelegte Verfah-
rensweisen und Zuständigkeiten sowie Unterstüt-
zung für Betroffene von Gewalt und Diskriminierung. 
Der besondere Schutz von Kindern und Jugendlichen 
geht dabei über den Schutz vor Gewalthandlungen 
hinaus und schließt den Schutz vor allen Gefähr-
dungsformen wie unter anderem unzureichende 
Förderung, Vernachlässigung und unverschuldetes 
Versagen von Erziehungsberechtigten mit ein.

�� Monitoring und Evaluation: Das Schutzkonzept, 
die aktuellen und zukünftigen Gefährdungslagen und 
die konkrete Situation vor Ort müssen kontinuierlich 
überprüft und weiterentwickelt werden, um Risiken 
zu verringern und Bedarfe zu erkennen.

Gültigkeit und Mitwirkung intern

Die Unterkunftsleitung ist dafür verantwortlich, dass 
ein Schutzkonzept entwickelt und umgesetzt wird. 
Sie sollte dafür eine prozessbeauftragte Person (z. B. 
eine:n Gewaltschutzkoordinator:in) benennen, die den 
Gesamtprozess koordiniert. An der Erarbeitung des 
Schutzkonzeptes sind die Bewohner:innen und alle 
Personengruppen, die anschließend ebenfalls in die 
Umsetzung eingebunden sind, möglichst umfassend 
zu beteiligen. Des Weiteren gehören dazu die folgen-
den Arbeitsbereiche und Mitarbeiter:innen: 

�� sozialpädagogische und erzieherische Betreuung 
�� Sozialbetreuer:innen 
�� psychosoziale Beratung und Sozialberatung 
�� medizinische Versorgung 
�� Asylverfahrensberatung
�� Dolmetscher:innen und Dolmetscher:innendienste 
�� Wach-, Brandschutz- und Sicherheitsdienstleistungen 
�� Hausmeister:innenservice
�� Reinigungskräfte, Versorgungs- und Cateringservice 

�� ehrenamtliche Unterstützer:innen
�� Mitarbeiter:innen sozialpädagogischer Organisatio-

nen, die Kurse in der Unterkunft anbieten 

Auch Mitarbeiter:innen anderer Dienste, die durch 
ihre Tätigkeit erheblichen Einfluss auf das Wohl- und 
Sicherheitsbefinden der geflüchteten Menschen in der 
Unterkunft haben, müssen über das Schutzkonzept 
informiert werden sowie darüber, entsprechend ihrer 
Möglichkeiten und im Rahmen ihrer Zuständigkeiten an 
der Umsetzung mitzuwirken (z. B. Polizei, Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge, Ausländerbehörden). 

Gültigkeit und Verpflichtung extern 

Das Schutzkonzept muss auch Bestandteil der Verträ-
ge mit externen Dienstleister:innen und Zuliefer:innen 
werden. Diese müssen vertraglich zur Zusammenar-
beit und Einhaltung der im Schutzkonzept festgelegten 
Prinzipien und Leitlinien verpflichtet werden. 

Partizipative Risikoanalyse 

Dem Schutzkonzept liegt eine unterkunftsspezifische, 
partizipative Risikoanalyse zugrunde, die von der jewei-
ligen Unterkunft erarbeitet wird und die Risiken einbe-
zieht, die bedingt sind etwa durch Alter, Geschlecht, 
Gender-Identität, sexuelle Orientierung, Behinderun-
gen, Religionszugehörigkeit, ethnische, nationale oder 
soziale Herkunft, politische Überzeugung und Gesund-
heitszustand oder eines sonstigen Status. Hierbei 
ist die erhöhte Gefährdung, die die Überschneidung 
einzelner Diskriminierungsmerkmale (z. B. Geschlecht 
und Behinderung) mit sich bringen kann, besonders zu 
beachten. Ebenso identifiziert die Risikoanalyse Gege-
benheiten, die zum Schutz beitragen können.8

Analysiert werden Risiko- und Schutzfaktoren auf 
sämtlichen, mindestens aber auf den Ebenen 

�� der Träger:innenschaft und Unterkunftsleitung; 
�� der haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeiter:innen; 
�� der Bewohner:innen; 
�� der unterkunftsspezifischen Arbeitsabläufe sowie
�� der örtlichen Begebenheiten, die auch das Risiko 

rassistisch und rechtsextrem motivierter Straftaten 

7.	 Vgl. Das Sphere-Handbuch: Humanitäre Charta und Mindeststandards in der humanitären Hilfe, 2018. Als interaktives PDF verfügbar unter https://handbook.
spherestandards.org/de/sphere/#ch001, als einfaches PDF unter https://spherestandards.org/wp-content/uploads/Sphere-Handbook-2018-German.pdf.

8.	 Anleitung zur Erstellung einer partizipativen Risikoanalyse: https://www.gewaltschutz-gu.de/fuer-die-praxis/toolbox-schutzkonzepte.
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gegen Unterkünfte für geflüchtete Menschen ein-
schließt. 

Die Risikoanalyse benötigt eine:n Verantwortliche:n 
und sollte mit verschiedenen partizipativen Ansätzen9 
mit Vertreter:innen aller Arbeitsbereiche sowie einer 
repräsentativen Auswahl von Bewohner:innen aller 
Altersgruppen durchgeführt werden. 

Auf Basis dieser Risikoanalyse müssen gezielte Hand-
lungsansätze zur Risikoverminderung, zur Stärkung der 
Schutzfaktoren und zum Risikomanagement entwickelt 
werden. Konkret heißt das: zur Prävention und di-
rekten Intervention, aber auch zur Unterstützung für 
Betroffene von Gewalt und Diskriminierung. Ziel ist es, 
bestehende Risiken für geflüchtete Menschen in der 
Unterkunft zu verringern und ihren Schutz zu erhöhen. 

Das Schutzkonzept muss integraler Bestandteil bereits 
vorhandener unterkunftsspezifischer Konzepte, lau-
fender Prozesse und der täglichen Arbeit sein. Bereits 
bestehende (Gewalt-)Schutzkonzepte der Kommune 
und des jeweiligen Bundeslandes müssen dabei be-
rücksichtigt werden.

Partizipativ, transparent und offen  
zugänglich

Geflüchtete Menschen haben das Recht, an allen 
Entscheidungen beteiligt zu werden, die sie betreffen. 
Um dieses Recht zu wahren und die Nachhaltigkeit 
des Schutzkonzeptes zu erhöhen, ist es unerlässlich, 
Mitarbeiter:innen und Vertreter:innen der Bewoh-
ner:innen in die Risikoanalyse, die Entwicklung, die 
Umsetzung, das Monitoring und die Evaluierung des 
Schutzkonzeptes einzubeziehen. Für besonders schutz-
bedürftige Personengruppen, die sich beispielsweise 
aufgrund des Gefahrenpotenzials oder aufgrund von 
Kommunikationsbarrieren in der Unterkunft nicht 
selbst vertreten können oder wollen, müssen stellver-
tretend lokale, spezialisierte Fachberatungs- und Unter-
stützungsstrukturen dieser Personengruppen alternativ 
hinzugezogen werden. Dies gilt insbesondere für 
LSBTIQ Geflüchtete, die sich nicht outen wollen, für 
die Belange (potenziell) von geschlechtsspezifischer 
Gewalt betroffene und/oder bedrohte Bewohner:in-
nen, Menschen mit Behinderungen sowie Angehörige 
religiöser Minderheiten. 

Bestehende Beteiligungsmechanismen der Unterkunft 
für geflüchtete Menschen wie Bewohner:innenräte, in 
denen sich die verschiedenen Gruppen der Unterkunft 
hinsichtlich Herkunft, Religion, Geschlecht, Behinde-
rungen oder Familienstand widerspiegeln, sind an 
Entwicklung, Umsetzung, Monitoring und Evaluierung 
des Schutzkonzeptes zu beteiligen. Dabei muss si-
chergestellt werden, dass nicht mehr als die Hälfte der 
Beteiligten Männer sind. In Betracht gezogen werden 
kann zudem ein eigenständiger mit entsprechenden 
Kompetenzen ausgestatteter Frauenrat. Zudem müs-
sen Möglichkeiten der altersgerechten Beteiligung von 
Kindern und Jugendlichen geschaffen werden. Wichtig 
ist, dass diese Beteiligungsmöglichkeiten strukturell 
verankert sind. Sollte ein Beteiligungsmechanismus 
innerhalb einer Unterkunft für geflüchtete Menschen 
noch nicht etabliert sein, sind im Rahmen der Ent-
wicklung des Schutzkonzepts geeignete Verfahren und 
Mechanismen in Kooperation mit den Beteiligten zu 
entwickeln, zu testen und zu etablieren. 

Um die Transparenz und Zugänglichkeit des Schutzkon-
zeptes zu gewährleisten, müssen, aufbauend auf der 
Beteiligung von Bewohner:innen an der Entwicklung des 
Schutzkonzeptes auch alle Bewohner:innen in einer ih-
nen verständlichen Sprache nachvollziehbar, barrierefrei 
und altersgerecht über den Inhalt des Schutzkonzeptes 
informiert werden, und zwar schriftlich wie mündlich.

Bekenntnis zum grenzachtenden Umgang 
und zur Gewaltfreiheit als Leitbild

Dem Schutzkonzept liegt ein von der Unterkunft für 
geflüchtete Menschen verfasstes Leitbild zugrun-
de. Es beinhaltet die Einhaltung menschenwürdiger 
Standards für den Aufenthalt und das eindeutige 
Bekenntnis, die Grund- und Menschenrechte aller Be-
wohner:innen zu achten. Der respektvolle, grenzach-
tende und wertschätzende Umgang auf allen Ebenen 
ist eine notwendige Voraussetzung für ein friedliches 
Miteinander und fester Bestandteil der Arbeitshaltung 
gegenüber den Bewohner:innen. Dieser Grundsatz 
besteht unabhängig von Krisen- und Notfallsituationen. 
Die Achtung der Vielfalt sowie das Prinzip der Konflikt-
sensibilität sind wesentlich, um Bewohner:innen ein 
respektvolles und schützendes Umfeld zu bieten. Dies 
kann Vorurteilen, Diskriminierung und Stigmatisierung 
entgegenwirken sowie Konfliktpotenziale minimieren.

9.	 Z. B. Fokusgruppengespräche, bilaterale Gespräche, Diskussionen mit verschiedenen Akteur:innen, interne Diskussionen, Malen und Zeichnen mit Kindern etc.
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Jede in der Unterkunft tätige Person ist verpflichtet, 
alle zumutbaren Anstrengungen zu unternehmen, um 
zu vermeiden, dass die Bewohner:innen durch die 
Dienstleistungsbereiche der Unterkunft, durch be-
stimmte Verhaltensweisen der Mitarbeiter:innen oder 
durch Aktionen beziehungsweise Personen von außen 
(weiteren) Schaden erleiden. Denn alle Maßnahmen, 
Handlungen und Haltungen der Mitarbeiter:innen 
haben das Potenzial, sich positiv oder negativ auf das 
psychosoziale Wohlbefinden der Bewohner:innen 
auszuwirken. Ziel aller von Mitarbeiter:innen durch-
geführten Aktionen muss es sein, das psychosoziale 
Wohlbefinden und die Resilienz (Widerstandsfähig-
keit) zu stärken, insbesondere der schutzbedürftigsten 
Personengruppen. In der Unterkunft für geflüchtete 
Menschen muss ein Bewusstsein hinsichtlich dieses 
Potenzials geschaffen werden. Es sind geeignete Me-
thoden zu entwickeln, um die positiven wie negativen 
Auswirkungen des eigenen Handelns beurteilen zu 
können.

Vertraulichkeit und Privatsphäre schützen

Dem Schutzkonzept liegt das Prinzip der Vertraulich-
keit zugrunde. Alle Verdachtsmomente und Vorfälle 
werden vertraulich behandelt und die berufliche 
Schweigepflicht (gemäß § 203 Strafgesetzbuch) ein-
gehalten. Über persönliche Informationen, von denen 
Mitarbeiter:innen, Ehrenamtliche oder externe Dienst-
leister:innen Kenntnis erhalten, wird Stillschweigen 
bewahrt. Es gilt, die Würde und Privatsphäre aller Be-
teiligten zu jeder Zeit zu schützen und Informationen 
über personenbezogene Daten, Verdachtsmomente 
und Vorfälle nur mit Zustimmung der Betroffenen an 
zuständige Mitarbeiter:innen und Behörden weiter-
zugeben. Die Grundsätze des Datenschutzes sind zu 
beachten. Dies gilt auch hinsichtlich der sexuellen 
Orientierung und geschlechtlichen Identität. Outings 
ohne die Einwilligung von LSBTIQ Personen müssen 
ausgeschlossen werden. Vertraulichkeit und Daten-
schutz sind ferner bei gesundheitsrelevanten Daten zu 
beachten und Stigmatisierungen durch nachlässiges 
Preisgeben von Diagnosen zu vermeiden. Es muss 
allerdings beachtet und kommuniziert werden, dass 
Berufsgeheimnisträger:innen bei Vorliegen gewich-
tiger Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls 
eines Kindes oder einer:eines Jugendlichen innerhalb 
des Rahmens von § 4 des Gesetzes zur Kooperation 
und Information im Kinderschutz (KKG) befugt sind, 
das Jugendamt zu informieren und erforderliche Da-
ten zu übermitteln, um eine Gefährdung abzuwenden. 

Eine absolute Vertraulichkeit kann ebenso im Kontext 
von Gerichtsverhandlungen/Strafverfahren nicht zuge-
sichert werden, da Mitarbeiter:innen nicht per se ein 
Zeugnisverweigerungsrecht haben.
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Zentral für eine gelingende Umsetzung des Schutz-
konzeptes sind eine umsichtige Personalgewinnung 
und ein funktionierendes, konflikt- und gewalt-
sensibles Personalmanagement. Grundlegend für 
die Tätigkeit von Mitarbeiter:innen sowie für die 
Zusammenarbeit mit externen Dienstleister:innen 
und Ehrenamtlichen sind normgebende Instrumente 
wie ein Verhaltenskodex und eine Selbstverpflich-
tungserklärung. Diese erweisen sich als besonders 
effektiv, wenn sie partizipativ erarbeitet werden. 
Zudem verteilt das Personalmanagement zur Unter-
stützung der Mitarbeiter:innen Rollen, Mandate und 
Verantwortlichkeiten transparent und verbindlich. 
Dies trägt zu einem besseren Schutz der Bewoh-
ner:innen bei, da auf diese Weise erstens deutlich 
wird, an wen sie sich mit welchen Anliegen wenden 
können, und zweitens die Mitarbeiter:innen in ihrem 
Handeln gestärkt werden. Die Schaffung eines 
arbeitnehmer:innenfreundlichen Arbeitsumfeldes 
beinhaltet die Unterstützung multiprofessioneller 
Zusammenarbeit, bedarfsgerechter verbindlicher 
Sensibilisierungs- und Weiterbildungsmaßnahmen 
sowie Möglichkeiten kollegialer Entlastung und ex-
terner Supervision durch die Leitung der Unterkunft. 

Rollen und Verantwortlichkeiten 

Die Wirksamkeit eines Schutzkonzeptes entfaltet sich 
nur durch das gemeinsame Bestreben der Leitung und 
aller haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeiter:innen. Die 
Unterkunftsleitung trägt die Hauptverantwortung für 
Entwicklung, Umsetzung und Monitoring des Schutz-
konzeptes. 

Definierte Rollen sowie feste Verantwortungsbereiche 
aller Mitarbeiter:innen, Ehrenamtlichen und Dienst-
leister:innen im Rahmen der Umsetzung des Schutz-
konzepts, finden sich unter anderem in Aufgaben- und 
Stellenbeschreibungen und Verträgen wieder. Die 
Verantwortungsbereiche und Zuständigkeiten werden 
transparent innerhalb des Mitarbeiter:innen- und des 

Bewohner:innenkreises dargestellt. Zudem sollte es 
in der Unterkunft eine feste Ansprechperson für das 
Schutzkonzept geben, die:der die Leitung bei Ent-
wicklung, Umsetzung und sowie beim Monitoring 
des Schutzkonzepts unterstützt. Dies hat sich in der 
bisherigen Praxis der Implementierung von Schutz-
konzepten als äußerst effektiv erwiesen.

Austausch im multiprofessionellen Team 

Damit Schutzkonzepte gelebt werden können, müssen 
sie in die Abläufe des (Arbeits-)Alltags integriert sein. 
Dies kann unter anderem durch einen verbindlichen 
regelmäßigen Austausch in multiprofessionellen Teams, 
verpflichtende Schulungen und ein arbeiternehmer:in-
nenfreundliches Arbeitsumfeld realisiert werden.

Ein regelmäßiger, strukturierter und disziplinübergrei-
fender Austausch ist für ein kollegiales, respektvolles 
und offenes Miteinander unerlässlich. Sinnvoll ist 
die Unterscheidung in ein Kern- und ein erweitertes 
Team, in dem auch das Wachpersonal und externe 
Dienstleister:innen vertreten sind. Die verschiedenen 
Teams treffen sich in regelmäßigem Turnus mit fest-
gelegten, wiederkehrenden Themenschwerpunkten. 
Empfehlenswert ist, dass multiprofessionelle Team-
besprechungen auch konkrete Fallbesprechungen und 
-analysen mit allen beteiligten Akteur:innengruppen 
beinhalten, also auch z.B. der Asylsozialberatung und 
des Wachschutzes.

Entwicklung, Umsetzung und Monitoring des Schutz-
konzeptes müssen ein fester Tagesordnungspunkt 
bei den regelmäßigen Teamsitzungen sein. Zusätz-
lich muss es die Leitung dem gesamten haupt- und 
ehrenamtlichen Personal ermöglichen, die Umsetzung 
des Schutzkonzeptes in Form von Supervisionen oder 
anderen Austauschformaten zu reflektieren. Super-
vision wie auch andere Austauschformate sollten 
dem gesamten haupt- und ehrenamtlichen Personal 
zugänglich sein. 

Mindeststandard 2

Personal und  
Personalmanagement
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Verhaltenskodex 

Integrale Bestandteile des unterkunftsspezifischen 
Schutzkonzeptes sind ein Verhaltenskodex zur Präven-
tion von, zum Schutz vor und zur Intervention bei jeder 
Form von Gewalt sowie eine Selbstverpflichtung aller 
in der Unterkunft haupt- und ehrenamtlich Tätigen, den 
Verhaltenskodex einzuhalten. Alle Mitarbeiter:innen, 
Dienstleister:innen und Ehrenamtliche der Unterkunft 
für geflüchtete Menschen sind an die Einhaltung des 
unterkunftsspezifischen Schutzkonzeptes sowie des 
darin festgelegten Verhaltenskodex und der Selbstver-
pflichtung vertraglich gebunden. Dies bestätigen sie 
mit ihrer Unterschrift. Diese Instrumente für den Ge-
waltschutz werden partizipativ erarbeitet. Sie werden 
allen Beteiligten transparent und verständlich kom-
muniziert, sodass sich dies konkret in ihrem Handeln 
und Verhalten widerspiegelt.

Alle Mitarbeiter:innen, Dienstleister:innen und Eh-
renamtlichen der Unterkunft unterschreiben die Selbst-
verpflichtung zur Einhaltung des Verhaltenskodex. Die 
Selbstverpflichtung stellt ein klares Bekenntnis gegen 
jede Form von Gewalt innerhalb der Unterkunft dar 
und ist integraler Bestandteil des Schutzkonzeptes. Sie 
definiert die Grundhaltung und die Schutzaufgabe aller 
in der Unterkunft tätigen Personen und fordert diese 
zugleich ein. 

Personalgewinnung und -management 

Der Verhaltenskodex und die Selbstverpflichtung wer-
den bereits in Vorstellungsgesprächen gegenüber po-
tenziellen Mitarbeiter:innen und ehrenamtlich Tätigen 
als verbindliche Voraussetzung für eine Beschäftigung 
benannt, ebenso bei der Vergabe von Verträgen an 
externe Dienstleister:innen. Eine umfassende Auf-
klärung darüber, welche Maßnahmen bei Verstößen 
durch Mitarbeiter:innen oder externe Dienstleister:in-
nen ergriffen werden und welche Konsequenzen dies 
für das Arbeits- beziehungsweise Dienstleistungsver-
hältnis hat, ist durch die Unterkunft vor Beginn eines 
Vertragsverhältnisses sicherzustellen. Insbesondere 
auf die arbeitsrechtlichen Folgen nach einem Verstoß 
wird deutlich hingewiesen. Der Verhaltenskodex und 
die Selbstverpflichtung sind somit verbindlicher und 

transparenter Bestandteil vertraglicher Vereinbarungen 
mit Mitarbeiter:innen und externen Dienstleister:in-
nen. Über diese vertragliche Verpflichtung aller auch 
externer Beteiligter zur Einhaltung von Verhaltens-
kodex und Selbstverpflichtung und mögliche Konse-
quenzen bei Verstößen werden die Bewohner:innen 
informiert. 

Die Leitung muss Qualitätsstandards sowohl bei der 
Auswahl als auch beim Management von hauptamt-
lichen Mitarbeiter:innen und Ehrenamtlichen durch-
setzen. Um dies zu gewährleisten, ermöglicht und 
unterstützt sie unter anderem eine fundierte Einarbei-
tung, zur Erkennung von besonderer Schutzbedürftig-
keit sowie zum Umgang mit besonders schutzbedürf-
tigen Personen und ermöglicht ggf. die Teilnahme an 
themenspezifischen Schulungen. 

Sicherheitsmitarbeiter:innen werden vor Ort regelmä-
ßig von Bewohner:innen angesprochen, vor allem in 
Konfliktsituationen. Daher müssen ihre Kompetenzen 
im Umgang mit geflüchteten Menschen besonders 
gefördert werden, insbesondere hinsichtlich interkul-
tureller Unterschiede und Diversität. Entsprechende 
Handlungskompetenz sowohl im Umgang mit als 
auch zum Schutz von besonders schutzbedürftigen 
Geflüchteten ist unabdingbar. Zum Beispiel ist es zur 
Sicherstellung einer sachgerechten und qualitätsge-
stützten Sicherheitsdienstleistung erforderlich, dass 
bereits bei öffentlichen Ausschreibungen und in allen 
vertraglichen Beziehungen Qualitätskriterien für die 
Erbringung der Sicherheitsdienstleistung berücksich-
tigt werden.10

Eine weitere Grundvoraussetzung für die Tätigkeit 
aller Mitarbeiter:innen, Dienstleister:innen und eh-
renamtlich Tätigen in der Unterkunft ist die Vorlage 
eines erweiterten polizeilichen Führungszeugnisses, 
zunächst bei der Einstellung und später erneut in tä-
tigkeitsspezifisch angemessenen Abständen. Gesetz-
lich verankerte Fristen zur Wiedervorlage sind hierbei 
zu berücksichtigen. Zusätzlich hat bei Sicherheits-
dienstmitarbeiter:innen grundsätzlich eine Überprüfung 
durch den Verfassungsschutz zu erfolgen.11 Um dem 
Bedarf von Mädchen und Frauen an gleichgeschlecht-
lichen Kontaktpersonen gerecht zu werden, ist eine 
angemessene Anzahl an weiblichen Fachkräften in der 

10.	Kriterien hierfür finden sich im Leitfaden „Schutz von Flüchtlingseinrichtungen oder -unterkünften für öffentliche Auftraggeber“ des Bundesverbandes der 
Sicherheitswirtschaft (BDSW) und in der DIN 77200-2:2020-07, siehe https://www.din.de/de/mitwirken/normenausschuesse/nadl/veroeffentlichungen/wdc-
beuth:din21:321300564.

11.	 Vgl. § 44 Abs. 3 AsylG i. V. m. § 34 a Abs. 1 Satz 5 Ziffer 3 f. Gewerbeordnung (GewO). 
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Unterkunft wichtig. Bei dem für die Unterkunft zustän-
digen Sicherheitsdienst sollte durch eine entsprechen-
de Anzahl weiblicher Mitarbeiterinnen sichergestellt 
sein, dass zu jeder Zeit mindestens eine weibliche 
Mitarbeiterin in der Unterkunft im Dienst ist.
Insgesamt sollen geflüchtete Menschen, Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte, Frauen, Menschen mit 
Behinderungen und LSBTIQ Personen zu einer Bewer-
bung ermutigt werden. 

Die ehrenamtliche Arbeit in der Unterkunft für ge-
flüchtete Menschen wird hierfür durch eine:n haupt-
amtliche:n Mitarbeiter:in, die:der mit zeitlichen wie 
materiellen Ressourcen ausgestattet ist, professionell 
koordiniert und unterstützt. Diese Begleitung der 
Ehrenamtlichen sollte auf vorhandenen Standards in 
der Arbeit mit Ehrenamtlichen beruhen, beispielswei-
se in Form verbandsinterner Grundsätze. Zudem ist 
ein ehrenamtliches Engagement der Bewohner:innen 
entsprechend zu koordinieren und zu unterstützen.

Sensibilisierung und Weiterbildung 

Das Schutzkonzept lässt sich nur wirksam innerhalb 
der Unterkunftsstruktur verankern, wenn alle Mitarbei-
ter:innen, ehrenamtlich Tätigen sowie internen und ex-
ternen Dienstleister:innen entsprechend sensibilisiert, 
eingearbeitet, geschult und weitergebildet werden. Zu 
diesem Zweck finden regelmäßig Schulungen statt, 
in denen das unterkunftsspezifische Schutzkonzept 
praxisnah vermittelt wird. Zusätzlich werden alle dazu 
verpflichtet, an zielgruppenbezogenen Schulungen teil-
zunehmen, die ihre Handlungskompetenzen stärken. 

Die Schulungen sollten in Zusammenarbeit und mit 
spezialisierten Fachberatungsstellen und anderen 
fachlich beteiligten Institutionen (Polizei, Nichtregie-
rungsorganisationen, Behörden, Vereine) durchgeführt 
und evaluiert werden. An der Auswahl konkreter Schu-
lungsthemen sind die Mitarbeiter:innen, Ehrenamtli-
chen sowie internen und externen Dienstleister:innen 
zu beteiligen.

Je nach Zielgruppe sind folgende Inhalte und Themen 
zu behandeln:

 

Haltungsaspekte
�� Achtung der Menschenwürde 
�� der Grundsatz der Nichtdiskriminierung und der Ver-

meidung weiteren Schadens („do no harm“-Prinzip12 
sowie des Respekts für Vielfalt 

�� Antidiskriminierung, Verschränkung von verschie-
denen Diskriminierungsformen (Intersektionalität) 
wie Rassismus und Sexismus, Vielfalt und Men-
schenrechte sowie rassismuskritische Workshops: 
Reflexion eigener rassistischer Prägungen

�� inter- und transkulturelle Fähigkeiten, Konfliktsensibi-
lität und Konfliktmanagement 

�� völkerrechtliche Bestimmungen, asylrechtliche und 
-relevante Aspekte

�� die Rechte und die spezifische rechtliche Situation von 
geflüchteten Menschen in Deutschland, insbesondere 
von besonders schutzbedürftigen Personengruppen 

�� das Hilfs- und Unterstützungssystem in Deutschland 
generell und im Speziellen für geflüchtete Men-
schen, insbesondere für besonders schutzbedürftige 
Personengruppen 

�� Informationen zur Menschenrechtssituation in den Her-
kunftsländern, insbesondere der vulnerablen Gruppen

�� der besondere Hintergrund, die Lebenssituation, die 
geschlechts- und genderspezifischen sowie weitere 
Fluchtgründe besonders vulnerabler Gruppen sowie 
Gefahren und mögliche Gewalterfahrungen auf der 
Flucht bzw. in der Unterkunft 

Umgang mit Traumatisierungen und weiteren  
spezifischen gesundheitlichen Einschränkungen
�� Traumatisierung von geflüchteten Menschen im 

Herkunftsland, auf der Flucht oder während ihres 
Aufenthalts in Deutschland und die Gefahr der Reak-
tualisierung von traumatischen Erlebnissen 

�� kontextbezogene/inklusive/holistische Arbeitsansätze 
zu einem trauma- und stresssensiblen Arbeitsansatz 
im Umgang mit geflüchteten Menschen (z. B. wie 
Mitarbeiter:innen Geflüchtete psychosozial unter-
stützen können) 

�� Umgang mit Auswirkungen von Suchtverhalten 
(Alkohol, Cannabis, Spielsucht etc.) und Information 
über regionale Angebote der Suchthilfe

�� Förderung der Resilienz der Bewohner:innen, um 
deren Schutzfaktoren zu stärken

 

12.	Vgl. Das Sphere-Handbuch: Humanitäre Charta und Mindeststandards in der humanitären Hilfe, 2018. Als interaktives PDF verfügbar unter https://handbook.
spherestandards.org/de/sphere/#ch001, als einfaches PDF unter https://spherestandards.org/wp-content/uploads/Sphere-Handbook-2018-German.pdf.
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Umgang mit Gewalt
�� verschiedene Gewaltformen und -dynamiken13 sowie 

die Folgen von Gewalt, insbesondere die spezielle 
Gefährdungssituation von besonders schutzbedürfti-
gen Personengruppen 

�� die besondere Gefährdung von Frauen und Kindern 
mit und ohne Behinderungen sowie LSBTIQ Perso-
nen, Opfer sexualisierter Gewalt oder Ausbeutung 
zu werden 

�� Themenkomplex Kinderschutz: Erkennen von Ver-
nachlässigung, Misshandlung oder Missbrauch von 
Kindern und Handlungssicherheit im Umgang mit 
einem Verdachtsfall (z. B. § 4 KKG), Identifizierung 
von physischen, seelischen oder geistigen Beein-
trächtigungen oder Bedarfen bei Kindern, kinder-
freundliche Orte

�� wirkungsvolle Prävention sowie frühzeitiges Erken-
nen von Gewalt und Ausbeutung 

�� Umgang mit Bewohner:innen, die sich radikalisie-
ren und eine Gefahr für andere Bewohner:innen 
darstellen

�� Unterstützungsmöglichkeiten für gewaltbetroffene 
und/oder ausgebeutete Personen und potenzielle 
Täter:innen sowie adäquate Intervention bei Ver-
dacht auf Gewalt und tatsächlich verübter Gewalt: 
Insbesondere Verweiswege sowie zum Teil in den 
Bundesländern existierende Kooperationsverein-
barungen für besonders Schutzbedürftige und für 
Gewaltfälle müssen allen bekannt sein. 

�� die Rechte von Opfern von Gewalttaten, Umgang 
mit Gewalt unter geflüchteten Kindern und Jugend- 
lichen sowie in Familien und Partnerschaften 

�� disziplinarische und strafrechtliche Konsequenzen für 
Gewalttäter:innen 

�� Möglichkeiten struktureller und pädagogischer 
Interventionen gegenüber Täter:innen innerhalb der 
Unterkunft

Kinderfreundliche Orte
�� Gestaltung bzw. Planung von kinderfreundlichen 

Orten und Angeboten inklusive Unterstützung und 
Einbindung von Eltern

Bundeslandspezifische Standards  
zum Schutz von geflüchteten Menschen 
�� Außerdem sollte Wissen über bundeslandspezifi-

sche Standards zum Schutz von geflüchteten Men-
schen in Unterkünften für geflüchtete Menschen in 
der Unterkunft vermittelt werden.

Ziel der Schulungen ist es, die Handlungskompetenz 
der Mitarbeiter:innen, Ehrenamtlichen und Dienstleis-
ter:innen entsprechend ihrer jeweiligen Verantwortung 
in der Prävention von und bei direkter Intervention bei 
Gewalt zu stärken. Sie müssen um die lokalen Interven-
tionsstrukturen, Ansprechpersonen bei Gewalt(-vorfällen) 
sowie externen Kooperationspartner:innen wissen und 
mit den vorgegebenen Ablauf- und Notfallplänen der 
Unterkunft vertraut sein.

Das Personal im Bereich der medizinischen Versorgung 
in der Unterkunft bedarf zusätzlich einer besonderen 
Sensibilisierung. Diese muss auf die spezifischen Be-
dürfnisse und Problemlagen von besonders schutzbe-
dürftigen Personengruppen ausgerichtet sein. Religiö-
se und kulturelle Aspekte sowie Gewaltproblematiken 
sind dabei ebenfalls zu berücksichtigen. Auf diese 
Weise lässt sich einschätzen, ob zusätzliche Betreuung 
oder eine weitergehende Behandlung notwendig sind.

Leicht zugänglich sein müssen spezifische medizini-
sche, rechtliche und psychosoziale Beratung sowie 
die Betreuung für schwangere Frauen, Menschen, 
die sexualisierte Gewalt, Folter und andere schwere 
Menschenrechtsverletzungen erfahren haben, Frauen 
und Mädchen mit Beeinträchtigungen durch Genital-
verstümmelung und im Falle des Menschenhandels, 
sowie chronisch Erkrankte und Trans* sowie Inter* 
Personen. Das eingesetzte medizinische Personal 
sollte in diesen Bereichen und in der Erkennung von 
körperlichen Misshandlungen bzw. der Identifizierung 
von physischen, seelischen oder geistigen Beeinträch-
tigungen oder Bedarfen bei Kindern geschult sein.

Wohlbefinden des Personals 

Die Leitung trägt die Verantwortung, ein nichtdiskrimi-
nierendes und inklusives Arbeitsumfeld zu gestalten, 
in dem Vielfalt begrüßt wird. Sie hat zudem proaktiv 
einer möglichen Überlastung oder einem drohenden 
Erschöpfungszustand der Mitarbeiter:innen entgegen-
zuwirken und vorzubeugen (z. B. durch regelmäßige 
externe Supervisions- und Peer-Mentoring-Angebote, 
vor allem nach belastenden Situationen), um ihre psy-
chische Gesundheit (präventiv) zu schützen. Dabei ist 
zu beachten, dass sich auch die direkte Zeugenschaft 
von Gewalt oder von (potenziell) gefährlichen Situatio-
nen sowie das Anhören des Erlebten von von Gewalt 

13.	Physische Gewalt, psychische Gewalt, sexualisierte Gewalt und Vernachlässigung: siehe Glossar.
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betroffenen Personen zu psychischen Belastungen 
führen kann. Die Häufigkeit der Supervision oder an-
derer unterstützender Angebote ist abhängig von der 
Frequenz der Mitarbeit der Einzelnen und ihrer Arbeits-
situation. Die Teilnahme an Supervision sollte für alle 
Mitarbeiter:innen verbindlich sein. Zudem bezieht die 
Leitung das Sicherheitsempfinden der Mitarbeiter:innen 
in die Entwicklung und Umsetzung des Schutzkon-
zeptes mit ein. Sie trägt strukturellen Aspekten der 
Arbeitssicherheit beispielsweise in Form von bereichs-
spezifischen Sicherheitskonzepten Rechnung.

Supervision und weitere psychisch entlastende 
Angebote müssen prinzipiell allen Beteiligten in der 
Arbeit mit den Bewohner:innen zugänglich sein, auch 
Ehrenamtlichen sowie Angehörigen interner und 
externer Dienstleister:innen. In der Ausgestaltung von 
Kooperationsvereinbarungen ist zu berücksichtigen, in 
welchen Formaten welche Personengruppe an derarti-
gen Angeboten teilnehmen kann (innerhalb der Unter-
kunft, durch eigene Angebote der Dienstleister:innen, 
bei Träger:innenvereinen des Ehrenamtes etc.).
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Eindeutige strukturelle Vorgaben wie eine Haus-
ordnung oder ein definiertes Beschwerdeverfahren 
sind wesentliche Bestandteile eines Schutzkon-
zeptes. Sie ermächtigen Bewohner:innen durch 
verbindliche und transparente Inhalte und Verfah-
rensweisen, Beschwerden adäquat zu äußern und 
Konfliktlösungen aktiv mitzugestalten. Weitere 
inhaltliche Maßnahmen in Bezug auf Informationen, 
Beratungs- und Hilfsangebote vor dem Hintergrund 
von Sprach- und Kommunikationsbarrieren sind 
unabdingbar, um diese Strukturen tatsächlich zu 
nutzen. Externe Kooperationen, beispielsweise zu 
Schule/Kita oder auch innerhalb der Nachbar:innen-
schaft, sind zusätzlich zu den Maßnahmen inner-
halb der Unterkunft ein wichtiger Aspekt, durch 
den der Schutz von geflüchteten Menschen in der 
Unterkunft verbessert werden kann. 

Strukturelle Maßnahmen 

Hausordnung 

Jede Unterkunft verfügt über eine Hausordnung, in 
der klare Grundregeln für ein friedliches Zusammen-
leben und zum Vorgehen gegen Gewalttäter:innen 
festgelegt sind. Mögliche Sanktionen als Konse-
quenzen aus einem Verstoß gegen die Hausordnung, 
beispielsweise Abmahnungen und Hausverbote, 
werden darin klar und transparent benannt. Die Haus-
ordnung liegt in den jeweils gängigsten Sprachen der 
Bewohner:innen und in verständlicher Sprache vor. 
Zusätzlich existiert eine Version mit Piktogrammen 
und in einfacher Sprache, die auch für Kinder und 
Analphabet:innen verständlich ist und die zentralen 
Inhalte zusammenfasst. Sie wird allen Bewohner:in-
nen bei Einzug ausgehändigt, erläutert und sodann 
von ihnen unterschrieben. Darüber hinaus ist sie an 
zentralen Orten sichtbar und zudem digital verfügbar. 
Sie gilt für alle Personen in der Unterkunft. Aufseiten 
der Beschäftigten ist sie Teil des Vertragswerks bei 
Personaleinstellungen und Verträgen mit externen 

Dienstleister:innen. Dadurch bekennen sich alle 
Beteiligten dazu, jede Form von Gewalt und Diskrimi-
nierung abzulehnen und aktiv einen wertschätzenden 
Umgang zu fördern. 

Unterkunftsspezifische feste 
Ansprechpersonen

Betroffene von Gewalt brauchen speziell geschulte 
weibliche und männliche Ansprechpersonen, die sie be-
raten und begleiten. Es muss durch die Betreiber:innen 
der Unterkunft sichergestellt sein, dass den Betroffenen 
jederzeit eine feste Ansprechperson zum Thema Gewalt 
sowie unabhängige, qualifizierte Dolmetscher:innen und 
Kultur- und Sprachmittler:innen zur Verfügung stehen. 
Diese festen Ansprechpersonen zum Thema Gewalt 
sind allen Bewohner:innen bekannt. Sie sind geschult 
bezüglich der standardisierten Verfahrensweisen bei 
Verdacht auf Gewalt beziehungsweise bei Gewaltvor-
fällen. Außerdem verfügen sie über Erfahrungen in der 
angemessenen (Erst-)Versorgung sowie der Weiterver-
mittlung von betroffenen Menschen (oder der Weiter-
leitung von Informationen nach einer Schweigepflicht-
sentbindung) an zuständige Personen oder Stellen, 
die angemessene und gegebenenfalls spezialisierte 
Unterstützung bei Verdacht und Hinweisen auf Gewalt 
und/oder Ausbeutung sowie konkreten Gewaltvorfäl-
len leisten können. Sie sind des Weiteren in der Lage, 
auf die Bedürfnisse von besonders schutzbedürftigen 
Personengruppen einzugehen. Um ihre Handlungskom-
petenzen weiter zu stärken, nehmen sie regelmäßig 
an internen und/oder externen Fortbildungen teil und 
erhalten kollegiale Beratung sowie Supervision. 

Alle Mitarbeiter:innen und Ehrenamtlichen sind über 
diese festen Ansprechpersonen zum Thema Gewalt 
informiert und können gegebenenfalls an sie verwei-
sen. Gleichzeitig sollten die festen Ansprechpersonen 
auch für andere Beratungsthemen zuständig sein, da 
es für Betroffene sonst stigmatisierend sein könnte, 
auf diese Personen zuzugehen. 

Mindeststandard 3

Interne Strukturen und  
externe Kooperation
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Interne und externe Beschwerdestellen 

Angesichts der vielfältigen Problemlagen, mit denen 
geflüchtete Menschen in Unterkünften im Alltag 
konfrontiert sind, müssen geeignete niedrigschwellige 
und barrierefreie Beschwerdeverfahren gemeinsam 
mit den Bewohner:innen entwickelt, getestet und 
etabliert werden.14

Interne Beschwerdestelle

Bei der Einrichtung einer internen Beschwerdestelle 
sind die Bewohner:innen einzubeziehen, einschließlich 
der Kinder und Jugendlichen, damit unkomplizierte 
Wege und Möglichkeiten des Beschwerdeverfahrens 
gefunden werden, die von allen Bewohner:innen 
genutzt werden können (z. B. zusätzlich zu einer 
Beschwerdestelle auch Boxen oder Kästen, die in den 
Räumen angebracht sind). Die Mechanismen und Ver-
fahren müssen niedrigschwellig, transparent und allen 
verständlich sein und den Bewohner:innen die Sicher-
heit geben, dass sich eine Beschwerde nicht nachteilig 
auf ihre persönliche Situation und Bleibeperspektive 
auswirkt. Eine Rückmeldung an die Bewohner:innen 
über den Fortgang des Verfahrens beziehungsweise 
den hausinternen Umgang mit ihrer Beschwerde 
(soweit nicht anonym) ist sicherzustellen. Alle einge-
gangenen Beschwerden werden unter Achtung des 
Prinzips der Vertraulichkeit systematisch dokumentiert, 
ausgewertet und im Monitoring-System der Unterkunft 
(siehe Mindeststandard 6) erfasst, da sie essenzielle 
Daten für das Monitoring und die Evaluierung des 
Schutzkonzeptes liefern. 

Externe betreiber:innen unabhängige 
Beschwerde- und Beratungsstelle

Alle Bewohner:innen sowie Mitarbeiter:innen müssen 
unabhängig von der Art der Unterkunft (in öffentli-
cher, freier oder privater Träger:innenschaft) zusätzlich 
zum Beschwerdeverfahren innerhalb der Unterkunft 
Kenntnis über und Zugang zu einer externen, betrei-
ber:innenunabhängigen, neutralen Beschwerde- und 
Beratungsstelle haben. Dadurch soll besonderen 
Hemmschwellen oder möglichen Loyalitätskonflikten, 
beispielsweise bei Beschwerden über Verhaltens-

weisen der Mitarbeiter:innen, Rechnung getragen 
werden. Mit „extern“ ist keine von der Aufsichtsbe-
hörde betriebene externe Beschwerdestelle gemeint, 
sondern eine externe Beschwerdestelle, die sowohl 
von Betreiber:innen und Träger:innenorganisationen als 
auch von Aufsichtsbehörden fachlich unabhängig ist. 
Diese betreiber:innenunabhängige Beschwerdestelle 
kann zu regelmäßigen Zeiten von den Bewohner:innen 
und Mitarbeiter:innen aufgesucht werden und ver-
fügt zusätzlich über die Möglichkeit der Beschwerde 
per Telefon, Brief oder E-Mail. Beschwerden müssen 
anonym und in der eigenen Sprache geäußert werden 
können. Auch muss es Möglichkeiten für Analpha-
bet:innen geben, Beschwerden zu äußern, ebenso für 
Kinder und Jugendliche. Die externe Beschwerdestelle 
hat Kenntnis über Anlaufstellen und diesbezügliche 
Verfahrensweisen und fungiert darüber hinaus auch 
als eine Anlaufstelle für Beschwerden aus der Nach-
bar:innenschaft. Sie sollte deshalb über die Unterkunft 
hinaus bekannt sein.

Die Mitarbeiter:innen der Stelle müssen freien und un-
gehinderten Zutritt zur Unterkunft haben. Die Zusam-
mensetzung, Besetzung und detaillierte Aufgabenstel-
lung, das konkrete Beschwerdemanagement sowie 
die Einbindung in das externe und interne Netzwerk 
der Unterkunft für geflüchtete Menschen werden in 
einem offenen Dialog zwischen der Träger:innenor-
ganisation, den Bewohner:innen, Mitarbeiter:innen, 
Initiativen für geflüchtete Menschen, den zuständigen 
Behörden (z. B. Sozialamt, Jugendamt), Schulen, Kitas 
und lokalen Beratungsstellen besprochen und verein-
bart. Sie sind Bestandteil des Schutzkonzeptes. 

Inhaltliche Maßnahmen 

Aktive Aufklärung über Rechte und 
Hilfsangebote

Alle Bewohner:innen müssen von internen und ex-
ternen Fachkräften über ihre Rechte als (geflüchtete) 
Menschen und Asylsuchende sowie über die Rechte 
besonders schutzbedürftiger Personengruppen im All-
gemeinen und speziell in Fällen von Gewalt und/oder 
Ausbeutungssituationen informiert werden. Es muss 
den Bewohner:innen mitgeteilt werden, an wen sie 
sich bei Fragen oder im Notfall wenden können.

14.	Einen sehr praxisnahen Leitfaden hat hierzu die Frauenhauskoordinierung e. V., Berlin, erstellt https://www.frauenhauskoordinierung.de/fileadmin/redakteure/
Publikationen/Handreichung_BM/FHK_Handreichung_BM_fuer_gefluechtete_Menschen_web.pdf. 
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Besonders wichtig ist es, alle Bewohner:innen über 
die Schweigepflicht und die rechtlichen Grenzen für 
Mitarbeiter:innen aufzuklären. Dabei ist darauf hinzu-
weisen, dass alle Bewohner:innen die unterkunftsspe-
zifischen festen Ansprechpersonen kontaktieren sowie 
die interne Beschwerdestelle und externe Beschwer-
de- und Beratungsstellen (diese je nach Situation und 
Bedarf auch anonym und in jedem Fall kostenfrei) 
aufsuchen können, um ein persönliches, vertrauliches 
Gespräch mit entsprechend geschultem Personal zu 
führen – und dass dies keine Auswirkungen auf das 
Asylverfahren hat. Die Bewohner:innen müssen darü-
ber hinaus selbstständig Zugang zu weiterführenden 
Beratungsangeboten und Informationen haben. Not-
wendig dafür ist ein uneingeschränkter Internetzugang 
für alle Bewohner:innen über WLAN. Zusätzlich ist die 
Möglichkeit der Computernutzung mit Internetzugang 
und Drucker in einem geschützten Raum für Bewoh-
ner:innen ohne Smartphone sicherzustellen. Die 
Leitung muss gewährleisten, dass den Bewohner:in-
nen das bestehende Hilfe- und Unterstützungssystem 
sowie dessen konkrete Leistungs- und gegebenenfalls 
Sprachangebote, Öffnungszeiten und Kontaktmöglich-
keiten für von Gewalt Betroffene erläutert werden.

Ferner müssen sie über spezialisierte Fachberatungs-
stellen vor Ort und über die Möglichkeit, Schutz in 
einem Frauenhaus oder in anderen Schutzwohnungen 
finden zu können, informiert werden.15 Darüber hinaus 
sollte auf das bundesweite Hilfetelefon „Gewalt gegen 
Frauen“ aufmerksam gemacht werden.16 Diese Infor-
mationen sollten im Aufnahmegespräch durch Hin-
weise auf externe Beratungs- und Leistungsangebote 
des Unterstützungssystems, durch das Auslegen von 
Flyern und Broschüren sowie regelmäßige Informa-
tionsveranstaltungen (z. B. durch das Jugendamt vor 
Ort und/oder spezialisierte Fachberatungsstellen) zur 
Verfügung gestellt werden. Beispielsweise sollten 
Informationen zu Hilfetelefonen und Adressen von 
Frauen-Beratungsstellen in den Wasch- und Sanitärräu-
men aufgehängt werden; entsprechende Informatio-
nen für Kinder sollten in den Betreuungsräumen oder 

an anderen für Kinder geschaffenen Orten zugänglich 
sein.17 Bei der Information zu Beratungsangeboten für 
LSBTIQ Geflüchtete18 ist wichtig, dass die Geflüchte-
ten diskret an dieses Wissen gelangen können, damit 
es nicht zu ungewollten Outings kommt. Dies kann 
durch Materialien oder Informationsweisen erfolgen, 
in denen LSBTIQ Themen nicht thematisch im Vor-
dergrund stehen, sondern zusammen mit anderen 
Themen behandelt werden, oder aber über öffentlich 
sichtbare Materialien wie Poster in Wartebereichen 
und in Sanitärräumen. Hierbei sollte noch einmal ge-
sondert auf die Schweigepflicht verwiesen werden. 

Die Berater:innen der spezialisierten Hilfe von Unter-
stützungseinrichtungen oder anderen Beratungsstellen 
haben freien Zugang zur Unterkunft. Dabei sind Maß-
nahmen zu treffen, die es Betroffenen ermöglichen, 
Beratungen diskret in Anspruch zu nehmen. Es ist 
notwendig, dass auch potenzielle Täter:innen Bera-
tungsangebote erhalten. 

Informationen über Rechte und Vertrau-
lichkeit verständlich machen sowie 
Sprach- und Kommunikationsbarrieren 
überwinden

Die Informationen über Rechte, Vertraulichkeit/Schwei-
gepflicht, Beratungsangebote und weiterführende 
Hilfen müssen leicht zugänglich, verständlich, alters-
gerecht und geschlechtsspezifisch sowie barrierefrei 
in allen erforderlichen Sprachen sowie in Leichter 
Sprache und über Piktogramme kommuniziert werden. 
An die Bewohner:innen gerichtete geschlechts- und 
genderspezifische Informationen sind an geschützten 
Orten sichtbar zu machen. 

Um Kommunikation zu erleichtern und Missverständ-
nisse oder gar Konflikten zu reduzieren, ist eine gute 
Zusammenarbeit mit Dolmetscher:innendiensten 
unerlässlich. Dolmetscher:innen unterschiedlichen 
Geschlechts müssen die Unterkünfte regelmäßig zu 

15.	Jede Frau in Deutschland hat ein Recht auf Schutz vor Gewalt. Dieses Recht haben alle Frauen in jeder Phase des Asylverfahrens beziehungsweise auch 
Frauen ohne festen Aufenthaltstitel. Es ist unerheblich, ob die Frau in einer Landesaufnahmestelle oder einer kommunalen Unterkunft wohnt. Bei Zuflucht 
in ein Frauenhaus erfolgt nicht automatisch eine Sanktionierung wegen einer Verletzung der Wohnsitzzuweisung. Es besteht für von Gewalt betroffene 
geflüchtete Frauen während des laufenden Asylverfahrens nach dem Asylbewerberleistungsgesetz beziehungsweise nach Beendigung des Asylverfahrens 
nach SGB II und SGB XII die Möglichkeit einer Kostenübernahme für einen Aufenthalt in einem Frauenhaus. Darüber hinaus wird die Finanzierung im 
Einzelfall durch das Frauenhaus beziehungsweise die Schutzunterkunft und den zuständigen Leistungsträger:innen (in der Regel die Kommune) geklärt. Um 
einen möglichst schnellen und unkomplizierten Einzug ins Frauenhaus zu ermöglichen, sollten alle Beteiligten (Mitarbeiter:innen in den Unterkünften und 
Frauenhäusern sowie örtliche Behörden) über die Abläufe und Zuständigkeiten vor Ort informiert sein.

16.	Das Hilfetelefon „Gewalt gegen Frauen“ (08000 116 016) bietet eine kostenlose, anonyme Telefon- und Online-Beratung für alle Nationalitäten: in 18 Sprachen, 
in Leichter Sprache und Gebärdensprache, 24 Stunden an 365 beziehungsweise 366 Tagen im Jahr, siehe https://www.hilfetelefon.de/.

17.	 Z. B. bundesweite „Nummer gegen Kummer“: https://www.nummergegenkummer.de/.
18.	Weitere Informationen unter https://www.regenbogenportal.de/.
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festen Zeiten aufsuchen, beispielsweise in Form von 
offenen Sprechstunden, um Verständigung zu er-
möglichen. Es sollte dabei Dolmetscher:innen (bei-
spielsweise Gebärdensprachdolmetscher:innen) und 
Sprachmittler:innen für alle besonders schutzbedürfti-
gen Personengruppen sowie für Sprachminderheiten 
geben, die zusätzlich über Kenntnisse besonders re- 
levanter Themen wie Fachberatung, Unterstützung 
bei Formalitäten und Informationsvermittlung verfü-
gen. Für die Zeiten, in denen die Beschwerdestelle 
geöffnet hat, sind grundsätzlich qualifizierte, unab-
hängige weibliche wie männliche Sprachmittler:innen 
anwesend, die bei Bedarf einbezogen werden kön-
nen. Im Falle eines gewalttätigen Übergriffs müssen 
Dolmetscher:innen, denen die Betroffenen vertrauen, 
kurzfristig hinzuge-zogen werden können. Keinesfalls 
ist das Sicherheitspersonal mit der Sprachmittlung zu 
betrauen, da es sich hier um eine fachfremde Aufgabe 
handelt.

Niedrigschwelliges Kurs- und 
Beratungsangebot

Die Organisation von niedrigschwelligen und offen 
zugänglichen Kurs- und Beratungsangeboten ist ein 
zentraler Baustein eines effektiven Gewaltschutzes. 
Die Unterkunft für geflüchtete Menschen muss daher 
entsprechende Kurse (für Kinder und Erwachsene) mit 
geschultem Fachpersonal anbieten oder entsprechen-
de externe Angebote vermitteln. Sprach- und Kom-
munikationsbarrieren dürfen einer Teilnahme nicht im 
Wege stehen. Um Vertrauen aufzubauen, wird in den 
Kursen für eine geschützte Atmosphäre und genügend 
Zeit gesorgt. 

Kurse und andere Veranstaltungsformate für Bewoh-
ner:innen zu Themenkomplexen wie Formen von Ge-
walt und Ausbeutung, Beratung bei Gewaltproblemen 
und Folgen von Gewalt, Rechtsinformationen, Frauen-
rechte, Gleichstellung von Frau und Mann, Gesundheit 
und Zugang zum Gesundheitssystem, spezialisierte, 
psychosoziale Versorgung, Frauengesundheit, gewalt-
freie Erziehung, präventive Elternarbeit, Umgang mit 
Unterschiedlichkeiten, Toleranz und Respekt unterein-
ander, das deutsche Regel-, Hilfe-, und Sozialsystem, 
Kinderrechte, die Arbeit und Leistungen des Jugend- 
amtes, sexuelle und geschlechtliche Vielfalt, die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen o. Ä. finden 
regelmäßig statt und sind für alle Bewohner:innen 
zugänglich oder es werden entsprechende externe 
Angebote vermittelt.

Offene Beratungsstunden werden genutzt, um über 
rechtlichen Schutz und Unterstützungseinrichtungen 
zu informieren und dazu beizutragen, dass sich alle Be-
wohner:innen ihrer eigenen Rechte bewusst werden. 
Angebote dieser Art können dazu beitragen, dass auch 
potenzielle Täter:innen Mut fassen, über erlebte Gewalt 
zu sprechen und Hilfe zu suchen. Beispielsweise haben 
sich Sprachkurse nur für Frauen als sehr wichtig erwie-
sen, da sie oft der erste oder einzige Ort sind, an dem 
sich Frauen trauen, sich frei zu äußern. Selbstverteidi-
gungskurse für Frauen/Mädchen bieten ebenfalls gute 
Anknüpfungspunkte. Um insbesondere Müttern die 
Teilnahme an Kurs- und Beratungsangeboten zu ermög-
lichen, sollte eine Kinderbetreuung gestellt werden. 
Da bestimmte Personengruppen einen erschwerten 
Zugang zum Sozialraum haben (aufgrund von körper-
lichen Beeinträchtigungen oder der Eingebundenheit 
in die Fürsorgearbeit), sind zudem Angebote in den 
Unterkünften zu ermöglichen. Für LSBTIQ Personen 
ist es hingegen in vielen Fällen notwendig, an einem 
Kursangebot außerhalb der Unterkunft teil-zunehmen.

Angebote der frühkindlichen Bildung (Kita, Kinderta-
gespflege) und das Schulsystem sollten Eltern in In-
formationsgesprächen erläutert und deren Inanspruch-
nahme durch das Personal der Unterkunft unterstützt 
werden. Dasselbe gilt bei spezifischen und integrati-
ven Angeboten für Jugendliche. 

Externe Kooperation 

Kooperationspartner:innen einbinden 

Um individuelle und bedarfsgerechte Hilfen einzulei-
ten und sicherzustellen, müssen Betroffene bei der 
Suche nach und der Kontaktaufnahme zu fachkundigen 
Kooperationspartner:innen und Stellen unterstützt wer-
den. Die Unterkunft muss – basierend auf einer Ana-
lyse der Ressourcen der örtlichen Kommune – über 
eine Adressdatenbank und Adresslisten geeigneter 
Kontaktpersonen, Beratungsstellen und Institutionen 
vor Ort verfügen, die für eine weiterführende Unter-
stützung zur Verfügung stehen. 

Adressen, Informationen und Kontaktpersonen sollten 
insbesondere von folgenden Institutionen und Organi-
sationen zur Verfügung stehen:

�� Geflüchteten(selbst)organisationen, Migrant:innen 
(selbst)organisationen, Beratungsstellen für geflüch-
tete Menschen
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�� (Asyl-)Rechtsberatung 
�� soziale Einrichtungen vor Ort, z. B. Jugend- oder 

Gemeindezentren
�� (Selbst-)Organisationen von Menschen mit besonde-

ren Schutzbedarfen, z. B. mit Behinderungen, LSBTIQ
�� Frauenhäuser, Frauenberatungsstellen, Frauennotrufe
�� spezialisierte Fachberatungsstellen (z. B. für von 

Menschenhandel Betroffene, Behindertenhilfe)
�� Schutz- und Kriminalpolizei, Justiz, Einrichtungen 

des Opferschutzes und der Täter:innenarbeit
�� Jugendamt, Jugendhilfeeinrichtungen, Kinder- und 

Jugendschutzfachkräfte 
�� Gesundheitswesen (auch Beratungsstellen für  

Suchterkrankungen und HIV/Aids), psychosoziale 
bzw. psychotherapeutische Beratungsstellen

�� Religions- und Glaubensgemeinschaften/-gemeinden 
(z. B. Moscheegemeinden)

�� Sprach- und Kulturmittler:innen

Die Adressdatenbank wird kontinuierlich gepflegt. Die 
Unterkunft für geflüchtete Menschen gestaltet aktiv 
die Zusammenarbeit mit den örtlichen Kooperations-
partner:innen. Dies dient sowohl der wechselseitigen 
Information als auch der Vorbereitung „kurzer Wege“ 
und persönlicher Kontakte, um im Konflikt-, Verdachts- 
oder Gewaltfall passgenaue Unterstützung zu erhalten 
sowie Hilfsangebote schnell an Betroffene vermitteln 
zu können. Als Teil der Vernetzungsarbeit müssen in 
einem standardisierten Verfahren für den Kinderschutz 
(Mindeststandard 4) die entsprechenden Kontaktper-
sonen des vor Ort zuständigen Jugendamtes benannt 
sein. Zudem sollte es aktive, regelmäßige Vernetzungs-
treffen mit Hilfsstrukturen vor Ort geben.19

Kooperation mit Schule und 
Kindertagesstätte (Kita) 

Um eine rasche Einschulung und eine gute Integration 
in die frühkindliche Betreuung beziehungsweise den 
Schulalltag zu ermöglichen, ist die Kooperation mit 
Kindertagesstätten und der Kindertagespflege sowie 
Schulen (u. a. Erzieher:innen, Lehrer:innen, Sozialar-
beiter:innen) und den jeweils zuständigen Schulämtern 
wesentlich. Dies könnten beispielsweise die Vorstel-
lung der Institutionen in der Unterkunft, Unterstützung 
von Hausaufgabenangeboten, besondere Formen der 
Elternbeteiligung sowie die Entwicklung und Berück-

sichtigung spezifischer Förderbedarfe sein.
Zudem sind Kita-Erzieher:innen, Lehrer:innen und 
Sozialarbeiter:innen wichtige einzubindende Fachkräfte 
bei der Abklärung eines Verdachts auf Kindeswohl-
gefährdung ebenso wie bei der Abwendung einer 
Kindeswohlgefährdung.

Proaktive Nachbar:innenschafts- und  
Öffentlichkeitsarbeit

Die Einbindung der Bevölkerung, insbesondere der 
Anwohner:innen, ist eine wichtige Voraussetzung 
dafür, etwaige Ängste und Unsicherheiten aufgrei-
fen, vielfältige Kontaktmöglichkeiten schaffen und 
somit Spannungen bei allen Beteiligten vermeiden zu 
können. Dies kann sehr gut durch eine externe Be-
schwerdestelle unterstützt werden, die sich auch für 
Beschwerden zuständig zeigt, die von außen an die 
Unterkunft herangetragen werden. Insofern ist eine 
proaktive Nachbar:innenschafts- und Öffentlichkeits-
arbeit seitens der Unterkunftsleitung essenziell. Für 
die Herstellung und Pflege externer Kooperationen, 
die proaktive Netzwerk-, Nachbar:innenschafts- und 
Öffentlichkeitsarbeit und die Koordinierung Ehrenamt-
licher bietet es sich an, eine eigene Personalstelle zu 
schaffen. 

19.	So könnte es zum Beispiel eine örtliche Anti-Gewalt-Arbeitsgruppe geben, die aus den folgenden Akteur:innen besteht: Frauenberatungsstellen, 
Frauennotrufe, Frauenhäuser, Täter:innenarbeit, verantwortliche Person bei der Polizei für häusliche Gewalt, zuständige Person für Umverteilung bei der 
Ausländer:innenbehörde etc.
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Zum Schutz vor Gewalt sind neben standardisierten 
Verfahrensweisen im konkreten Einzelfall Maßnah-
men zur Prävention relevant – unabhängig davon, 
ob es sich um einen Verdacht oder um eindeutige 
Anhaltspunkte handelt. Diese Maßnahmen finden 
sich vielfältig in allen Standards wieder; hier sind 
die Kooperationsbezüge zu Polizei, Jugendamt 
und psychosozialen Unterstützungsangeboten von 
besonderer Bedeutung. Fallbezogene Risikoanalysen 
nach konkreten Vorfällen können die Notwendigkeit 
weiterer präventiver Maßnahmen verdeutlichen. 

Prävention 

Wie bereits in Mindeststandard 1 ((unterkunfts-)
internes Schutzkonzept) erwähnt gilt es, basierend 
auf einer partizipativen Risikoanalyse unter anderem 
durch präventive Maßnahmen den Schutz aller Be-
wohner:innen innerhalb der Unterkunft in sämtlichen 
Bereichen zu gewährleisten. Zu diesen präventiven 
Maßnahmen gehören unter anderem die Sensibi-
lisierung und Weiterbildung der Mitarbeiter:innen, 
beispielsweise zur Achtung von Vielfalt sowie zur 
psychosozialen Unterstützung von Bewohner:innen 
(Mindeststandard 2), der Zugang aller Bewohner:in-
nen zu festen Ansprechpersonen zum Thema Gewalt 
sowie zu internen/externen Beschwerdestellen und 
die Teilnahme an relevanten, niedrigschwelligen 
Kurs- und Beratungsangeboten (Mindeststandard 
3). Darüber hinaus besteht eine wesentliche präven-
tive Maßnahme darin, Rückzugsmöglichkeiten und 
Privatsphäre innerhalb der Unterkunft zu garantieren, 
aber auch interne Angebote wie Elternarbeit und 
kinderfreundliche Orte und Angebote bereitzustel-
len (Mindeststandard 5). Prävention ist also nicht 
nur wirksam durch konkrete Maßnahmen, sondern 
eine grundsätzliche Haltung mit der Perspektive der 
Sicherheit für alle Beteiligten.

Standardisierte Verfahrensweise  
bei Verdacht auf Gewalt

Grundsätzlich gilt es, potenziell von Gewalt Betroffene 
angemessen zu schützen und ihnen die bestmögliche 
Hilfe zu gewähren. Dies sollte basierend auf dem 
Grundsatz der Nichtdiskriminierung geschehen, einer 
zentralen Voraussetzung für Gewaltfreiheit und somit 
auch Gewaltprävention. 

Jeder Verdacht auf Gewalt ist ernst zu nehmen und 
aufzuklären, damit eine Gefährdung entweder auszu-
schließen ist oder wirksam abgewendet werden kann. 
Dazu sind jeweils besondere unterkunftsspezifische Ver-
fahrensweisen für den Umgang mit sowie die Analyse 
eines Verdachts oder von Hinweisen auf Gewalt durch 
Mitarbeiter:innen (intern und extern), durch Bewoh-
ner:innen und durch Dritte von außerhalb zu entwickeln. 

Standardisierte Verfahrensweise  
bei Gewaltvorfällen

Hat in der Unterkunft eine Gewalttat stattgefunden, 
müssen betroffene Personen sofort den notwendigen 
Schutz und die Hilfe erhalten, die sie benötigen. Dabei 
sind die gesundheitliche Versorgung der Betroffenen, die 
psychosoziale Stabilisierung sowie der Schutz und die 
Wahrung ihrer Rechte zu gewährleisten, beispielsweise 
durch räumliche Trennung von dem:der mutmaßlichen 
Täter:in. Hierbei müssen Lösungen in Absprache mit den 
Betroffenen gefunden, die Sicherheit wirksam (wieder-)
hergestellt sowie die Interessen und Wünsche der von 
Gewalt betroffenen Personen berücksichtigt werden, 
etwa hinsichtlich ihres Verbleibens in der Unterkunft.

Die Unterkunftsleitung und alle Mitarbeiter:innen müs-
sen die standardisierten Verfahren, die einzuleitenden 
Schritte und die festen Ansprechpersonen zum Thema 

Mindeststandard 4

Prävention und Umgang  
mit Gewalt- und Gefährdungs- 
situationen/Risikomanagement
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Gewalt kennen. Bewohner:innen müssen über ihre 
Rechte und die festen Ansprechpersonen zum Thema 
Gewalt informiert sein. 

Zum besonderen Schutz von Kindern und Jugendlichen 
(Schutz vor Kindeswohlgefährdung) sollte neben den 
unterkunftsspezifischen Verfahren und Abläufen mit 
dem zuständigen Jugendamt eine Vereinbarung zur Ko-
operation im Kinderschutz analog § 8 a Abs. 4 SGB VIII 
entwickelt und abgeschlossen werden. Der besondere 
Schutz von Kindern und Jugendlichen geht über den 
Schutz vor Gewalthandlungen hinaus und schließt den 
Schutz vor allen Gefährdungsformen wie unzureichen-
de Förderung, Vernachlässigung und unverschuldetes 
Versagen von Erziehungsberechtigten mit ein. Bei 
diesen Gefährdungslagen gilt ebenso die standardi-
sierte, mit dem zuständigen Jugendamt vereinbarte 
Verfahrensweise bei Kindeswohlgefährdung.

Die Kooperation mit dem zuständigen Jugendamt 
kann im Rahmen der Einbindung von Kooperations-
partner:innen (Mindeststandard 3) geschehen. Dabei 
berücksichtigt werden muss unter anderem die ver-
bindliche und schnelle Erreichbarkeit bei notwendiger 
Krisenintervention (Wer ist zuständig und wie erreich-
bar?) sowie die Organisation eines rasch verfügbaren 
Hilfenetzes (pädagogische und psychosoziale Krisenbe-
ratung, medizinische und kinder-/jugendpsychiatrische 
Versorgung etc.). 

Die regelmäßige Teilnahme an bezirklichen beziehungs-
weise regionalen Netzwerktreffen zum Kinderschutz 
ist durch die Unterkunftsleitung sicherzustellen. Im 
Bereich des Frauenschutzes müssen zudem Koope-
rationen mit Frauenhäusern, Frauenberatungsstellen, 
spezialisierten Fachberatungsstellen, der Polizei und 
der Verwaltung initiiert werden, um in Fällen von 
Gewalt und/oder Ausbeutung schnelle und möglichst 
unbürokratische Hilfe leisten zu können. 

Es muss beachtet werden, dass alle Maßnahmen im 
Sinne des Kindeswohls sind und in Absprache mit 
allen volljährigen Betroffenen geschehen, sie also 
beteiligt beziehungsweise informiert werden über die 
verschiedenen Möglichkeiten. Bei Minderjährigen müs-
sen die Maßnahmen unter Beachtung der Kinderrechte 
stattfinden, insbesondere unter Beteiligung der Kinder 
(Recht auf Mitsprache und Beteiligung) und Einbezie-
hung der Eltern. 

Folgende im Einzelnen auszuformulierende Eckpunkte 
sind als zentrale Bestandteile eines unterkunftsspezi-

fischen Ablauf- und Notfallplans einzuhalten und allen 
Mitarbeiter:innen incl. externen Dienstleister:innen 
bekannt zu machen. Hierbei sind die Bedürfnisse von 
besonders schutzbedürftigen Personengruppen zu 
berücksichtigen: 

�� unmittelbarer Schutz vor weiterer Gewalt und 
Hilfestellung für die betroffene Person, etwa durch 
räumliche Trennung von dem:der Täter:in 

�� Gefährdungseinschätzung im Zusammenwirken 
mehrerer Fachkräfte vornehmen (Mitarbeiter:innen 
der Unterkunft, evtl. beteiligte externe Dienst-
leister:innen, evtl. Leitung, evtl. externe insoweit 
erfahrene Fachkräfte) 

�� Hinzuziehen von unabhängigen Dolmetscher:innen 
�� medizinische Versorgung: Hierbei besteht auch die 

Möglichkeit, sich die Verletzungen ärztlich attestie-
ren zu lassen) 

�� Informieren einer festen Ansprechperson zum The-
ma Gewalt (siehe Mindeststandard 3) und im Falle 
von Minderjährigen der Erziehungsberechtigten 

�� Beratung der von Gewalt betroffenen Person in 
einer ungestörten, vertraulichen Atmosphäre (ohne 
Anwesenheit der gefährdenden/gewaltausübenden 
Person(en) – auf Wunsch der betroffenen Person 
auch Hinzuziehen oder Kontaktvermittlung spezia-
lisierter Fachberater:innen oder im Falle von Eltern 
ohne Anwesenheit der Kinder); die Berater:innen 
sollten je nach Wunsch der betroffenen Person 
weiblich oder männlich sein, des Weiteren sollte 
die betroffene Person je nach Wunsch Zugang zu 
Dolmetscher:innen haben 

�� Information und Aufklärung über die Möglichkeit der 
Strafanzeige bei der Polizei und der weiteren sich 
daraus potenziell ergebenden Schritte für die Straf-
verfolgung und Gefahrenabwehr (z. B. Wegweisung) 

�� bei Gewalt an Kindern: Ablaufplan gemäß der Ko-
operationsvereinbarung mit dem Jugendamt analog 
§ 8 a Abs. 4 SGB VIII: 
–	 Gefährdungseinschätzung unter Hinzuziehung 

der Eltern und des Kindes, falls dadurch der 
Schutz des Kindes nicht infrage gestellt wird

–	 Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft 
nach § 8 a Abs. 4, § 8 b Abs. 1 SGB VIII oder § 4 
KKG

–	 Hinwirken auf die Inanspruchnahme von Hilfen 
zur Abwendung der Gefährdung

–	 Information des Jugendamtes, wenn der Schutz 
des Kindes nicht anders sichergestellt werden 
kann, wobei der Kindesschutz in gemeinsamer 
Verantwortung der Unterkunft und des Jugen-
damtes bleibt. 
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�� schwere Gewalt an Erwachsenen: Droht eine akute 
und hochgradige Gefahr für Leib, Leben und Freiheit 
für die Person und/oder ihre Kinder oder stehen 
besonders schwere Straftaten bevor, von der die 
Unterkunft Kenntnis erlangt, müssen die Mitarbei-
tenden der Unterkunft auch ohne Zustimmung der 
betroffenen Person die Polizei rufen. Darüber ist die 
betroffene Person zu informieren.

�� Konsultation von Ärzt:innen, Rechtsanwält:innen, 
Fachberater:innen, Psycholog:innen / psychosozialen 
Berater:innen etc. 

�� Hinweise auf regionale Besonderheiten im Gewalt-
schutz, falls gegeben, z. B. Hinweise auf eine kos-
tenlose Spurensicherung im örtlichen Krankenhaus 
oder in der Gewaltschutzambulanz ohne gleichzeiti-
ge Strafanzeige bei der Polizei etc. 

�� interne systematische Dokumentation der einzelnen 
Gewaltvorfälle, unabhängig von einer polizeilichen 
Strafanzeige: Dies umfasst die schriftliche Doku-
mentation der Gewaltsituation inklusive Aussagen 
aller Beteiligten, die Dokumentation der weiteren 
Schutzmaßnahmen und ihrer Wirkung sowie eine 
regelmäßige Auswertung und Reflexion aller Ge-
waltvorfälle innerhalb der Unterkunft für geflüchtete 
Menschen im Rahmen des Monitorings und der 
Evaluierung des Schutzkonzeptes (siehe Mindest-
standard 6). 

�� psychosoziale Beratungsangebote für Betroffene: 
Wenn beispielsweise die gewaltbetroffene Person 
in der Unterkunft verbleibt, bietet das Fachpersonal 
Gesprächsmöglichkeiten und vermittelt weitere 
Beratungs-/Therapieangebote.

�� Insbesondere bei Kindern und Jugendlichen, aber 
auch bei anderen Personen, die innerhalb der 
Unterkunft für geflüchtete Menschen Zeug:in-
nen von Gewalt geworden sind, ist eine insoweit 
erfahrene Fachkraft hinzuziehen, um eine mögliche 
(Kindeswohl-)Gefährdung zu prüfen und ggf. eine 
ausreichende und angemessene Unterstützung 
durch traumapädagogisch-therapeutisch qualifizierte 
Fachkräfte bereitzustellen. 

�� (Potenziellen) Täter:innen sind Hilfs-/Beratungsange-
bote zur Rückfallprophylaxe zu eröffnen. 

Listen sämtlicher relevanten und kooperierenden Insti-
tutionen (mit Zuständigkeit und Telefonnummern) und 
Unterstützungsangebote liegen in systematischer, leicht 
einsehbarer und regelmäßig aktualisierter Form vor. 

Gefährdungsrisiko bei Verdacht auf Gewalt 
und bei Gewaltvorfällen einschätzen 

Alle Personen, die beruflich im Kontakt mit Kindern und 
Jugendlichen stehen, haben zur Einschätzung eines 
Gefährdungsrisikos einen Anspruch auf Beratung durch 
eine insoweit erfahrene Fachkraft nach § 8 b Abs. 1 
SGB VIII. Dies gilt im Rahmen des § 4 KKG auch für so-
genannte Berufsgeheimnisträger:innen (z. B. Ärzt:innen, 
Psycholog:innen, Lehrer:innen).

Bei allen anderen Fällen, in denen Über-18-Jährige 
betroffen sind, muss die Leitung der Unterkunft in 
Absprache mit den Betroffenen selbst und gege-
benenfalls in Zusammenarbeit mit der Polizei eine 
Einschätzung vornehmen, ob weiterhin Gefahr für die 
betroffene(n) Person(en) besteht, ob weitere Bewoh-
ner:innen gefährdet und welche weitergehenden 
Maßnahmen zu treffen sind. 

Handelt es sich bei dem:der Täter:in um eine:n Be-
wohner:in, muss diese:r grundsätzlich und im Rahmen 
des geltenden Rechts die Unterkunft verlassen oder 
ist mindestens in einem anderen Trakt unterzubringen. 
Im Falle eines Verweises aus der Unterkunft muss die 
Unterkunftsleitung die Möglichkeiten einer Anschlus-
sunterbringung klären und für die notwendige Informa-
tionsweitergabe (nach Datenschutzrichtlinien) sorgen.20 
Sollte es die gewaltbetroffene Person vorziehen, 
selbst die Unterkunft zu verlassen, muss sie in eine 
andere geschützte Unterkunft gebracht werden (bei 
Frauen z. B. ein Frauenhaus). 

Die Aussagen der Betroffenen können eine wichtige 
Informationsbasis hinsichtlich Art, Schwere und Aus-
maß der Gewalt sowie aktueller Gefahren liefern. Zur 
Beurteilung der Gefährdung und Identifizierung von Ri-
sikofaktoren kann es hilfreich sein, eine Checkliste mit 
relevanten Risikofaktoren zugrunde zu legen. In Fällen 
von Gewalt in nahen sozialen Beziehungen müssen 
dem:der betroffenen (Ehe-)Partner:in Möglichkeiten 
zum Schutz nach dem Gewaltschutzgesetz erläutert 
werden (Wegweisung, Schutzanordnung, Überlassung 
der gemeinsamen Wohneinheit), aber auch durch po-
lizeiliche Maßnahmen in zugehender Beratung. Ist ein 
Verbleib der gewaltbetroffenen Personen in der Unter-
kunft aus Sicherheitsgründen nicht vertretbar, müssen 
diese nach Absprache mit der gewaltbetroffenen 

20.	Hierbei müssen gegebenenfalls die notwendigen Schritte unternommen werden, um die Residenzpflicht weiterhin zu erfüllen oder die Wohnsitzauflage zu 
ändern. Die Unterkunftsleitung muss bei einem Hausverbot sicherstellen, dass der:die Täter:in nicht obdachlos wird. Die Leitung muss Alternativen für eine 
kurzfristige Unterkunft aufzeigen und darauf hinweisen, dass er:sie sich sofort an die zuständige Ausländer:innenbehörde zu wenden hat.
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Person in ein Frauenhaus bzw. eine andere geschützte 
Unterkunft gebracht werden.21 Um weitere Gewalt zu 
verhindern, ist der:die Gewaltausübende über Hilfsan-
gebote zur Rückfallprophylaxe zu informieren. 

Handelt es sich bei dem:der Gewaltausübenden 
mutmaßlich um eine:n Mitarbeiter:in, sind je nach Ver-
dachtslage unterschiedliche arbeitsrechtliche Maßnah-
men einzuleiten. Kommen arbeitsrechtliche Schritte 
in Betracht, sollte bei Rechtsanwält:innen juristischer 
Rat eingeholt werden. Kommt der:die Täter:in von 
außerhalb, muss dafür Sorge getragen werden, dass 
er:sie die Unterkunft nicht mehr betreten darf. Es soll-
te in allen Fällen ein Näherungsverbot beantragt, ein 
Hausverbot ausgesprochen und dies erforderlichenfalls 
polizeilich durchgesetzt werden. 

Hinzuziehung der Polizei 

Wenn sich das Risiko neuerlicher oder schwerer 
Gewalt nicht einschätzen lässt und weiterhin akute 
und unmittelbar bevorstehende Gefahren für Leib, 
Leben oder Freiheit einer Person drohen, ist die Polizei 
einzubeziehen, um die Sicherheit und den Schutz der 
Betroffenen zu erhöhen und die Gefahren weiterer 
Gewalttaten zu verringern beziehungsweise ganz zu 
verhindern. Die Polizei kann eine fundierte, systema-
tische Risikoeinschätzung vornehmen und weitere 
Sicherheitsmaßnahmen veranlassen. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Polizei wegen 
des Legalitätsprinzips von Amts wegen ein Ermitt-
lungsverfahren unabhängig vom Willen der Betroffenen 
einzuleiten hat, sobald sie Kenntnis von Straftaten er-
langt. Daher sollten im Rahmen des Schutzkonzeptes 
vorab mit der Polizei gemeinsame Vorgehensweisen 
erarbeitet werden. Im Falle von Gewalt an Kindern ist 
in der Regel das Jugendamt einzubeziehen. 

Rechte der Opfer geltend machen 

Für Betroffene von Gewalt ist die Durchsetzung 
ihrer Rechte oft sehr belastend. Nach einer Gewalt-
tat ist es daher besonders wichtig, die Betroffenen 
an entsprechend geschulte Fachberater:innen und 
spezialisierte Fachberatungsstellen zu vermitteln (oder 

diese hinzuzuziehen). Das Fachpersonal kann vor allen 
Dingen besonders schutzbedürftige Personengruppen 
zu rechtlichem Schutz, Opferrechten, aufenthalts- und 
alimentierungsrechtlichen Fragestellungen, gegebe-
nenfalls zu Strafverfahren, Entschädigungsansprüchen, 
insbesondere aus dem Opferentschädigungsgesetz 
(OEG), sowie polizeilichen Wegweisungsverfahren 
und Maßnahmen nach dem Gewaltschutzgesetz 
(GewSchG) beraten und begleiten. Ehepartner:innen 
und Verpartnerte werden umfassend darüber infor-
miert, welche Konsequenzen eine etwaige Trennung 
von der:dem Partner:in hat und welche Möglichkeiten 
bestehen, einen eigenen Asylantrag oder ggf. eigenen 
aufenthaltsrechtlichen Titel zu beantragen, sollte der 
Aufenthaltsstatus vom Bestand der Ehe abhängig 
sein. Zudem werden insbesondere Frauen proaktiv bei 
ihrer Ankunft in der Unterkunft über die Möglichkeit 
des geschlechtsspezifischen Asyls nach § 3 a Abs. 
2 Nr. 6 des Asylgesetzes (AsylG) informiert, sollten 
sie geschlechtsspezifische Gewalt im Herkunftsland 
oder auf der Flucht erfahren haben oder sollte ihnen 
geschlechtsspezifische Gewalt drohen wie Genitalver-
stümmelung, Zwangsverheiratung und Kinderehen, 
„Ehrenmord“ sowie Mädchen- und Frauenhandel. 
Unabhängig von der Einleitung eines Strafverfahrens 
sollen den potenziellen Täter:innen Beratungs- und 
Hilfsangebote zur Rückfallprophylaxe genannt werden, 
um möglichen weiteren Taten entgegenzuwirken. 

21.	Gegebenenfalls müssen die für eine Änderung der Wohnsitzauflage notwendigen Schritte unternommen werden. Zudem muss die Frage der Kosten-
übernahme für den Frauenhausaufenthalt geklärt werden.
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Mindeststandard 5

Menschenwürdige,  
schützende und fördernde  
Rahmenbedingungen 

Menschenwürdige, schützende und fördernde Rah-
menbedingungen sind für den Schutz von geflüch-
teten Menschen in Unterkünften unverzichtbar. Sie 
verhindern mögliche gewaltfördernde Situationen 
in einer Unterkunft durch präventive Maßnahmen. 
Dies umfasst sowohl strukturelle Elemente in 
Form von baulichen Schutzmaßnahmen und einer 
umsichtigen Unterbringung der Bewohner:innen 
innerhalb der Unterkunft als auch die aktive Gestal-
tung eines förderlichen Umfeldes durch partizipati-
ve alters- und geschlechtsspezifische Angebote. 

Bauliche Schutzmaßnahmen 

Mindeststandards für bauliche Schutzmaßnahmen in 
Unterkünften sind für die Sicherheit von allen Be-
wohner:innen unverzichtbar, vor allem von besonders 
schutzbedürftigen Personengruppen. Sie müssen 
durch vertragliche Vorgaben und Kontrollen garantiert 
werden. Diese Mindeststandards reichen von der 
Gestaltung des Wohnumfeldes (z. B. Beleuchtung, We-
geführung, Umfriedung) über Gebäudeeingangstüren, 
abschließbare und sichere Wohneinheiten (z. B. Türen, 
Fenster), Hausalarm mit Notknöpfen und beleuchte-
ten Fluren bis hin zum Bau geschlechtergetrennter, 
abschließbarer, gut beleuchteter Toiletten und Duschen 
(auch in der Wegeführung dorthin), die sich innerhalb 
der Unterkunft befinden sollten. 

Durchsetzung von Hygienestandards 

Hygienestandards müssen als Teil des unterkunfts-
spezifischen Schutzkonzeptes effektiv durchgesetzt 
werden. Um dies zu gewährleisten, muss die Leitung 
unter anderem einen Hygieneplan erstellen, umset-
zen und überwachen. Sollten in einer Unterkunft die 
Reinigungsarbeiten nicht durch interne oder externe 

Dienstleister:innen übernommen werden, ist ein Plan 
zur Reinigung durch die Bewohner:innen partizipativ 
mit diesen zu erstellen. 

Rückzugsmöglichkeiten und Privatsphäre 
garantieren

Beengte räumliche Verhältnisse verhindern notwen-
dige Rückzugsmöglichkeiten und das Aufrechthalten 
von Privatsphäre. Sie können zudem gewalttätige 
Übergriffe befördern oder zumindest begünstigen. 
Ziel muss es daher sein, den Bewohner:innen eine 
möglichst eigenständige und selbstbestimmte Le-
bensführung zu ermöglichen und ein ausreichendes 
Maß an Privatsphäre zur Verfügung zu stellen. Bei der 
Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften müs-
sen abgeschlossene, abschließbare und barrierefreie 
Wohneinheiten existieren. 

Bei der Unterbringung der Bewohner:innen innerhalb 
der Unterkunft sind familiäre Bedürfnisse und freund-
schaftliche Bindungen genauso zu berücksichtigen 
wie andere relevante Faktoren, die eine besondere 
Vulnerabilität begründen können (z. B. Geschlecht, 
Zugehörigkeit zu einer religiösen Minderheit, Gesund-
heitszustand und Behinderungen, Betroffenheit von 
schweren Formen von Gewalt und Menschenhandel). 
Sollten sanitäre Anlagen gemeinschaftlich genutzt 
werden müssen, sind diese streng nach Geschlech-
tern zu trennen. Sie müssen abschließbar, gut be-
leuchtet und barrierefrei sein. Sollten es die baulichen 
Voraussetzungen nicht ermöglichen, auch Unisex-Sa-
nitäranlagen zur Verfügung zu stellen, sollte eine indi-
viduelle Lösung gefunden werden. Duschen müssen 
vollständig bewandet sein. Sollte dies aus baulichen 
Gründen nicht umgesetzt werden können, müssen 
Duschvorhänge angebracht oder andere geeignete 
Maßnahmen für einen Sichtschutz ergriffen werden, 
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um die Intimsphäre wahren zu können. Auch soll-
ten geschlechtersensible und zielgruppenbezogene 
grundlegende Hilfsgüter („non-food items“) verfügbar 
gemacht werden, beispielsweise Damen-Hygienekits, 
Trillerpfeifen und Taschenlampen. 

Grundsätzlich müssen alle Frauen, die dies wün-
schen, in separaten Frauenbereichen einer Unter-
kunft untergebracht werden. Dort sollte ausschließ-
lich weibliches Sicherheitspersonal arbeiten. Es 
müssen von Männern getrennte, abgeschlossene, 
abschließbare Räumlichkeiten für allein reisende 
Frauen und ihre Kinder sowie auf Wunsch für andere 
besonders schutzbedürftige Personengruppen exis-
tieren. Personen, die in der Vergangenheit oder im 
Herkunftsland, Opfer von Gewalt, Vergewaltigungen 
oder sexuellen Übergriffen geworden sind, sollen 
einen notwendigen Schutzraum erhalten. Um zu 
gewährleisten, dass es nicht zu einer erneuten Kon-
frontation mit der erlebten Gewalt kommt, muss bei 
der Aufteilung der Wohnungen oder Wohneinheiten 
vor allem auf eine räumliche Trennung zu potenziellen 
Gefährder:innen geachtet werden. Kann dies auf-
grund der strukturellen Rahmenbedingungen der Un-
terkunft nicht ermöglicht werden, müssen betroffene 
Personen mit besonderen Bedürfnissen in diesem 
Sinne in geeigneten Wohnungen oder Unterkünften 
untergebracht werden. 

Gemeinschaftlich genutzte Räume

Neben der Bereitstellung von ausreichendem Raum für 
Privatsphäre, Rückzugsmöglichkeiten und Austausch 
im partner:innenschaftlichen oder familiären Rahmen 
sind gemeinschaftlich genutzte Orte des Austauschs, 
der Erholung, Bildung, Gesundheit und psychosozialer 
Unterstützung zentral für das förderliche Miteinander 
in einer Unterkunft für geflüchtete Menschen. Sinnvoll 
ist es, verschiedene altersgerechte, barrierefreie und 
geschlechtersensible Räume zur Verfügung zu stellen, 
da jede Gruppe eigene Bedarfe hat und dementspre-
chend Nutzung und Einrichtung variieren. 

Gemeinschaftsräume speziell für Jugendliche, Frau-
en und Mütter mit Kindern sind altersgerecht und 
geschlechtersensibel konzipiert sowie barrierefrei 
zugänglich. Das Konzept der altersgerechten und 
geschlechtersensiblen Gemeinschaftsräume impliziert 
eine integrierte Raumplanung und -gestaltung unter 
Einbeziehung von Erholung, Bildung, Gesundheit und 
psychosozialer Unterstützung für Jugendliche, Frauen 

und Mütter mit Kindern. Als Rückzugsorte stehen sie 
Jugendlichen, Frauen und Müttern mit Kindern sowie 
Männern zu festen Nutzungszeiten beispielsweise als 
zielgruppenspezifische Cafés offen. Zu bestimmten 
Zeiten sollten die Gemeinschaftsräume ausschließlich 
Frauen und Mädchen zur Verfügung stehen. Wo immer 
möglich, sollte bei der partizipierenden Ausarbeitung 
eines Raumkonzeptes die Selbstverwaltung der Be-
wohner:innen unterstützt werden. 

Wenn es die baulichen oder räumlichen Voraussetzun-
gen nicht erlauben, nutzer:innenspezifische Räume 
einzurichten, können die unterschiedlichen Bedarfe 
durch auch von den Bewohner:innen mitfestgelegte 
Nutzungszeiten für Kinder, Jugendliche, Mädchen, 
Frauen und Eltern mit kleinen Kindern etc. erfolgen. Zu 
beachten ist hierbei jedoch, dass die Einrichtung des 
Raumes variabel und schnell umzugestalten sein muss 
(Kleinkindspielecke, Tische für Hausaufgaben etc.).

In den Gemeinschaftsräumen sollten Informationen 
über Rechte, Leistungen und Unterstützungsmöglich-
keiten mit Piktogrammen sowie Übersetzungen in 
die relevanten Sprachen für die jeweilige Zielgruppe 
angeboten werden. 

Ein besonderer Schutzraum, in dem sich Mutter und 
Kind kurz nach der Geburt aufhalten können, ist eben-
falls barrierefrei zu konzipieren und einzurichten. Wenn 
es die baulichen/räumlichen Voraussetzungen erlauben, 
sollte es zusätzlich für alle Bewohner:innen einen allge-
mein zugänglichen Ruheraum geben, der gegebenen-
falls zu unterschiedlichen Öffnungszeiten zur Verfügung 
gestellt werden kann. Dieser kann beispielsweise für 
Hausaufgaben oder zur Vorbereitung auf die Deutsch-
kurse genutzt werden. Zudem ist es wünschenswert, 
einen Unterrichtsraum zu haben, in dem Hausaufga-
benhilfe und Nachhilfe stattfinden können. Bei der 
Ausgestaltung der Räumlichkeiten sind Möglichkeiten 
zur unbeobachteten Nutzung des Internets zu berück-
sichtigen (PC, Drucker).

Für die Bewohner:innen (Kinder, Jugendliche, Frauen 
und Männer) werden unterschiedliche geschlechter-
sensible und altersangemessene Freizeitgestaltungen 
und Aktivitäten angeboten (z. B. Bewegungs-, Erho-
lungs- und soziale Angebote, geschlechterhomogene 
Aktivitäten für Mädchen und Frauen etc.). Insbeson-
dere bei nicht geschlechterhomogenen Aktivitäten 
ist auf eine Beteiligung von Mädchen und Frauen zu 
achten sowie den Gründen für ihr etwaiges Fortbleiben 
nachzugehen.
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Kinder und Familien 

Für Kinder und Familien stellt es eine besondere 
Herausforderung dar, den Familienalltag, die damit 
zusammenhängenden Abläufe und die sehr unter-
schiedlichen situations- und altersspezifischen Bedürf-
nisse im Rahmen der Unterbringung in Unterkünften 
zu meistern. Daher bedarf es eines Bewusstseins und 
einer Sensibilität für den besonderen Unterstützungs-
bedarf von Familien. Dies zeigt sich unter anderem in 
einer aktiven Förderung kinderfreundlicher Orte und 
von Angeboten für verschiedene Alters- und Personen-
gruppen innerhalb der Familien.

Ausrichtung für Kinder 

Im Allgemeinen werden Angebote für Kinder für vier 
verschiedene Altersgruppen eingerichtet und dem- 
entsprechend zu unterschiedlichen Nutzungszeiten 
bereitgestellt: 

� Säuglinge/Kleinkinder
� Kinder im Vorschulalter (unter 6 Jahre)
� Kinder im Alter von 6 bis 12 Jahren
� Kinder (13 bis 18 Jahre)22

Die Durchmischung der Altersgruppen kann hilfreich 
sein, wenn ältere Kinder die Betreuung und Förderung 
der Jüngeren unterstützen („Buddy-System“). Externe 
Angebote von Kommunen und Zivilgesellschaft sollten 
genutzt werden, um unterkunftsspezifische Angebote 
zu ergänzen. Denn sie fördern die Integration in die 
neue Umgebung und Gesellschaft. Insbesondere in 
Unterkünften, die aufgrund baulicher Einschränkungen 
keine Möglichkeit bieten, einen kinderfreundlichen 
Raum einzurichten, müssen Kinder und ihre Eltern 
dazu ermuntert werden, externe Angebote (auch 
Spielplätze, mobile Spiel- und Lernmöglichkeiten, 
Freiluftaktivitäten, Ferienspiele etc.) in Anspruch zu 
nehmen.

Kinderfreundliche Orte und angebote 
als fester Bestandteil der Unterkunft 

Kinderfreundliche Orte und Angebote richten sich an 
alle Kinder in der Unterkunft (alle Altersgruppen, in der 
Regel bis 18 Jahre alt). Sie bieten ihnen einen sicheren 

und geschützten Rückzugsort, an dem sie Stabilität 
und Halt erfahren sowie ein anregendes und fördern-
des Umfeld vorfinden, in dem sie spielen und lernen 
können. Kinderfreundliche Orte und Angebote sollen 
das psychosoziale Wohlbefinden stärken und dabei hel-
fen, das Erlebte besser zu verarbeiten und die innere 
Widerstandsfähigkeit zu fördern. 

Wenn im Kontext der kinderfreundlichen Ort Verdachts-
symptome erkannt werden – geistige, emotionale oder 
körperliche Charakteristika, Verhaltensauffälligkeiten 
und Entwicklungsverzögerungen, die beispielsweise 
auf ein Trauma, eine Krankheit oder auf Behinderungen 
hinweisen –, werden gemeinsam mit den Eltern Mög-
lichkeiten einer angemessenen und/oder spezialisier-
ten internen oder externen Unterstützung erörtert.

Kinderfreundliche Orte werden basierend auf einer 
partizipativen Bedarfsanalyse entwickelt. Sie richtet 
sich an die Unterkunftsleitung und leitende Mitarbei-
ter:innen der Unterkunft sowie an die Bewohner:innen 
(insbesondere die Kinder und ihre Eltern). Die Wohnge-
meinschaft ist in die Umsetzung der Angebote eben-
falls stark eingebunden. Alle Angebote sind barrierefrei 
zugänglich sowie alters-, kultur- und geschlechtersensi-
bel zu gestalten. 

Das Konzept der kinderfreundlichen Orte impliziert 
eine integrierte Raumplanung und -gestaltung unter 
Einbeziehung von strukturierten Spiel- und Lern- 
angeboten, Erholung, Bildung und psychosozialer 
Unterstützung für Kinder. Das Verhältnis von Betreu-
ungspersonal und Kindern sollte sich am gesetzlich 
festgelegten Kita-Betreuungsschlüssel orientieren. 
Das eingesetzte Personal (einschließlich der Eh-
renamtlichen) sollte über entsprechende (sozial-) 

pädagogische Qualifikationen und Kenntnisse in den 
Bereichen Kinderschutz, psychologische Ersthilfe und 
kindliche Entwicklung verfügen. Der Einsatz von Eh-
renamtlichen sollte immer nur in Zusammenarbeit mit 
Hauptamtlichen erfolgen. 

22.	Angebote für die verschiedenen Altersgruppen sind beispielsweise Eltern-Baby-Gruppen, Spiel- und Lerngruppen, Sport, erholende/stabilisierende Akti-
vitäten, strukturierte psychosoziale Aktivitäten, kulturelle und künstlerische Aktivitäten, Aktivitäten/Kurse zum Spracherwerb, zum Erwerb von (Alltags-)
Kompetenzen, Konfliktbewältigung und Friedenserziehung, Vorbereitung auf die Einschulung, Hausaufgabenhilfe etc.
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Die Hauptverantwortung für kinderfreundliche Orte 
und Angebote liegt bei qualifizierten Fachkräften/Mitar-
beiter:innen der Unterkunft. Es muss innerhalb der Un-
terkunft mindestens eine:n Hauptverantwortliche:n für 
die kinderfreundlichen Orte geben. Unter anderem be-
treut sie:er die in dem Bereich tätigen hauptamtlichen 
Mitarbeiter:innen, Eltern und ehrenamtlich Tätigen, 
sorgt für eine zielgruppenspezifische Information der 
Mitarbeiter:innen und Ehrenamtlichen über die Rollen- 
und Verantwortungsverteilung innerhalb der Unterkunft 
sowie für eine bedarfsgerechte Berücksichtigung der 
Kinderbetreuung bei der Planung verpflichtender Fort-
bildungsangebote und Entlastungsmöglichkeiten (z. 
B. Supervision), außerdem für die Instandhaltung der 
Unterkunft und die Bereitstellung notwendiger Mate-
rialien. Um sicherzustellen, dass die kinderfreundlichen 
Orte und Angebote wie geplant und bedarfsgerecht 
umgesetzt werden und Gefährdungsrisiken reduzie-
ren, müssen regelmäßig der Umsetzungsprozess 
und schutzrelevante Daten erfasst werden, etwa zur 
Registrierung und Anwesenheit, über durchgeführte 
Aktivitäten, Beschwerden und Vorfälle, Verweisungen 
und die Entwicklung der Kinder. Diese Daten müssen 
in das Qualitätssicherungs- und Monitoring-System der 
Unterkunft eingespielt, ausgewertet und bei regel-
mäßigen Treffen (z. B. Dienstbesprechungen, Mitar-
beiter:innenbesprechungen, Supervisionssitzungen, 
Treffen von Beteiligungsstrukturen) diskutiert sowie 
anschließend konkrete Handlungsbedarfe daraus 
abgeleitet werden (Mindeststandard 6: Monitoring und 
Evaluierung des Schutzkonzeptes).

Kinderfreundliche Orte ersetzen nicht die Regelan-
gebote für Kinder, Jugendliche und Familien, sondern 
bieten wichtige Brückenangebote und Übergangslö-
sungen, solange Kinder, Jugendliche und ihre Eltern 
relevante Regelangebote (insbesondere Kitas und 
Schulen) aufgrund administrativer beziehungsweise 
rechtlicher Sachverhalte (noch) nicht in Anspruch neh-
men können. 

Ausrichtung für Eltern 

Kinderfreundliche Orte bieten eine wichtige Einstiegs-
möglichkeit für die Zusammenarbeit mit Eltern, für den 
Informationsaustausch und die Integrationsförderung. 
Zum einen soll die aktive Teilnahme der Eltern an 
kinderfreundlichen Orten die Bindung zwischen Eltern 
und Kind festigen und Eltern in ihrer Elternrolle bestär-
ken, zum anderen soll qualifizierte Kinderbetreuung die 
Eltern unterstützen und entlasten. Elternarbeit muss 

im Rahmen von kinderfreundlichen Angeboten den 
positiven gewaltfreien Umgang der Eltern mit ihren 
Kindern fördern. Des Weiteren sollten Elterngruppen 
und Elterntreffen der Sensibilisierung und dem Infor-
mationsaustausch dienen: 

Sie sollen dazu genutzt werden, 
�� Eltern über ihre Rechte und die ihrer Kinder zu 

informieren, 
�� interne und externe Angebote vorzustellen sowie 
�� Leistungen und Regelstrukturen bekannt zu machen 

und über wichtige Ämter und Behörden, unterstüt-
zende Institutionen und Organisationen zu informie-
ren. 

(Interne) Hürden, die Eltern gegebenenfalls davon 
abhalten, Regelangebote für ihre Kinder in Anspruch 
zu nehmen, können dadurch abgebaut werden. Die 
Zusammenarbeit mit Eltern soll außerdem dazu bei-
tragen, sie in ihrem Selbstbewusstsein zu stärken und 
psychosozial zu unterstützen. Beides kann sich positiv 
auf das Kindeswohl auswirken. Die kinderfreundlichen 
Angebote sollten dabei so gestaltet sein, dass sich 
sowohl Väter als auch Mütter davon angesprochen 
fühlen.
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Mindeststandard 6

Monitoring und Evaluierung 
des Schutzkonzeptes
Zur Umsetzung des Gewaltschutzes benötigt jede 
Unterkunft ein kontinuierliches Monitoring als 
Grundlage einer aussagekräftigen Evaluation. Nur 
auf diese Weise kann die Umsetzung von Zielen 
und die Wirksamkeit von Maßnahmen überprüft 
und gesteuert werden sowie auf allgemeine 
Veränderungen, wiederkehrende Gefährdungssi-
tuationen und besondere Bedarfe reagiert werden. 
Sowohl beim Monitoring als auch bei der Evaluati-
on sind partizipative Prozesse und Perspektiven zu 
berücksichtigen.

Verantwortung 

Die Verantwortung für und die Pflicht zum Beistand 
sowie zum Schutz der geflüchteten Menschen in den 
Unterkünften für geflüchtete Menschen liegt bei allen, 
die für ihre Aufnahme, Unterbringung, Versorgung, Si-
cherheit und Verteilung zuständig sind. Sie alle sind in 
der Pflicht, kontinuierlich zu prüfen, inwiefern Schutz, 
Beistand und Sicherheit der geflüchteten Menschen in 
den Unterkünften gewährleistet ist, ob entsprechende 
Qualitätsstandards, Schutzmaßnahmen und Verfahren 
eingehalten werden und wirksam sind oder aktualisiert 
und optimiert werden müssen. 

Umfang und Zuständigkeiten 

Um zu wissen, ob die Mindeststandards und Gewalt-
schutzkonzepte wirksam umgesetzt werden und greifen, 
muss ihre Umsetzung regelmäßig erfasst, dokumentiert 
und ausgewertet werden. Die zuständigen Aufsichts-
behörden müssen ein standardisiertes Monitoring 
(Erfassung schutzrelevanter Erkenntnisse und Daten) 
sicherstellen und verbindlich machen, verbunden mit 
einer regelmäßigen Evaluierung der Umsetzung der 
Schutzkonzepte (Bewertung der Erkenntnisse und 
Daten) in allen Unterkünften in ihrem Zuständigkeits-
bereich. Werden beim Monitoring und der Evaluierung 
Mängel bei der Umsetzung der Schutzmaßnahmen 

in den Unterkünften festgestellt und die vereinbarten 
Qualitätsziele nicht erfüllt, sollten die Aufsichtsbehörden 
zusammen mit den Betreiber:innen beziehungsweise 
Dienstleister:innen der Unterkünfte entsprechende Inter-
ventions- und Unterstützungsmaßnahmen veranlassen, 
um die Mängel zu beseitigen und die Zielerfüllung zu 
gewährleisten. Nur so können die vereinbarten Quali-
tätsstandards erfolgreich umgesetzt, ihre Nachhaltigkeit 
gesichert und eine Datenbasis für alle Unterkünfte 
geschaffen werden, die als Grundlage für die Weiterent-
wicklung der Qualitätsstandards und Schutzkonzepte 
dient und zur Erzielung vergleichbarer Qualitätsstan-
dards in allen Unterkünften kontinuierlich beiträgt.

Monitoring und Evaluierung (M&E) der Umsetzung der 
Schutzkonzepte sind Bausteine, um die bestehenden 
Qualitätsmanagementkonzepte und -systeme der Auf-
sichtsbehörden sowie der Betreiber:innen und Dienst-
leister:innen zu stärken. Sie dürfen keine für sich allein-
stehende Lösung sein. Bei der Festlegung verbindlicher 
Verfahren und Instrumente für das M&E sind die unter-
schiedlichen Gegebenheiten in den Unterkünften und die 
verschiedenen Unterkunftsarten zu berücksichtigen. 

Stufenweise Entwicklung 

Die Entwicklung und Verwirklichung des M&E der 
Schutzkonzepte sollte stufenweise erfolgen. Ausrei-
chende Ressourcen (Personal, Finanzen, Technik) für 
die Entwicklung und Umsetzung des M&E in den Un-
terkünften für geflüchtete Menschen sollten von den 
zuständigen Behörden zur Verfügung gestellt werden. 
Hierbei sind auch die Kosten für M&E-Schulungen von 
Mitarbeiter:innen, geeignete Monitoring-Instrumente 
(technische Tools und Hilfestellungen) und weitere 
Aufbaumaßnahmen zu beachten.23

Bei Bedarf sollten die Unterkünfte bei der Entwicklung 
und Umsetzung des M&E für die Schutzkonzepte von ih-
ren Betreiber:innen, Fachberatungsstellen, der Aufsichts-
behörde und anderen Stellen fachlich unterstützt werden. 
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Partizipatives Monitoring 

Die Einbindung der Mitarbeiter:innen, Dienstleister:innen, 
Ehrenamtlichen und Bewohner:innen (inklusive der Kinder 
und Jugendlichen) sowie externer Kooperationspartner:in-
nen (z. B. das Jugendamt, spezialisierte Fachberatungs-
stellen, psychosoziale Zentren, Interessenvertretungen 
von Menschen mit Behinderungen, Migrant:innenselb-
storganisationen und LSBTIQ Organisationen) in Entwick-
lung und Umsetzung des M&E der Schutzkonzepte sollte 
von den Aufsichtsbehörden und den Unterkünften unbe-
dingt sichergestellt werden (siehe Mindeststandard 1). 

Datenerhebung, -auswertung,  
-verwendung und -schutz

Im Rahmen des M&E der Schutzkonzepte werden die 
Unterkünfte dazu verpflichtet, regelmäßig 

�� mit der Aufsichtsbehörde vereinbarte quantitative und 
qualitative Daten und Informationen zu erheben, die 
Auskunft darüber geben, inwieweit die vereinbarten 
Qualitätsstandards, spezifischen Vorgaben und Schutz-
maßnahmen eingehalten und umgesetzt werden, 
welche Maßnahmen sich bewährt haben, welche nicht 
passend sind, welche weiteren Bedarfe bestehen und 
wie sich die Veränderungen auf den Schutz und die 
Sicherheit der Menschen in der Unterkunft auswirken; 

�� Daten und Informationen auszuwerten und sie 
benutzer:innenfreundlich darzustellen (z. B. in Form 
von regelmäßigen Monitoring-Berichten); 

�� Ergebnisse den an bzw. von der Umsetzung des 
Schutzkonzepts beteiligten bzw. betroffenen Perso-
nengruppen24 allgemein verständlich zu kommuni-
zieren und diese gemeinsam zu diskutieren, zu 
bewerten und anschließend konkrete Handlungsbe-
darfe daraus abzuleiten. Ein solcher Austausch kann 
in bestehenden Arbeitsgruppen, bei Teamtreffen, 
Supervisionssitzungen, Planungstreffen sowie bei 
Treffen von Beteiligungsstrukturen (z. B. Bewoh-
ner:innenräten) und mit externen Partner:innen 
stattfinden. Mithilfe von Ergebnisprotokollen können 
die Prozesse dokumentiert und weitere Planungs-
schritte transparent kommuniziert werden.

Zusätzlich zur Datenerhebung durch die Unterkunft 
führt die zuständige Behörde regelmäßig Besuche in 
der Unterkunft durch, um die Einhaltung der Mindest-
standards und des Gewaltschutzkonzeptes zu über-
prüfen und zu dokumentieren. Durch die regelmäßige 
Erfassung, Darstellung und Kommunikation der Daten 
und Informationen werden der Prozess der Umset-
zung der Schutzkonzepte und die Ergebnisse der 
Schutzmaßnahmen für alle beteiligten und betroffenen 
Personengruppen transparent gemacht. 

Für die Datenerhebung, -speicherung, -übermittlung und 
-nutzung in den Unterkünften muss der Schutz der per-
sonenbezogenen Daten gewährleistet sein. Dies sollte 
im Betreiber:innen- beziehungsweise Dienstleistungs-
vertrag oder durch Nebenbestimmungen oder Ähnliches 
sichergestellt werden. Datenschutzbeauftragte und an-
dere Fachleute können bei Bedarf die Unterkünfte zum 
Thema Datenschutz und Umgang mit Daten beraten 
und unterstützen. Bei der Datenerhebung mit Kindern, 
aber auch mit anderen besonders schutzbedürftigen 
Personengruppen, kommen weitere rechtliche sowie 
ethische Prinzipien und Richtlinien zur Anwendung, die 
speziell hierfür entwickelt worden sind.25

Systematische Dokumentation 

Für die Datenerhebung im Rahmen des Monitorings in 
den Unterkünften bedarf es einer nachvollziehbaren, 
systematischen und standardisierten Dokumentation 
aller schutzrelevanten Vorkommnisse, Abweichungen 
von den vereinbarten Qualitätsstandards und anderer 
relevanter Beobachtungen. Kernelemente einer sol-
chen Dokumentation sind 

�� die Dokumentation der Planung, Entwicklung und 
Umsetzung der vereinbarten Schutzmaßnahmen 
(Prozesse, laufende Ergebnisse, Kosten); 

�� die anonymisierte Dokumentation schutzrelevan-
ter Beschwerden inklusive der Ergebnisse und 
Wirkungen: Dabei ist es notwendig, das interne 
Beschwerdemanagement mit externen Beschwer-
destellen (z. B. einer unabhängigen Ombudsstelle) 
zu verbinden, um eine möglichst umfassende 

23.	Das Deutsche Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung (DeZIM) bietet dazu einen kostenlosen digitalen Gewaltschutzmonitor für Unter-
künfte für geflüchtete Menschen an mit dem Ziel einer langfristigen bundesweiten Institutionalisierung eines Monitorings in den Unterkünften für 
geflüchtete Menschen.

24.	Zu diesen Personengruppen gehören Mitarbeiter:innen, Dienstleister:innen, Ehrenamtliche, Bewohner:innen und externe Kooperationspartner:innen.
25.	Z. B. die UN-Behindertenrechtskonvention oder das „ABC der Kinderrechte #6: E wie Erhebung mit Kindern“ des Deutschen Instituts für Menschen-

rechte, siehe https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/ABC_Kinderrechte/abc_kinderrechte_e_wie_erhebun-
gen_mit_kindern.pdf.
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Perspektive berücksichtigen zu können (siehe 
Mindeststandard 3); 

�� die anonymisierte datenschutzkonforme Doku-
mentation von Verdachtsfällen und Gewaltvorfällen 
(Suizid(-versuche) inbegriffen) inklusive der Gefähr-
dungseinschätzungen und der ergriffenen Schutzmaß-
nahmen sowie andere schutzrelevante Informationen 
und Daten: Hierzu zählen insbesondere die Risiko-
faktoren und die Bedarfe, die im Rahmen der partizi-
pativen Risikoanalyse (siehe Mindeststandard 1) und 
der Bedarfsanalyse (siehe Mindeststandard 5) erfasst 
werden; 

�� die Dokumentation der durchgeführten internen 
Schulungsmaßnahmen sowie

�� weitere Qualitätsmerkmale wie die Zufriedenheit 
und das Sicherheitsgefühl aller in der Unterkunft 
wohnenden und arbeitenden Personen.

Regelmäßige Evaluierung 

Die Ergebnisse des Monitorings stellen eine wichtige 
Datengrundlage für eine regelmäßige Evaluierung 
der Schutzkonzepte dar. Am Ende einer Evaluierung 
muss ein übersichtlicher und allgemein verständlicher 
Evaluierungsbericht erstellt werden, der sodann als 
Grundlage für die weitere Planung und Entwicklung 
der Schutzkonzepte genutzt wird.
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Glossar A

Formen von Gewalt26

Physische Gewalt
Jede bewusste Anwendung körperlicher Gewalt 
gegenüber einer betroffenen Person, die zu Schaden, 
Verletzung, Behinderungen oder zum Tod führen kann 
oder führt. Schubsen, schlagen, boxen, ohrfeigen, 
schütteln, stoßen, werfen, mit der Faust schlagen, 
kratzen, an den Haaren ziehen, treten, grabschen, bei-
ßen, verbrennen, würgen, vergiften oder die Verwen-
dung eines Gegenstandes als Waffe sind alles Formen 
physischer Gewalt.27

Sexualisierte Gewalt
Alle sexuellen Handlungen an oder vor einer Per-
son (jeden Geschlechts und jeden Alters), die ohne 
Einverständnis oder ohne die Möglichkeit des Einver-
ständnisses vorgenommen werden (z. B. bei Personen 
unterhalb des Schutzalters, bei Personen, die geistig 
oder körperlich nicht in sexuelle Handlungen einwil-
ligen können, die betrunken sind oder unter Drogen-
einfluss stehen). Sexualisierte Gewalt hat zahlreiche 
Formen. Hierzu zählen z. B. Vergewaltigung, versuchte 
Vergewaltigung, sexuelle Berührungen ohne Einwilli-
gung, anzügliche Bemerkungen, sexuelle Belästigung, 
das Zeigen von pornografischen Filmen oder Abbildun-
gen, Masturbation im Beisein eines Kindes oder einer 
nicht zum Eingreifen fähigen Person, Zwangsprosti-
tution, Menschenhandel zum Zweck der sexuellen 
Ausbeutung sowie sexueller Missbrauch und Ausbeu-
tung über das Internet.28 Der Begriff „sexualisierte“ 
Gewalt verdeutlicht dabei, dass sexuelle Handlungen 
auch instrumentalisiert werden, um Gewalt und Macht 
auszuüben.

Psychische Gewalt
Jede Art nicht-physischer Gewalt mit schädlichen 
Auswirkungen für die emotionale Gesundheit und 

Entwicklung eines Menschen. Hierzu zählen verbale 
Gewalt, Demütigungen, Zurückweisung oder Ignorie-
ren, Isolierung des Menschen von Freund:innen und 
Familie, Vermitteln des Gefühls wertlos und ungeliebt 
zu sein, bedrohen, erpressen, eine Person bewusst 
in Verlegenheit zu bringen, zu verstören oder sie zu 
schikanieren (sogenanntes „bullying“).29

Vernachlässigung von Kindern
„Die andauernde oder wiederholte Unterlassung 
fürsorglichen Handelns sorgeverantwortlicher Per-
sonen (Eltern oder andere von ihnen autorisierte 
Betreuungspersonen), welches zur Sicherstellung der 
physischen und psychischen Versorgung des Kindes 
notwendig wäre“. Diese Unterlassung kann aktiv oder 
passiv (unbewusst), aufgrund unzureichender Einsicht 
oder unzureichenden Wissens erfolgen. „Die durch 
Vernachlässigung bewirkte chronische Unterversor-
gung des Kindes durch die nachhaltige Nichtberück-
sichtigung, Missachtung oder Versagung seiner Le-
bensbedürfnisse hemmt, beeinträchtigt oder schädigt 
seine körperliche, geistige und seelische Entwicklung 
und kann zu gravierenden bleibenden Schäden oder 
gar zum Tode des Kindes führen“.30

Gewalt in Paarbeziehungen
Gewalt in Paarbeziehungen bezeichnet „alle Handlun-
gen körperlicher, sexueller, psychischer oder wirt-
schaftlicher Gewalt, die innerhalb der Familie oder des 
Haushalts oder zwischen früheren oder derzeitigen 
Eheleuten oder Partner:innen in allen geschlechtlichen 
Konstellationen und in jedem Alter vorkommen, unab-
hängig davon, ob der:die Täter:in denselben Wohnsitz 
wie das Opfer hat oder hatte“.31 Synonym oder über-
schneidend verwendete Begriffe sind unter anderem 
häusliche Gewalt und Partnergewalt.

26.	Dies ist keine umfassende Auflistung aller verschiedenen Formen von Gewalt. Auch treten verschiedene Formen von Gewalt häufig in verschränkter 
Form und nicht isoliert voneinander auf. 

27.	 Weltbericht Gewalt und Gesundheit, Weltgesundheitsorganisation, 2002; Fachausschuss für die Rechte des Kindes, Allgemeine Bemerkung Nr. 13,  
Das Recht des Kindes auf Schutz vor allen Formen der Gewalt, Absatz 22, 2011.

28.	Vgl. Weltbericht Gewalt und Gesundheit, Weltgesundheitsorganisation, 2002.
29.	Vgl. https://www.frauenrechte.de/online/index.php/themen-und-aktionen/haeusliche-und-sexualisierte-gewalt/262-lieber-ohne-gewalt/1207-

unterschiedliche-arten-der-gewalt, Stand: 22.5.2017; Fachausschuss für die Rechte des Kindes, Allgemeine Bemerkung Nr. 13,  
Das Recht des Kindes auf Schutz vor allen Formen der Gewalt, Absatz 21, 2011.

30.	Schone et al: Kinder in Not. Vernachlässigung im frühen Kindesalter und Perspektiven sozialer Arbeit. Münster, 1997, S. 21.
31.	 Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt, verabschiedet 2011, in Kraft getreten 2014.
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Geschlechtsspezifische Gewalt 
Geschlechtsspezifische Gewalt ist ein Oberbegriff 
für jeden Gewaltakt, der sich gegen eine Person 
aufgrund deren wahrgenommenen Geschlechts 
und/oder sexuellen Orientierung richtet, oder Ge-
waltakte, die sich unverhältnismäßig gegen eine 
bestimmte Geschlechtsgruppe richten. Sexuali-
sierte Gewalt, häusliche Gewalt und Missbrauch 
sind Formen geschlechtsspezifischer Gewalt. Der 
Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten Nationen 
definiert geschlechtsspezifische Gewalt als „eine 
sozial schädliche Handlung gegen den Willen einer 
Person, der sozial zugeschriebene Unterschiede 
zwischen Männern und Frauen zugrunde liegen. 
Solche Gewalt basiert auf sozial zugeschriebenen 
Unterschieden(,) … ist jedoch nicht auf sexualisierte 
Gewalt beschränkt.“32 Frauen und Mädchen sowie 
LSBTI* Personen sind unverhältnismäßig stark von 
geschlechtsspezifischer Gewalt betroffen, doch auch 
Männer und Jungen sind dieser ausgesetzt. Auch 
Gewalt gegen trans* Menschen ist sehr häufig ge-
schlechtsspezifisch, entweder wenn die Person auf 
Grund des Trans*seins Gewalt erfährt oder wenn sie 
als Frau oder Mann Gewalt erlebt.33

Zwangsheirat 
Zwangsverheiratung liegt dann vor, wenn min-
destens einer der Eheleute durch die Ausübung von 
Gewalt oder durch Drohungen zum Eingehen einer 
formellen oder informellen (also durch eine religiöse 
oder soziale Zeremonie geschlossenen) Ehe ge-
zwungen wird. Eine mögliche Weigerung einer der 
Ehepartner:innen hat entweder kein Gehör gefunden 
oder der:die Betroffene hat es nicht gewagt, sich zu 
widersetzen. Auch die Bedrohung der Betroffenen 
mit existentiellen finanziellen oder ausländerrechtli-
chen Konsequenzen kann zu einer Zwangsverheira-
tung führen.34

Nachstellung/‘Stalking‘ 
Nachstellung/‘Stalking‘ beschreibt das vorsätzliche 
und beharrliche Nachstellen und Belästigen einer 
anderen Person in einer Weise, die geeignet ist, deren 
Lebensführung schwerwiegend zu beeinträchtigen. 

Die Stalker:innen suchen den Kontakt zu den Opfern 
oft über einen längeren Zeitraum, auch wenn diese 
durchgängig und eindeutig den Kontakt ablehnen. Be-
troffene werden belästigt, verfolgt, bedroht, genötigt 
und auch erpresst. Zu den Belästigungen gehören 
unter anderem das Nachlaufen, die ständige Präsenz 
in der Nähe des Opfers (z. B. zu Hause oder am 
Arbeitsplatz), Telefonanrufe zu allen Zeiten, massen-
haftes Zusenden von Briefen, SMS, E-Mails, Einträge 
in Internetforen, Veröffentlichen privater Informationen 
über eine Person, das Eindringen in die Wohnung, 
die Beschädigung von Eigentum, das Hinterlassen 
ekelerregender Spuren, Drohungen und körperliche 
Angriffe.35

Weibliche Genitalverstümmelung 
Alle Verfahren, welche die teilweise oder vollständige 
Entfernung der äußeren Genitalien oder andere Verlet-
zungen der weiblichen Genitalorgane zum Ziel haben, 
ob aus kulturellen oder anderen nicht-therapeutischen 
Gründen.36

Gewalt unter Kindern 
Hierzu zählen physische, psychische (oft in Form von 
Mobbing) und sexuelle Gewaltanwendungen, die von 
Kindern oder von Gruppen von Kindern an anderen 
Kindern verübt werden. Sie stellen nicht nur eine mo-
mentane Verletzung der körperlichen und seelischen 
Integrität und eine Beeinträchtigung des Wohles des 
kindlichen Opfers dar, sondern haben häufig mittelfris-
tige oder gar langfristige schädigende Auswirkungen 
auf dessen persönliche Entwicklung, Bildung und 
soziale Integration. Auch gewalttätige Handlungen von 
Jugendbanden fordern einen hohen Preis von Kindern, 
und zwar von den Opfern und von den Täter:innen. 
Bei Gewalt unter Kindern sind Kinder die Täter:innen, 
aber die für sie verantwortlichen Erwachsenen spielen 
eine entscheidende Rolle bei den Bestrebungen, eine 
angemessene Reaktion auf die Gewalttat zu finden, 
Gewalt zu verhindern und sicherzustellen, dass die 
Folgemaßnahmen die Gewalt nicht verschärfen (z. B. 
indem ein strafender Ansatz gewählt oder Gewalt mit 
Gewalt beantwortet wird).37

32.	Vgl. Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten Nationen, Bereich für humanitäre Angelegenheiten 2006 – Bekämpfung von geschlechtsspezifischer 
Gewalt in humanitären Katastrophen.

33.	Vgl. http://transrespect.org/en/research/trans-murder-monitoring/, Stand: 29.05.2017.
34.	Vgl. https://www.frauenrechte.de/unsere-arbeit/themen/gewalt-im-namen-der-ehre/begriffsdefinition, Stand: 22.5.2017.
35.	Vgl. https://www.frauenhauskoordinierung.de/themenportal/gewalt-gegen-frauen/gewaltformen/stalking/, Stand: 22.5.2017.
36.	WHO, UNICEF, UNFPA (1997). Weibliche Genitalverstümmelung. Eine gemeinsame Erklärung - WHO / UNICEF / UNFPA. Genf, 

Weltgesundheitsorganisation.
37.	Fachausschuss für die Rechte des Kindes, Allgemeine Bemerkung Nr. 13, Das Recht des Kindes auf Schutz vor allen Formen der Gewalt,  

Absatz 27, 2011.
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Menschenhandel 
Menschenhandel bezeichnet die Anwerbung, Beförde-
rung, Verbringung, Beherbergung oder Aufnahme von 
Personen mit dem Ziel der Ausbeutung. Der Definition 
nach muss dabei ein Zwangsmittel angewandt wer-
den. Dies beinhaltet z. B. die Androhung oder Anwen-
dung von Gewalt oder anderen Formen der Nötigung. 
Auch erfasst sind Fälle, in denen die betroffenen 
Personen u. a. durch Entführung, Betrug, Täuschung, 
Missbrauch von Macht oder Ausnutzung besonderer 
Hilflosigkeit in die Ausbeutungssituation gebracht wer-
den. Bei Personen unter 18 Jahren ist kein Zwangsmit-
tel notwendig. Ausbeutung umfasst die Ausnutzung 
der Prostitution anderer oder andere Formen sexueller 
Ausbeutung, Zwangsarbeit und sklavereiähnliche Prak-
tiken, Bettelei sowie erzwungene Straftaten, Leibei-
genschaft oder die Entnahme von Organen.38

38.	Vgl. Zusatzprotokoll zur Verhütung, Bekämpfung und Bestrafung des Menschenhandels (Palermo-Protokoll), insbesondere des Frauen- und 
Kinderhandels, Artikel 3, verabschiedet 2000, in Kraft getreten 2003.
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Annex 139

Umsetzung der 
Mindeststandards für  
LSBTI* Geflüchtete

Einleitung

LSBTI* steht für lesbische, schwule, bisexuelle, trans-
sexuelle bzw. -geschlechtliche und intersexuelle bzw. 
-geschlechtliche Menschen. Das Sternchen steht für 
die Vielfalt von Gender-Identitäten und sexueller Orien-
tierung, also für jene, die sich nicht unter diese Kate-
gorisierungen subsumieren lassen, jedoch auch nicht 
heteronormativen Vorstellungen entsprechen (wollen). 
Teilweise werden weitere Kategorisierungen, vor allem 
ein „Q“ für „queer“, zur Umschreibung der Personen-
gruppe, mit der sich dieser Annex befasst, verwendet.

LSBTI* und somit auch LSBTI* Geflüchtete stellen keine 
homogene Gruppe dar. Die Bedarfe von lesbischen, 
schwulen, bisexuellen, trans* und inter* Geflüchte-
ten können sich deutlich voneinander unterscheiden. 
Gemein haben LSBTI* Geflüchtete, dass sie als beson-
ders schutzbedürftig zu werten sind. Der Begriff der 
besonderen Schutzbedürftigkeit entstammt der EU-Auf-
nahmerichtlinie 2013/33. Diese zählt nicht abschließend 
Personengruppen auf, die als besonders schutzbedürftig 
gelten. Hier werden LSBTI* Geflüchtete nicht explizit 
genannt. Aufgrund der erhöhten Vulnerabilität (Verletz-
barkeit) von LSBTI* Geflüchteten spricht vieles dafür, sie 
den im Wortlaut der Richtlinie genannten Personengrup-
pen in ihrer Schutzbedürftigkeit gleichzustellen.

LSBTI* Geflüchtete machen Diskriminierungs- und Ge-
walterfahrungen im Herkunftsland, auf der Flucht und 
im Zielstaat, und damit u. a. auch in den Unterkünften. 
Sie sind allerdings nicht allein auf ihre sexuelle Orien-
tierung bzw. geschlechtliche Identität zu reduzieren. 
Diskriminierung erfolgt häufig aufgrund einer Über-
schneidung von Merkmalen (Intersektionalität). Bspw. 
kann eine Person in ihrem Herkunftsland verfolgt 

werden, weil sie lesbisch, eine Frau und politisch aktiv 
ist. Diskriminierungs- und Gewalterfahrungen von 
LSBTI* Geflüchteten haben zudem nicht zwingend 
einen homo- oder transfeindlichen Hintergrund. Oft 
sind es auch die spezifischen Belastungssituationen 
der Flucht oder der Unterbringung selbst, die Diskrimi-
nierungen und Gewalt durch andere Bewohner:innen 
einer Unterkunft begünstigen.

Mit der EU-Aufnahmerichtlinie werden die EU-Mit-
gliedsstaaten verpflichtet, geeignete Maßnahmen zur 
Identifizierung besonders Schutzbedürftiger zu ergrei-
fen und den besonderen Bedürfnissen Rechnung zu 
tragen. Dieser Anforderung wird bisher nur regional 
und in den Ausführungen und Standards unterschied-
lich nachgekommen. Selbst hier zeigt sich: Geben 
sich Geflüchtete nicht aktiv als LSBTI* zu erkennen, 
ist eine Identifizierung schwierig bis unmöglich. Dies 
liegt nicht nur daran, dass stereotypisierende Vor-
stellungen von LSBTI* in der Regel an der Realität 
vorbeigehen, sondern ist auch darin begründet, dass 
LSBTI* Geflüchtete oftmals die Verheimlichung ihrer 
sexuellen Orientierung bzw. geschlechtlichen Identität 
tief verinnerlicht haben. Um ihren besonderen Be-
dürfnissen gerecht zu werden, ist es wichtig, LSBTI* 
Geflüchteten auf verschiedene Weise und in unter-
schiedlicher Ansprache die Möglichkeit zu geben, sich 
in einer vertrauensvollen Atmosphäre zu erkennen zu 
geben. Dies gilt insbesondere für LSBTI* Jugendliche 
und junge Erwachsene, die sich ggf. noch in einer Fin-
dungsphase befinden, für diejenigen, die gemeinsam 
mit ihren Eltern und Geschwistern eingereist sind, und 
für heterosexuell verheiratete LSBTI* Geflüchtete.

Das Recht, frei von Diskriminierungen zu leben, 
erwächst aus mehreren Rechtsquellen. Der Men-

39	 Dieser Annex ist nicht mit der Gesamtinitiative abgestimmt. Er gibt nicht in allen Punkten Auffassung und Positionen des Deutschen Caritasverbandes wieder.
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schenrechtsrat der Vereinten Nationen hat drei 
Resolutionen zum Thema sexuelle Orientierung und 
Gender-Identität verabschiedet, die letzte im Sommer 
2016. Die „Resolution zum Schutz gegen Gewalt und 
Diskriminierung aufgrund von sexueller Orientierung 
und Geschlechtsidentität“40 begreift sexuelle Orientie-
rung und Gender-Identität als ein Menschenrecht. Die 
Bundesrepublik Deutschland hat für die Resolutionen 
gestimmt. Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz 
(AGG) hat zum Ziel, Benachteiligungen aufgrund des 
Geschlechts oder der sexuellen Identität zu verhindern 
oder zu beseitigen. Unter „sexueller Identität“ wird 
nach der amtlichen Gesetzesbegründung sowohl die 
sexuelle Orientierung als auch die Geschlechtsidenti-
tät verstanden.

Mindeststandard 1: 
Einrichtungsinternes Schutzkonzept

Zielgruppenspezifisch und risikobewusst
Die in den allgemeinen Mindeststandards für das 
Schutzkonzept zugrunde gelegte Risikoanalyse ist 
nur aussagekräftig, wenn LSBTI* Personen vorher 
identifiziert (zur Problematik siehe die einleitenden 
Ausführungen) oder zumindest abstrakt in die Über-
legungen einbezogen wurden. Dabei ist besonders 
zu beachten, dass die Gewalterfahrungen von LSBTI* 
Personen sehr unterschiedlich sind, es also einer 
differenzierten Analyse bedarf. Gleichzeitig ist Sorge 
zu tragen, dass Handlungsmaßnahmen, die aufgrund 
der Risikoanalyse umgesetzt werden, nicht zur Stig-
matisierung der Betroffenen führen und womöglich 
das Risiko, von Gewalt betroffen zu werden, noch 
weiter erhöhen.

Partizipativ, transparent und zugänglich
Die Beteiligung von Geflüchteten an dem einrichtungs-
internen Schutzkonzept ist wünschenswert. Gleichzei-
tig bedeutet dies allerdings, dass LSBTI* Geflüchtete 
für Personen, die in der Unterkunft leben und arbeiten, 
so auch ggf. für die eigene Familie, erkennbar werden. 
Eine Beteiligung von LSBTI* Geflüchteten ist deshalb 
nur möglich und erstrebenswert, wenn diese bereits 
offen als LSBTI* leben oder ein Outing über die Mitar-
beit an dem Schutzkonzept gewünscht ist. Alternativ 
sollten stellvertretend lokale LSBTI*-Beratungsstruktu-
ren für die Entwicklung des Schutzkonzepts hinzugezo-
gen werden.

Bekenntnis zum grenzachtenden Umgang  
und zur Gewaltfreiheit als Leitbild
Der respektvolle Umgang mit LSBTI* Geflüchteten 
setzt voraus, dass alle in und für die Unterkunft arbei-
tenden Personen homo-, trans*- und inter*feindliche 
verbale und nonverbale Äußerungen unterlassen und 
erkennbar zum Ausdruck bringen, dass sie bei homo-, 
trans*- und inter*feindlichen Diskriminierungen bzw. 
Übergriffen unterstützend tätig werden.

Vertraulichkeit und Privatsphäre schützen
Aufgrund von homo-, trans*- bzw. inter*feindlichen 
Verfolgungserfahrungen im Herkunftsland und ggf. zu-
sätzlichen Diskriminierungserfahrungen in Deutschland 
fürchten viele LSBTI* Geflüchtete ein Outing. Insofern 
ist es wichtig, transparent und verständlich zu machen, 
dass jegliche Information, auch jene über die sexuelle 
Orientierung und die geschlechtliche Identität, vertrau-
lich behandelt wird. Es ist ausdrücklich zu betonen, 
dass auch Sprachmittler:innen dem Vertraulichkeitsprin-
zip unterworfen sind.

Mindeststandard 2:  
Personal und Personalmanagement

Verhaltenskodex und Selbstverpflichtung
Die zu unterschreibende Selbstverpflichtung hat einen 
Passus zu LSBTI* zu enthalten, aus dem hervorgeht, 
dass sich die Mitarbeiter:innen, Ehrenamtlichen und 
Dienstleister:innen der Unterkunft zu einem gender-
sensiblen Umgang (v.a. trans* und inter* Personen 
betreffend, indem beispielsweise die richtigen, nämlich 
von der Person präferierten Pronomen verwendet wer-
den) und zu einer Nicht-Diskriminierung von LSBTI* 
bekennen. Dies beinhaltet auch explizit die Verpflich-
tung zu einer diskriminierungssensiblen Wortwahl, zu 
einem Absehen von stereotypisierenden Unterstellun-
gen und sonstigen abschätzigen verbalen und nonver-
balen Äußerungen.

Aus der Selbstverpflichtung erwächst auch eine Hand-
lungspflicht bei Verletzungen des Verhaltenskodex, 
wenn die betroffene Person selbst keine Aufklärung 
bzw. die Ahndung nicht aktiv verfolgen möchte.

Sensibilisierung und Weiterbildung
Alle Personen, die in der Unterkunft tätig sind, vom 
Leitungspersonal über die Sprachmittler:innen und Eh-

40	 Vgl. http://www.un.org/ga/search/view_doc.asp?symbol=A/HRC/32/L.2/Rev.1.
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renamtlichen bis hin zum Sicherheitspersonal, sollten 
für die Belange von LSBTI* Geflüchteten sensibilisiert 
werden. Hier gilt es, besonders zu beachten, dass vie-
le der LSBTI* Geflüchteten ihre sexuelle Orientierung 
bzw. geschlechtliche Identität aus Scham oder Angst 
während ihres ganzen bisherigen Lebens verborgen 
haben. Die Angst vor Repressionen, Abwertung und 
Demütigung ist tief verwurzelt. Insofern genügt es 
nicht, allein formales Wissen über die Lebenssituatio-
nen von LSBTI* Geflüchteten in ihren Herkunftsstaa-
ten zu vermitteln. Die Personen, die in der Unterkunft 
tätig sind, sind angehalten, sich die besondere Fragili-
tät und spezielle Krisenhaftigkeit der Lebensumstände 
von vielen LSBTI* Geflüchteten bewusst zu machen.

Mindeststandard 3: 
Interne Strukturen und externe Kooperation

Hausordnung
Die Hausordnung enthält explizit einen Passus, nach 
dem homo-, trans* bzw. inter*feindliche Äußerungen 
und Verhaltensweisen zu unterlassen sind. Dabei sollte 
eine belehrende Art und Weise der Vermittlung vermie-
den werden.

Einrichtungsinterne, feste Ansprechpersonen
In der Einrichtung ist eine festangestellte Person für 
die Belange von LSBTI* Personen zuständig. Im bes-
ten Fall, jedoch nicht zwingend, handelt es sich um 
eine Person, die sich selbst als LSBTI* beschreibt. 
Die Aufnahme des Kontakts zur Ansprechperson 
muss diskret möglich sein. Hierfür sind mehrere 
Modelle denkbar: Entweder lassen es die baulichen 
Begebenheiten zu, das Gespräch unbemerkt zu 
initiieren oder die Ansprechperson ist auch für andere 
Belange zuständig. Der Grund der Kontaktaufnahme 
lässt sich dann nicht erschließen. Die Person hat die 
Möglichkeit zu regelmäßigen Schulungen und kolle-
gialem Austausch.

Unabhängige Beschwerdestelle
Es muss deutlich werden, dass die Beschwerdestelle 
unter Wahrung der Anonymität aufgesucht werden 
kann, um die Angst vor Outings zu reduzieren. In 
jedem Fall muss die Beschwerdestelle so zugänglich 
sein, dass LSBTI* keine negativen Konsequenzen zu 
fürchten haben.

Aktiv über Rechte und Hilfsangebote informieren
Bei der Information zu Beratungsangeboten für LSBTI* 
Geflüchtete ist wichtig, dass die Geflüchteten diskret 

an dieses Wissen gelangen können. In der Regel sind 
themenspezifische Flyer nicht geeignet, weil das Le-
sen/Greifen entsprechender Materialien einem Outing 
gleichkommen kann. Deshalb sind Materialien vorzu-
ziehen, in denen die Angebote für LSBTI* Geflüchtete 
nicht thematisch im Vordergrund stehen, sondern in 
denen über mehrere, unterschiedliche Beratungsange-
bote informiert wird, sprich wenn die Beratungsange-
bote für LSBTI* Geflüchtete neben anderen Angebo-
ten präsentiert werden.

Informationen verständlich machen und Sprach-
barrieren überwinden
Viele LSBTI* Geflüchtete befürchten, gerade durch 
Sprachmittler:innen diskriminiert oder geoutet zu wer-
den. Darüber hinaus haben selbst Sprachmittler:innen, 
die für sich beanspruchen, diskriminierungssensibel zu 
handeln, oftmals Schwierigkeiten bei der Übersetzung, 
wenn zentrale Begriffe nicht gekannt werden. Dies 
kann zu falschen bzw. ungenauen Übersetzungen bis 
hin zu Unsicherheiten bei den Geflüchteten führen, 
die das Gefühl bekommen, sich nicht frei artikulieren 
zu können. Bei der Auswahl und der Weiterbildung 
von Sprachmittler:innen ist deshalb besondere Sorg-
falt geboten. Den Geflüchteten muss glaubhaft und 
verbindlich versichert werden, dass auch die Sprach-
mittler:innen der Schweigepflicht unterliegen. Des 
Weiteren muss sichergestellt werden, dass Sprach-
mittler:innen souverän Begriffe aus der Lebenswelt 
von LSBTI* übersetzen können. Hierfür eignen sich 
besonders Sprachmittler:innen, die selbst LSBTI* sind. 
Andernfalls ist darauf zu achten, dass die Sprachmitt-
ler:innen im Idealfall nicht aus dem gleichen Land/der 
gleichen Community wie die zu beratenden Geflüchte-
ten stammen.

Niedrigschwelliges Kurs- und Beratungsangebot
LSBTI* Geflüchtete machen in vielen Fällen nicht 
„den ersten Schritt“, sondern müssen über nied-
rigschwellige Angebote angesprochen und erreicht 
werden. Ein niedrigschwelliges Kurs- und Beratungs-
angebot bietet sich analog zu den Formulierungen 
in den allgemeinen Mindeststandards auch für die 
Beratung von LSBTI* an. Um eine entsprechende 
Expertise anbieten zu können, sind externe Bera-
tungsstellen, die aufsuchende Arbeit in Unterkünften 
leisten, als Kooperationspartner:innen heranzuzie-
hen. Da die Teilnahme an einem unterkunftsinternen 
Angebot einem Outing gleichkommen kann, ist ein 
weiterer Schwerpunkt auf externe Angebote (siehe 
im Folgenden) zu legen. 
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Kooperationspartner:innen einbinden
Beratungsstellen für LSBTI* müssen Teil des Koope-
rationsnetzwerkes der Einrichtung sein und entspre-
chend in der Datenbank geführt werden. Durch die 
Unterkunft ist aktiv der Kontakt zu entsprechenden 
Organisationen herzustellen. Bei fehlendem Wissen 
über lokale Strukturen sind überregionale Organisatio-
nen zu Rate zu ziehen. Besonders erstrebenswert ist 
es, Kontakt zu Organisationen mit eigenen Projekten 
zur Unterstützung von LSBTI* Geflüchteten herzustel-
len. Diese verfügen über eine Expertise zu Mehrfach-
diskriminierungen. Diese Beratungsangebote verfü-
gen oftmals auch über Kontakte zu LSBTI*sensiblen 
Sprachmittler:innen.

Gerade in ländlichen Regionen sind LSBTI* Geflüch-
tete mittels individueller Lösungen dabei zu unterstüt-
zen, externe Beratungsangebote von LSBTI*- Orga-
nisationen wahrnehmen zu können. Hierzu gehören 
auch niedrigschwellige Angebote wie Café-Nachmit- 
tage oder Patenprogramme für LSBTI* Geflüchtete.
Des Weiteren ist mit der zuständigen Behörde, die für 
die Unterbringung von Geflüchteten zuständig ist, auch 
die Möglichkeit eines Wechsels der Unterkunft wegen 
Diskriminierungs- bzw. Gewalterfahrungen abzuklären.
Die Kooperation mit der Polizei muss auch die:den 
dortige:n Beauftragte:n für LSBTI* einschließen.

Mindeststandard 4:  
Prävention, Umgang mit Gewalt- und Ge-
fährdungssituationen/Risikomanagement

Standardisierte Verfahrensweise bei Verdacht auf 
Gewalt
Es ist zu beachten, dass auch unterhalb der Schwelle 
der physischen Gewalt LSBTI* Geflüchtete aufgrund 
von Diskriminierungen, abschätzigen verbalen oder 
nonverbalen Äußerungen (Mobbing) oder sexuali-
siertem Entgegentreten gewaltförmige Erfahrungen 
machen können. Auch Ausschlusserfahrungen können 
als Gewalt erlebt werden. Dies gilt erst recht, wenn 
die Geflüchteten bereits im Herkunftsland oder auf 
der Flucht homo-, trans*- bzw. inter*feindliche Gewalt 
erlebt haben.

Alle in der Unterkunft Beschäftigten müssen dafür 
sensibilisiert werden, dass Menschen aufgrund ihrer 
sexuellen oder geschlechtlichen Identität sexuellen Be-
lästigungen, sexuellen Nötigungen und auch Vergewal-
tigungen ausgesetzt sind. Konkret erfahren lesbische 
Frauen Vergewaltigungen, für die der Euphemismus 

„corrective rape“(„korrigierende Vergewaltigung“) 
geläufig ist. Schwule Männer und trans* Personen 
unterliegen der Gefahr der Vergewaltigung zwecks 
Demütigung und Dominanz.

Standardisierte Verfahrensweise bei Gewalt
Neben den in den allgemeinen Mindeststandards 
genannten Punkten eines Notfallplans ist im Falle von 
LSBTI* Geflüchteten, die Gewalterfahrungen in der 
Unterkunft gemacht haben, insbesondere die räumli-
che Trennung wichtig. Den LSBTI* Geflüchteten ist un-
verzüglich ein Einzelzimmer anzubieten. Des Weiteren 
muss sichergestellt sein, dass die betroffene Person 
sicher und angstfrei die Sanitäranlagen, Küchen und 
Gemeinschaftsräume aufsuchen kann.

Gefährdungslage nach Gewalt einschätzen
Sollte der Wunsch eines Umzugs in eine andere Unter-
kunft bestehen, so ist nach Wegen zu suchen, diesen 
zeitnah zu realisieren. Hierbei ist die Möglichkeit einer 
Unterbringung in einer Einrichtung, die LSBTI* Geflüch-
teten besonderen Schutz bieten kann, zu prüfen. In 
jedem Fall ist die betroffene Person über Rechte und 
Betreuungsmöglichkeiten für LSBTI* zu informieren.

Hinzuziehung der Polizei
Aufgrund der mitunter traumatisierenden Erfahrungen 
mit der Polizei ist diese, sofern es die Situation zulässt, 
nur nach Abstimmung mit der betroffenen Person hin-
zuzuziehen. Vorab sind jedoch die im Mindeststandard 
4 formulierten rechtlichen Grundlagen der gesetzlichen 
Offenbarungsbefugnisse sowie besondere Pflichten zur 
Anzeige von Straftaten zu prüfen (u. a. §§ 34,138, 286 
des Strafgesetzbuchs). Ungeachtet der weiteren Maß-
nahmen, ist jeder Vorfall intern anonym zu dokumen-
tieren und der Leitung zu melden. Bei der Kontaktauf-
nahme zur Polizei ist die Hinzuziehung einer für LSBTI* 
zuständigen bzw. geschulten Person zu erbitten. 

Mindeststandard 5: 
Menschenwürdige, schützende und  
fördernde Rahmenbedingungen

Rückzugsmöglichkeiten und Privatsphäre garantieren
Um für die LSBTI* Geflüchteten in der Unterkunft 
ein Höchstmaß an Sicherheit in der Unterkunft zu 
gewährleisten, ist auf die sanitären Einrichtungen ein 
besonderes Augenmerk zu richten. Neben den in den 
allgemeinen Mindeststandards formulierten Anforde-
rungen, vor allem hinsichtlich der Abschließbarkeit, ist 
zu bedenken, dass streng nach Geschlechtern ge-
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trennte Sanitäranlagen für trans*, inter* oder queere 
Personen problematisch sind. Sollten es die baulichen 
Voraussetzungen nicht ermöglichen, auch Unisex-
Sanitäranlagen zur Verfügung zu stellen, muss eine 
individuelle Lösung gefunden werden.

Wie in den allgemeinen Mindeststandards formuliert, 
ist die Belegung der Unterkünfte an den familiären 
Bedarfen auszurichten. Hierbei ist zu beachten, dass 
gleichgeschlechtliche Paare auch als Familie zu wer-
ten sind. Ihren Bedürfnissen nach Familienleben und 
Privatheit ist bei der Belegung zu entsprechen.
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Annex 2

Umsetzung der Mindest-
standards für geflüchtete 
Menschen mit Behinderung

Einleitung

Zu Menschen mit Behinderungen zählen laut Artikel 
1 des von allen EU-Mitgliedstaaten unterzeichneten 
UN-Übereinkommens über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen (UN-Behindertenrechtskonvention) 
Menschen, „die langfristige körperliche, seelische, 
geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, welche 
sie in Wechselwirkung mit verschiedenen Barrieren an 
der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilha-
be an der Gesellschaft hindern können“. Dabei ist zu 
beachten, dass Menschen mit Behinderungen keine 
homogene Gruppe sind. Wie alle Menschen haben sie 
unterschiedliche Fähigkeiten und Bedarfe und tragen 
auf unterschiedliche Weise zur Gesellschaft bei. Was 
sie gemein haben, ist, dass sie vor allem in Krisensitua-
tionen ein größeres Risiko haben, von Diskriminierung, 
Ausbeutung und Gewalt betroffen zu sein. Fehlende 
Barrierefreiheit in Informationsmedien, bei Beratungs-
stellen, Schutzeinrichtungen und in Beratungen selbst 
erschwert den Zugang zu Unterstützungsangeboten.

Das humanitäre Prinzip der Unparteilichkeit – Unter-
stützung wird ausschließlich auf Bedarfsbasis und ohne 
Diskriminierung bereitgestellt – erfordert, dass in Krisen-
situationen Barrieren reduziert werden, damit Menschen 
mit Behinderungen nicht gezielt oder versehentlich 
von humanitärer Unterstützung ausgeschlossen sind.41 
Es ist festzuhalten, dass im Artikel 21 der EU-Richtli-
nie 2013/33/EU Menschen mit Behinderungen in der 
Aufzählung von Personengruppen, die als besonders 
schutzbedürftig gelten, explizit genannt werden. Mit der 
EU-Aufnahmerichtlinie werden die EU-Mitgliedsstaaten 
verpflichtet, geeignete Maßnahmen zur Identifizierung 
besonders Schutzbedürftiger zu ergreifen und den 
besonderen Bedarfen Rechnung zu tragen (Artikel 22). 

Jedoch werden die Behinderungen von Geflüchteten 
im Rahmen des Asylverfahrens nicht bundeseinheit-
lich erfragt und registriert. Daraus resultiert, dass eine 
bedarfsgerechte Unterbringung in Notunterkünften oder 
Erstaufnahmeeinrichtungen und danach in kommunalen 
Gemeinschaftsunterkünften oder dezentral in den 
Kommunen oft nicht realisiert werden kann. Dies hat zur 
Folge, dass Geflüchtete mit Behinderungen in vieler Hin-
sicht eine „unsichtbare” Personengruppe sind. Es wird 
ihnen in den Flüchtlingsunterkünften weitestgehend kein 
bedarfsgerechtes schützendes und förderndes Umfeld 
bereitgestellt, und aufgrund der fehlenden Erfassung 
auch keine bedarfsgerechte Versorgung eingeleitet, was 
zu menschenrechtswidrigen Lebenssituationen und 
Isolation führen kann.

Bedarf besteht auch bei der Schulung und Sensibi-
lisierung des Personals in der Zusammenarbeit mit 
Geflüchteten mit Behinderungen und dem frühzeitigen 
Erkennen möglicher Gefährdungen bzw. stattgefundener 
Gewalt und Diskriminierungen. Insbesondere fehlt oft 
das Wissen um ein erhöhtes Risiko, Opfer von Gewalt 
zu werden, wenn mehrere Faktoren wie Geschlecht, Al-
ter und Behinderungen zusammenkommen (intersektio-
nale Diskriminierungsformen). Zum Beispiel besteht für 
Frauen und Mädchen mit Behinderungen ein erhöhtes 
Risiko, Opfer von sexualisierter Gewalt zu werden. Auch 
Frauen, Kinder, unbegleitete Minderjährige und ältere 
Menschen mit Behinderungen sind stärker gefährdet, 
diskriminiert oder ausgeschlossen zu werden.

Zudem sind die Unterkünfte selten barrierefrei und 
die Wartezeit zur Unterbringung in Unterkünften für 
besonders Schutzbedürftige aufgrund der begrenzten 
Platzkapazität meist sehr lang. Hinzu kommen Sprach- 
und Kommunikationsbarrieren, da häufig eine nicht 

41.	Vgl. Minimum Standards for Age and Disability Inclusion in Humanitarian Action, HelpAge International 2015 on behalf of the Age and Disability 
Consortium, London, Seite 3.
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ausreichende Anzahl an geeigneten Dolmetscher:in-
nen zur Verfügung steht. Dies alles führt dazu, dass 
Geflüchtete mit Behinderungen unzureichend über 
ihre Rechte und Unterstützungsmöglichkeiten infor-
miert werden. Bezüglich der Versorgung mit Heil- und 
Hilfsmitteln gemäß §6 Asylbewerberleistungsgesetz 
bewirkt die darin enthaltene Ermessensregelung, 
dass Behörden vor Ort ihr Ermessen unterschied-
lich ausüben und es zu einer nicht bedarfsgerechten 
Versorgung von Geflüchteten mit Behinderungen mit 
Heil- und Hilfsmitteln kommt. Hiervon sind auch Kinder 
mit Behinderungen betroffen.

Dazu ist anzumerken, dass der UN-Fachausschuss für 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen, der die 
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention in 
Deutschland überprüft hat, bereits im Frühjahr 2015 
seine Besorgnis darüber zum Ausdruck gebracht hat, 
dass eine angemessene medizinische und soziale 
Betreuung sowie die Versorgung mit den notwendi-
gen Hilfsmitteln in der Praxis für Asylsuchende und 
Geflüchtete mit Behinderungen oftmals nicht sicherge-
stellt sind.42 43 Der Ausschuss hat sich zudem hinsicht-
lich der Mehrfachdiskriminierung von geflüchteten 
Frauen und Mädchen mit Behinderungen geäußert 
sowie den ungleichen Zugang zu Behandlung und 
Chancen von Kindern mit Behinderungen, deren Eltern 
Geflüchtete sind, bemängelt.44

Um den Schutz von Geflüchteten mit Behinderungen 
und die Bereitstellung eines fördernden Umfelds 
zu einem integralen Bestandteil der Aufgaben von 
Flüchtlingsunterkünften in Deutschland zu machen, 
sollten diese Unterkünfte eine zweigleisige Strategie 
verfolgen. Zum einen müssen die Rechte und Bedarfe 
von Menschen mit Behinderungen durchgängig in der 
Entwicklung, Umsetzung und im Monitoring von ein-
richtungsinternen Schutzkonzepten berücksichtigt, zum 
anderen aber auch spezifische Interventionen unter-
nommen werden, die darauf abzielen, die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen zu schützen und deren 
spezifische Bedarfe zu decken („Besondere Vorkehrun-
gen“ im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention).
Konkrete Maßnahmen zur Durchführung dieser 
Strategie und somit zur Umsetzung der allgemeinen 
Mindeststandards für Geflüchtete mit Behinderungen 

sind in dem vorliegenden Annex zusammengefasst. 
Jeder der allgemeinen Mindeststandards wird aus der 
Perspektive der Rechte und Bedarfe von Geflüchteten 
mit Behinderungen erläutert.

Mindeststandard 1:  
Einrichtungsinternes Schutzkonzept

Das in den allgemeinen Mindeststandards vorgestellte 
einrichtungsinterne Schutzkonzept muss durchgehend 
die Unterbringung und Unterstützung von Geflüchte-
ten mit Behinderungen berücksichtigen. Bestehende 
Gewaltschutzkonzepte der Trägerorganisationen aus 
dem Bereich Eingliederungshilfe (Einrichtungen für 
Menschen mit Behinderungen) werden als Grundlage 
für das einrichtungsinterne Schutzkonzept genutzt. 
Zudem sollte das Schutzkonzept mit örtlichen Selbst-
hilfe- und Selbstvertretungsorganisationen sowie 
örtlichen Netzwerken von Menschen mit Behinde-
rungen besprochen und diese – zusätzlich zu den 
Bewohner:innen mit Behinderungen – an der Konzep-
tentwicklung beteiligt werden. In Abstimmung mit 
Selbstvertretungsorganisationen sollte eine Methodik 
für die Einbeziehung von Menschen mit Behinderun-
gen und deren Organisationen bei der Entwicklung, 
Umsetzung und dem Monitoring des Schutzkonzepts 
entwickelt werden.

Erfassung von Geflüchteten mit Behinderungen 
und deren Unterstützungsbedarfe
Wie in den allgemeinen Mindeststandards dargestellt, 
ist die Einrichtung dazu verpflichtet, menschenwürdi-
ge Standards für den Aufenthalt und die Grund- und 
Menschenrechte aller Bewohner:innen zu achten 
(diese beinhalten das Verbot von Diskriminierung 
und das Menschenrecht auf angemessene Vorkeh-
rungen45). Die Einrichtungsleitung erfasst zu diesem 
Zweck Geflüchtete mit Behinderungen und deren 
spezifische Bedarfe in der Einrichtung. Darüber hinaus 
bildet die Einrichtung ihr Personal so fort, dass es für 
das Erkennen von und den interkulturellen Umgang 
mit Menschen mit Behinderungen sensibilisiert ist und 
ihm die ersten Schritte in der Unterstützung von sowie 
Hilfeleistungen für Menschen mit Behinderungen in 
Deutschland bekannt sind. 

42.	Vgl. Abschließende Bemerkungen zum Staatenbericht Deutschland, 13. Mai 2015, Seite 11.
43.	Vgl. Gemeinsame Erklärung des UN-Fachausschusses zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen und des UN-

Fachausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderungen zu Menschen mit Behinderungen im Kontext von Flucht und Migration, 2017,  
http://www.ohchr.org/en/hrbodies/crpd/pages/crpdindex.aspx, Stand:26.05.17.

44.	Vgl. Abschließende Bemerkungen zum Staatenbericht Deutschland, 13. Mai 2015, Seiten 4-5.
45.	Artikel 2 der UN-Behindertenrechtskonvention.
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Partizipative Risikoanalyse
Die in den allgemeinen Mindeststandards für das 
Schutzkonzept zugrunde gelegte einrichtungsinterne 
partizipative Risikoanalyse ist nur aussagekräftig, wenn 
Menschen mit Behinderungen vorher erfasst wurden 
und Maßnahmen zu ihrem Schutz sowie angemessene 
Vorkehrungen und Unterstützung in das Schutzkon-
zept aufgenommen werden. Dabei ist zu beachten, 
dass Menschen mit Behinderungen keine homogene 
Gruppe sind und es dementsprechend einer differen-
zierten Analyse und verschiedener Unterstützungen 
bedarf. Gegebenenfalls kann auch eine besondere 
Risikoanalyse für Bewohner:innen mit Behinderungen 
durchgeführt werden. In beiden Fällen ist das besonde-
re Risiko von Menschen (insbesondere Mädchen und 
Frauen) mit kognitiven Beeinträchtigungen, psychischen 
Erkrankungen sowie gehörlose und blinde Mädchen 
und Frauen, sexuell belästigt oder missbraucht zu wer-
den, zu beachten. Gleichzeitig ist dafür Sorge zu tragen, 
dass Handlungsmaßnahmen und Dienstanweisungen, 
die aufgrund der Risikoanalyse umgesetzt werden, 
nicht zur Stigmatisierung der Betroffenen führen und 
damit womöglich das Risiko, von Gewalt betroffen zu 
werden, noch weiter erhöhen. Maßnahmen der Förde-
rung der Selbstbestimmung der Bewohner:innen mit 
Behinderungen sind mit aufzunehmen. 

Partizipativ, transparent und offen zugänglich
Menschen mit Behinderungen werden in die Risikoa-
nalyse sowie die Umsetzung und das Monitoring der 
Umsetzung des Schutzkonzepts aktiv einbezogen. 
Es findet ein kultursensibler Austausch mit ihnen zu 
ihren Schutz- und Unterstützungsbedarfen sowie ihren 
Präferenzen statt. Nur so können spezifische Risiken 
und Barrieren, aber auch die Potenziale von Menschen 
mit Behinderungen identifiziert werden, sich an der 
Umsetzung und dem Monitoring des Schutzkonzepts 
zu beteiligen. Bei Bedarf sollten zur Unterstützung z. B. 
Gebärdensprachdolmetscher:innen oder auch Sprach- 
oder Kulturdolmetscher:innen zur Verfügung stehen. 
Gerade im Falle von Kindern mit Behinderungen sollten 
kindgerechte, kreative Medien (Kunst) und spielerische 
Methoden (die für Kinder mit verschiedenen Formen 
von Behinderungen zugänglich sind) genutzt werden, 
damit sie ihre Ansichten über ihre Bedarfe und Prä-
ferenzen ausdrücken können. Des Weiteren ist es 
wesentlich, dass die Betroffenen und ihre Familien das 

deutsche Hilfesystem und die Idee der Behinderten-
hilfe kennen. Aspekte wie Teilhabe an der Gesellschaft 
und umfängliche Selbstbestimmung trotz einer Behin-
derung sollten kultursensibel übersetzt werden.

Das Schutzkonzept ist so zu formulieren (beispielswei-
se in Leichter Sprache, in Piktogrammen, durch die 
Verwendung der jeweiligen Gebärdensprache oder 
Brailleschrift), dass Menschen mit Behinderungen bar-
rierefreien Zugang zu diesem haben. Es wird zusätzlich 
auch mündlich vermittelt.46

Mindeststandard 2: 
Personal und Personalmanagement

Verhaltenskodex 
Die von dem Personal zu unterschreibende Selbst-
verpflichtung zur Einhaltung des Verhaltenskodex zur 
Prävention von, dem Schutz vor und der Intervention 
bei jeder Form von Gewalt enthält einen Passus zu 
den Rechten von Menschen mit Behinderungen, aus 
dem hervorgeht, dass sich die Mitarbeiter:innen, 
Ehrenamtlichen und Dienstleister:innen der Unter-
kunft zur UN-Behindertenrechtskonvention sowie den 
Leitprinzipien Inklusion, Barrierefreiheit, Teilhabe und 
Nichtdiskriminierung bekennen. Es wird zudem aus-
drücklich auf das Beteiligungsrecht von Menschen mit 
Behinderungen in all ihren Belangen hingewiesen.

Personalgewinnung und -management
Die Leitung gestaltet ein nichtdiskriminierendes und 
inklusives Arbeitsumfeld. Sie kommuniziert bei der 
Auswahl von neuen Mitarbeiter:innen, Dienstleister:in-
nen und Ehrenamtlichen, dass eine nichtdiskriminie-
rende und wertschätzende Haltung vorausgesetzt 
wird. Darüber hinaus wird gewährleistet, dass Men-
schen mit Behinderungen gleichberechtigte Chancen 
für eine Anstellung zur Beschäftigung und Freiwilligen-
arbeit in der Flüchtlingsunterkunft haben. Dies sollte, 
soweit Beschäftigungsmöglichkeiten in der Unterkunft 
für Bewohner:innen der Unterkunft bestehen, auch die 
Möglichkeiten der Beschäftigung von Bewohner:innen 
mit Behinderungen in der Unterkunft einschließen. 
Zudem stellt die Leitung fest, welche Mitarbeiter:in-
nen bereits Erfahrung in der Arbeit mit Menschen mit 
Behinderungen haben.47 Es sollte in Erwägung gezo-

46.	Durch die verbale Vermittlung werden alle Bewohner:innen erreicht, d.h. auch die Gruppe der Menschen mit Sehbeeinträchtigungen und der Menschen, 
die Schwierigkeiten im Umgang mit offiziellen Schriftstücken haben. Zudem bietet eine mündliche Erklärung des Schutzkonzepts die Möglichkeit, 
Fragen und Unsicherheiten aufzugreifen und zu klären.

47.	 Heilpädagogische, rehabilitationspädagogische, physiotherapeutische, logopädische, psychotherapeutische, pflegerische oder medizinische Expertise/
Handlungskompetenzen oder Erfahrungen der Assistenz oder Unterstützung von Menschen mit Behinderungen sind wünschenswert.
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gen werden, eine:n Mitarbeiter:in als feste Ansprech-
person innerhalb der Einrichtung für Bewohner:innen 
mit Behinderungen zu benennen. Vorrang hat aber, das 
gesamte Personal zum Thema Flucht und Behinderun-
gen zu sensibilisieren und in diesem Bereich weiter-
zubilden. Gegebenenfalls wird eine entsprechend 
qualifizierte haupt- oder ehrenamtliche Person als 
„Behindertenbeauftragte“ eingesetzt. Menschen mit 
Behinderungen werden ermutigt, sich für dieses Amt 
aufzustellen.

Sensibilisierung und Weiterbildung
Die Leitung organisiert auf allen Ebenen und in allen 
Bereichen Sensibilisierung und Weiterbildung zur 
Zusammenarbeit mit und Einbeziehung von Ge-
flüchteten mit Behinderungen. Themen sind unter 
anderem: 

�� Flucht und Behinderungen (insbesondere die 
mehrdimensionale Diskriminierung von geflüchteten 
Mädchen und Frauen mit Behinderungen) 

�� Erkennen von Behinderungen und erste Schritte in 
der Unterstützung sowie Hilfeleistungen für Men-
schen mit Behinderungen in Deutschland (insbe-
sondere das Konzept der unterstützten Entschei-
dungsfindung) respektvoller und kultursensibler 
Umgang, Kommunikation mit und Unterstützung 
von Geflüchteten mit verschiedenen Formen von 
Behinderungen

�� Erkennen von Missbrauch, Misshandlung und Ver-
nachlässigung bei Menschen mit Behinderungen

�� Machtstrukturen und Gefahr von Machtmissbrauch
�� UN-Behindertenrechtskonvention, insbesondere 

der Behinderungsbegriff (menschenrechtliches 
Modell

48
).

Mindeststandard 3: 
Interne Strukturen und externe Kooperation

Hausordnung
Die Hausordnung hebt ausdrücklich ein Diskriminie-
rungs- und Gewaltverbot hervor und ist so formuliert 
(beispielsweise in Leichter Sprache, in Piktogrammen 
oder in Brailleschrift), dass Menschen mit verschie-
denen Formen von Behinderungen Zugang zu die-
sen Informationen haben. Die Hausordnung sowie 

die Konsequenzen eines Verstoßes (Abmahnung, 
Hausverbot etc.) werden auch mündlich und in der 
jeweiligen Gebärdensprache an alle Bewohner:innen 
vermittelt. 

Einrichtungsinterne, feste Ansprechpersonen
Bewohner:innen mit Behinderungen sind den in den 
allgemeinen Mindeststandards erwähnten festen An-
sprechpersonen für Betroffene von Gewalt bekannt zu 
machen. Diese sind für sie barrierefrei erreichbar und 
ansprechbar und gehen auf die spezifischen Bedarfe 
von Bewohner:innen mit Behinderungen ein. Bei Be-
darf sollten zur Unterstützung Gebärdensprachdolmet-
scher:innen, Sprach- oder Kulturdolmetscher:innen zur 
Verfügung stehen. 

Internes Beschwerdemanagement und unabhängige 
Beschwerde- und Beratungsstelle
Das interne Beschwerdemanagement sowie die 
betreiberunabhängige, neutrale Beschwerde- und Be-
ratungsstelle sind barrierefrei für Bewohner:innen mit 
Behinderungen zugänglich. Es werden verschiedene 
Sprach- und Kommunikationskanäle und Methoden, 
wie zum Beispiel Gebärdensprache, verwendet, um 
sicherzustellen, dass alle Bewohner:innen über diese 
Stellen informiert sind und diese Mechanismen effek-
tiv nutzen können. 

Aktiv über Rechte und Hilfsangebote informieren – 
Abbau von Sprach- und Kommunikationsbarrieren 
Alle Bewohner:innen werden für das Erkennen von 
Missbrauch, Misshandlung und Vernachlässigung 
sensibilisiert. Insbesondere Bewohner:innen mit Be-
hinderungen werden über die Teilhabe- und Unterstüt-
zungsleistungen, die es in Deutschland für Menschen 
mit Behinderungen gibt, informiert sowie darüber, wer 
mit welchem Status Zugang zu diesen Leistungen und/
oder Hilfsmitteln hat. Es werden auch generelle Infor-
mationen zu den Rechten von Menschen mit Behinde-
rungen vermittelt.49 Dabei sind geeignete Maßnahmen 
zu ergreifen, um nicht nur Sprachbarrieren, sondern 
auch Kommunikationsbarrieren zu überwinden.50 Es ist 
u. a. sicherzustellen, dass es qualifizierte Gebärdens-
prachdolmetscher:innen, Sprach- oder Kulturdolmet-
scher:innen gibt, die für Menschen mit Behinderungen 
übersetzen können. 

48.	Vgl. http://www.inklusion-als-menschenrecht.de/gegenwart/zusatzinformationen/die-un-behindertenrechtskonvention-als-inklusionsmotor/.
49.	Zum Beispiel sollten Informationen in Leichter Sprache, Gebärdensprache und durch Bilder und Piktogramme sowie in großer Schrift oder Brailleschrift 

und durch akustische Signale für Menschen mit Sinnesbeeinträchtigungen dargestellt werden.
50.	Zum Beispiel sollten Informationen in Leichter Sprache, Gebärdensprache und durch Bilder und Piktogramme sowie in großer Schrift oder Brailleschrift 

und durch akustische Signale für Menschen mit Sinnesbeeinträchtigungen dargestellt werden.
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Kooperationspartner:innen einbinden
Die Zusammenarbeit mit der Selbsthilfe und Selbstver-
tretung sowie der Behindertenhilfe ist sehr wichtig. Es 
werden entsprechende Organisationen von Menschen 
mit Behinderungen, Dienstleistungsanbieter:innen für 
Menschen mit Behinderungen, Gesundheitsfachkräfte, 
Reha- und Medizintechniker:innen und andere fach-
kundige Ansprechpartner:innen und Stellen identifiziert 
und mit in die von den allgemeinen Mindeststandards 
vorgesehene Adressdatenbank aufgenommen. Die 
Kooperation wird aktiv gestaltet. Fachberatungsstellen 
zu Gewalt sowie Netzwerke von Frauen mit Behinde-
rungen werden eingebunden.51 Auch Migrant:innen-
selbsthilfeorganisationen, fachkundige Anwält:innen 
und die Polizei werden einbezogen und es werden 
entsprechend qualifizierte Sozialarbeiter:innen, Päda- 
gog:innen und Psycholog:innen identifiziert, die ge-
flüchtete Menschen mit Behinderungen psychosozial 
unterstützen können. Darüber hinaus sollen barriere-
freie und inklusive Integrationskurse und Selbsthilfe-
gruppen für Menschen mit Behinderungen identifiziert 
und zugänglich gemacht werden. Sind diese vor Ort 
nicht vorhanden, sollte mit einer Trägerorganisation, die 
diese Kurse vor Ort anbieten kann, ein solches Angebot 
entwickelt werden.52 Wesentlich ist auch die Koopera-
tion mit den Kindertagesstätten und Schulen, die die 
Kinder mit Behinderungen besuchen. Zudem sollte 
über die Einbindung von Kooperationspartner:innen die 
Teilnahme von Bewohner:innen mit Behinderungen an 
der Gesellschaft aktiv unterstützt werden, beispielswei-
se über Freizeitaktivitäten und Nachbarschaftshäuser. 
Die kommunalen Beauftragten für die Belange von 
Menschen mit Behinderungen werden regelmäßig über 
die Fortschritte in der Einrichtung informiert. 

Mindeststandard 4: 
Prävention, Umgang mit Gewalt- und Ge-
fährdungssituationen/Risikomanagement

Erkennen von Gewalt
Das Personal wird hinsichtlich der besonderen Gefähr-
dung von geflüchteten Menschen mit Behinderungen 
sensibilisiert. Auch wird es darin geschult, die erhöhte 
Gefährdung wahrzunehmen, die die Überschneidung 
von Geschlecht, Alter und Behinderung mit sich brin-

gen kann. Zum Beispiel besteht ein erhöhtes Risiko für 
Frauen und Mädchen mit Behinderungen, Opfer von 
sexualisierter Gewalt zu werden. 

Standardisierte Verfahrensweise bei Gewaltvorfällen
Die Einrichtung stellt sicher, dass Fälle von Gewalt ge-
gen oder Missbrauch von Menschen mit Behinderungen 
erkannt, in einem festgelegten Verfahren gemeldet und 
die Betroffenen entsprechend unterstützt und/oder an 
Hilfs- oder Beratungsstellen vermittelt werden. Men-
schen mit Behinderungen werden über ihre Rechte auf 
Schutz- und Beratungsangebote angemessen, kultursen-
sibel und in zugänglichen Formaten aufmerksam ge-
macht. Angehörige von Geflüchteten mit Behinderungen 
und andere Bewohner:innen werden über das besonde-
re Risiko für Menschen mit Behinderungen, Betroffene 
von Gewalt zu werden, informiert und sensibilisiert, so 
dass sie Anzeichen von Gewalterfahrungen schneller 
und besser erkennen und aktiv werden können. 

Betreuung nach Gewalt und Rechte der Opfer  
geltend machen
Es wird sichergestellt, dass Menschen mit Behin-
derungen, die von Gewalt betroffen sind, psychoso-
ziale und bei Bedarf therapeutische, kultursensible 
Unterstützung erhalten, sensibel und angemessen 
unterstützt und/oder an Hilfs- oder Beratungsstellen 
vermittelt werden. Bei der Vermittlung an externe Be-
ratungs- und Unterstützungsdienste (Fachberatungs-
stellen, Frauenhäuser, Schutzwohnungen etc.) werden 
deren Barrierefreiheit beachtet und die spezifischen 
Bedarfe von Bewohner:innen mit Behinderungen 
berücksichtigt. Empowerment von Menschen mit Be-
hinderungen ist wesentlich zur Ausübung des Rechts 
auf Selbstbestimmung und zur Abwehr sexualisierter 
und anderer Formen von Gewalt.

Mindeststandard 5: 
Menschenwürdige, schützende und  
fördernde Rahmenbedingungen

Barrierefreie Unterbringung
Es muss, unter Berücksichtigung der verschiede-
nen Formen von Behinderungen, eine umfassende 
barrierefreie Unterbringung von Geflüchteten mit 

51.	Für weitere Informationen siehe Adressen unter https://www.frauen-gegen-gewalt.de/ und https://www.suse-hilft.de/.
52.	Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) hat besondere Rahmenbedingungen für Integrationskurse für Menschen mit Behinderungen 

veröffentlicht. Sollten sich vor Ort Schwierigkeiten bei der Genehmigung ergeben, wird empfohlen das BAMF darüber zu informieren. http://www.bamf.
de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Integrationskurse/Kurstraeger/Traegerrundschreiben/2016/traegerrundschreiben-18_20160908.html.
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Behinderungen geben. Alle wichtigen Orte müssen 
barrierefrei erreichbar sein, wie z. B. Sanitäranlagen, 
Speisesaal, Küche, Beratungsangebote, Schutzraum, 
kinderfreundliche Räume, Krankenstation und Ge-
meinschaftsbereiche. Rettungswege müssen barrie-
refrei sein. Um die Barrierefreiheit der Unterbringung 
zu gewährleisten, sollten Barrierefreiheitsprüfungen 
durchgeführt werden, in denen zusammen mit Be-
wohner:innen mit Behinderungen sowie gegebenen-
falls ihren Angehörigen und/oder Betreuer:innen die 
Einrichtung begangen wird, um Barrieren zu ermitteln 
und von den Betroffenen selbst Vorschläge dazu 
zu erhalten, wie diese Barrieren abgebaut werden 
können.

Bei der Aufteilung von Wohneinheiten werden die 
Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen und ih-
ren Angehörigen/Betreuungspersonen berücksichtigt. 
Beispielsweise wird darauf geachtet, dass Familien 
mit Kindern oder Jugendlichen mit Behinderungen 
in der Nähe von barrierefreien Sanitäranlagen unter-
gebracht sind. Maßgeblich für eine Unterbringung in 
Familienstrukturen ist das Wunsch- und Wahlrecht der 
geflüchteten Menschen mit Behinderungen und ihrer 
Angehörigen. Familien dürfen nicht gegen ihren Willen 
getrennt werden. 

Wenn eine Einrichtung nicht barrierefrei ist, wird sich 
darum bemüht, dass Geflüchteten mit Behinderun-
gen unter Berücksichtigung ihrer Bedarfe schnellst-
möglich entweder eine barrierefreie Wohnung auf 
dem allgemeinen Wohnungsmarkt vermittelt wird, 
oder, wenn dies nicht möglich ist, sie in eine barriere-
freie Einrichtung umziehen können. Dabei muss der 
Bedarf an barrierearmer Folgeunterbringung beachtet 
werden.

Kinderfreundliche Orte und Angebote
Kinder mit Behinderungen haben häufig erschwerten 
Zugang zu psychosozialen Angeboten, einschließlich 
kinderfreundlicher Orte und Angebote. Häufig gehen 
das Personal, die Familien von Kindern mit Behinderun-
gen und andere Kinder davon aus, dass Kinder mit Be-
hinderungen separate oder spezialisierte Programme 
oder Angebote benötigen. Die Leitung der Einrichtung 
und das Personal in kinderfreundlichen Orten müssen 
daher deutlich machen, dass diese Bereiche und Ange-
bote an alle Kinder in der Unterkunft gerichtet sind. 

Kinderfreundliche Räume sind so zu konzipieren und 
lokalisieren, dass sie für alle Kinder, einschließlich 
Kinder mit Behinderungen, barrierefrei zugänglich und 

nutzbar sind. Um die Barrierefreiheit der kinderfreund-
lichen Räume zu gewährleisten, sollten im Rahmen 
einer Bedarfsanalyse zu kinderfreundlichen Orten und 
Angeboten, Barrierefreiheitsprüfungen speziell dieser 
Orte durchgeführt werden. Kinder und Jugendliche 
mit Behinderungen sowie gegebenenfalls ihre An-
gehörigen und/oder Betreuer:innen werden in diese 
Prüfungen miteinbezogen. Hierzu findet zusammen 
mit den Kindern eine Begehung der Einrichtung statt, 
um Barrieren zu ermitteln, und von den Kindern selbst 
Vorschläge dazu zu erhalten, wie diese Barrieren abge-
baut werden können. 

Kinder mit Behinderungen und ihre Eltern werden über 
die Existenz dieser Räume in Kenntnis gesetzt. Die 
Angebote werden in ihrer Organisation und Durchfüh-
rung inklusiv ausgerichtet. Spiele, Lieder und andere 
Aktivitäten werden so gestaltet, dass sie für alle 
Kinder zugänglich sind. Darüber hinaus werden für kin-
derfreundliche Orte Spielsachen und Spielmaterialien 
beschafft, die alle Sinne ansprechen. 

Das Personal, welches in kinderfreundlichen Orten 
tätig ist (auch ehrenamtlich Tätige), ist für das Erken-
nen von und den interkulturellen Umgang mit Kindern 
mit Behinderungen zu sensibilisieren sowie für das 
Erkennen von Signalen von Gewalt und Vernachlässi-
gung bei Kindern mit Behinderungen. Es ist überdies 
darüber informiert, welche Personen oder Stellen dafür 
zuständig sind, angemessene und/oder spezialisierte 
Unterstützung und Hilfeleistungen zu vermitteln. 

Eltern von Kindern mit Behinderungen werden ver-
schiedene Unterstützungsmöglichkeiten angeboten, 
wie zum Beispiel der Zugang zu Elternselbsthilfe- 
und anderen Gruppen und Vereinen. Über relevante 
externe Aktivitäten und Unterstützungsangebote wird 
informiert. Es wird sich bemüht, spezifische Bedarfe 
von Müttern und Vätern von Kindern mit Behinderun-
gen zu erkennen und ihnen die jeweils notwendige 
Unterstützung zu geben. Es findet ein aktiver Aus-
tausch mit Eltern mit Behinderungen statt und es wird 
ihnen bedarfsspezifische Unterstützung, z. B. durch 
Elternassistenz, angeboten.

Geschützte Gemeinschaftsräume, Mutter-
Kind-Räume und Entspannungsangebote
Da Menschen mit Behinderungen in besonderer Weise 
von Exklusion betroffen sein können, müssen geschütz-
te Gemeinschaftsräume – auch Mutter-Kind-Räume für 
Frauen unmittelbar nach der Geburt – für Menschen 
mit Behinderungen zugänglich sein und sie müssen 
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über diese in Kenntnis gesetzt werden. Zudem ist eine 
Rückzugs- und Austauschmöglichkeit insbesondere für 
Menschen mit psychischen Erkrankungen wichtig. 

Mindeststandard 6: 
Monitoring und Evaluierung 
des Schutzkonzepts

Systematische Einbeziehung der Situation 
von Menschen mit Behinderungen 
Das regelmäßige Monitoring und die Evaluierung der 
Umsetzung des Schutzkonzepts bezieht systematisch 
die Situation von Menschen mit Behinderungen mit 
ein.53 Daten werden nach Behinderungsarten, Alter 
und Geschlecht unter Beachtung der geltenden daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen des Bundes und der 
Länder erhoben und aufgeschlüsselt. Es wird darauf 
geachtet, dass die Situation von Gruppen von Men-
schen, die häufig im routinemäßigen Monitoring und 
in der Evaluierung übersehen werden, mit einbezogen 
werden, wie beispielsweise die Situation von Menschen 
mit Mehrfachbehinderungen und Menschen mit kogniti-
ven Beeinträchtigungen und psychischen Erkrankungen. 
Es werden über das Monitoring und die Evaluierung 
Informationen darüber gesammelt, welche Barrieren 
für Bewohner:innen mit Behinderungen bestehen54 
und inwiefern Maßnahmen, um bestehende Barrieren 
zu reduzieren, greifen. Erfolge bei der Erkennung und 
Erfüllung von Schutzbedürfnissen von Bewohner:innen 
mit Behinderungen werden dokumentiert. 

Beteiligung von Bewohner:innen mit 
Behinderungen und Organisationen 
von Menschen mit Behinderungen
Bewohner:innen mit Behinderungen werden direkt 
am Monitoring und der Evaluierung der Umsetzung 
des Schutzkonzepts beteiligt. Darüber hinaus werden 
Organisationen von Menschen mit Behinderungen bei 
der Entwicklung und Umsetzung des Monitoring- und 
Evaluierungskonzepts der Einrichtung beratend hinzu-
gezogen. Zudem wird diesen Organisationen ermög-
licht, selbst regelmäßige, unabhängige, partizipative 
Überprüfungen durchzuführen. Über Rückkoppelungs-
mechanismen, die für Menschen mit Behinderungen 
zugänglich sind, sollten die Ergebnisse dieser Überprü-
fungen in die Weiterentwicklung des Schutzkonzepts 
der Unterkunft einfließen.

53.	Dies ist in Übereinstimmung mit Artikel 31 (zu „Statistik und Datensammlung“) der UN-Behindertenrechtskonvention.
54.	Kommunikationsbarrieren im Berichten von Missbrauch, diskriminierendes Verhalten des Personals, unzugängliche kinderfreundliche Orte usw.
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Annex 3

Umsetzung der Mindest-
standards für geflüchtete 
Menschen mit Traumastörungen

Einleitung

Menschen mit Fluchterfahrung haben oftmals schwere 
Menschenrechtsverletzungen, wie Folter, Krieg und  
Menschenhandel erlebt, sexualisierte Gewalt erfah-
ren, wurden verfolgt oder vertrieben. Traumatische 
Erfahrungen, wie sie ein großer Teil der Geflüchteten 
erlitten hat, haben starken Einfluss auf ihre physische 
und psychische Gesundheit. Je häufiger Menschen vor 
oder auf der Flucht lebensbedrohlichen Ereignissen 
ausgesetzt sind, desto größer ist die Wahrscheinlich-
keit, dass sie im Laufe ihres Lebens posttraumatische 
Belastungsstörungen oder andere psychische Leiden 
entwickeln. Traumatische Erfahrungen, verbunden mit 
dem Erleben von Angst, Ohnmacht und Ent-Mächti-
gung, sind erschütternde Erlebnisse und wirken sich 
oft nicht nur auf die Individuen selbst aus, sondern z. 
B. auch auf deren Familien oder nahestehende Perso-
nen. Obwohl diese Menschen oft Orientierungshilfe 
und Unterstützung brauchen, rückt vielmals in den Hin-
tergrund, dass die Überlebenden von Menschenrechts-
verletzungen gleichzeitig Menschen sind, die z. B. aktiv 
für Gerechtigkeit oder Veränderung in der Gesellschaft 
eingetreten sind und eintreten werden. 

Die Reaktionen des Einzelnen auf traumatische 
Erlebnisse, wie Folter oder Menschenrechtsverletzun-
gen, sind „normale“ Reaktionen auf „anormale“ Ge-
schehnisse, die in einem sozialen Kontext stattfinden, 
der oft keinerlei Schutz bietet. Eine eindimensionale 
Sicht auf die Traumafolgestörungen mit dem Fokus 
auf das Individuum, die den Kontext oder die (psycho)
sozialen Rahmenbedingungen, sowie Ressourcen 
der Betroffenen nicht berücksichtigt bzw. vernach-
lässigt, ist daher zu kurz gegriffen. Denn, wenn wir 
von Schutzkonzepten sprechen, kommt es darauf an, 
dass das Umfeld den Aufbau von neuen konstruktiven 
Beziehungen und positiven Erfahrungen ermöglicht 
und die vorhandenen Selbstheilungskräfte und damit 

die Genesung der Individuen unterstützt. Sogenannte 
„man made disasters“, also bewusst durch Mitmen-
schen zugefügte Leiden (und daraus resultierende 
posttraumatische Belastungsstörungen) die, im 
Gegensatz zu Naturkatastrophen, psychisch immer als 
besonders schwerwiegend erlebt werden, erschüttern 
verständlicherweise häufig das Sicherheitsgefühl in 
sozialen Beziehungen und rütteln an den Grundfesten 
der menschlichen Existenz. Für einen Großteil der 
Opfer von Gewalterfahrungen sind leicht zugängliche 
Hilfs- oder Orientierungsangebote und/oder die mög-
lichst schnelle aktive Einbindung in soziale Netzwerke 
zentral, um die traumatischen Erlebnisse zu bewälti-
gen oder, um bspw. ein „ständiges Kreisen“ um die 
belastenden Erinnerungen zu verhindern. 

Menschen, die Traumatisches erlebt haben, können 
sehr unterschiedlich auf diese psychische Belastung 
reagieren. Häufig, aber nicht immer, entwickeln Betrof-
fene, die traumatischen Situationen ausgesetzt waren, 
verschiedene Traumafolgestörungen. Unter diesen 
Oberbegriff können mehrere Diagnosen fallen, wie die 
Posttraumatische Belastungsstörung (PTSD), aber auch 
Depressionen, körperliche Reaktionen auf die psychi-
sche Belastung, Angst- oder auch Suchterkrankungen. 
Bei Kindern und Jugendlichen kann es außerdem zu ex-
tremen Trennungsängsten oder auch zum Verlust bereits 
gelernter Fähigkeiten kommen: So kann es passieren, 
dass Kinder auf einmal wieder eine eher kleinkindliche 
Sprache sprechen oder, dass sie z. B. wieder einnässen.

Meist entwickeln Betroffene mehrere Begleiterkran-
kungen, Komorbiditäten genannt. Traumafolgestörun-
gen, wie die PTSD, sind von folgenden Symptomen 
gekennzeichnet: 

�� Andauerndes Wiedererleben des traumatischen 
Ereignisses (ungewollte „Erinnerungsattacken“, 
Albträume) 
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�� Vermeidungsverhalten (Vermeidung von Gefühlen, 
Gedanken, Personen, Orten, die an traumatische 
Inhalte erinnern) 

�� Übererregung (Schlaf- und Konzentrationsstörun-
gen, erhöhte Schreckhaftigkeit, Reizbarkeit)

Posttraumatische Belastungsstörungen können inner-
halb weniger Wochen nach dem Erlebten oder, mit 
Verzögerung, auch erst nach einigen Jahren auftreten, 
und über eine längere Zeit andauern. Das Risiko einer 
Traumafolgestörung ist bei Geflüchteten deutlich er-
höht. Studien zufolge sind zwischen 16 und 55 % der 
in Deutschland lebenden Geflüchteten von einer PTSD 
betroffen55 – im Gegensatz zu 2,3 % der Allgemeinbe-
völkerung56.

Psychische Belastungen wirken sich nicht nur auf die 
Gesundheit der Betroffenen aus, sondern auch auf 
das psychische Wohlbefinden enger Bezugspersonen 
und vor allem auch auf das der eigenen Kinder57. Liegt 
eine Traumafolgestörung bei einem Elternteil vor, fällt 
es der Person oftmals schwer, dem Kind die Zuwen-
dung und Geborgenheit zu geben, die es braucht. Wie 
auch Kinder nicht geflüchteter, psychisch belasteter El-
tern, erleben Kinder von Geflüchteten ihre Eltern über 
einen längeren Zeitraum, oder immer wiederkehrend, 
in extremen Gefühlszuständen, die sie verwirren oder 
ängstigen können. Oft werden die Kinder entweder 
eng in die Gefühlzustände mit einbezogen oder sie 
werden komplett ausgeschlossen. Eltern wollen ihre 
Kinder nicht belasten und sprechen deshalb oft nicht 
über extreme oder lebensbedrohliche Situationen. 
Kinder hören auf nachzufragen, weil sie merken, dass 
die Eltern traurig werden oder verstummen. Themen 
werden tabuisiert („Familiengeheimnis“) und beein-
flussen so die psychische Entwicklung der Kinder. 
Wenn Kinder das Gefühl haben, Schuld an dem zu 
haben, was passiert ist, sind Entwicklungsstörungen 
oder Krisen in Familien nicht auszuschließen (die 
Schutzfunktion der Familie wird brüchig). Andere Kin-
der, die ohne ihre Familie angekommen sind, leiden 
oftmals massiv unter der Trennung von ihrer Familie 
oder unter Schuldgefühlen und stehen unter dem 
Druck, die Erwartungen ihrer Familie zu erfüllen oder 
diese zu unterstützen.

Die Gruppe der Geflüchteten mit Traumafolgestörun-
gen stellt keine homogene Gruppe dar. Die Bedarfe 
der Einzelnen unterscheiden sich oft massiv. Sie 
alle sind jedoch in einem höheren Maße dem Risi-
ko ausgesetzt, insbesondere in Krisensituationen, 
physischer oder psychischer Gewalt58 zum Opfer zu 
fallen. Eine erhöhte Gefährdung kann sich durch die 
Überschneidung einzelner Diskriminierungsmerkmale 
(z. B. Geschlecht, politische oder religiöse Einstellung) 
ergeben. 

Die Entwicklung von Traumafolgestörungen ist nicht 
nur von der Art, der Schwere und der Häufigkeit der 
traumatischen Erfahrungen abhängig, sondern ins-
besondere von der Zeit danach, in der eigentlich die 
Verarbeitung der traumatischen Erfahrungen beginnen 
könnte. Diese Zeit ist jedoch oftmals durch weitere 
gewaltvolle Geschehnisse (Flucht) oder basale Un-
sicherheiten (unsicherer Aufenthalt) geprägt. Auch 
Zeugenschaft von Gewalt kann sich traumatisierend 
auswirken. Ausschlaggebend für den Verlauf und die 
Verarbeitung der Traumafolgestörung sind vor diesem 
Hintergrund eine sichere Umgebung sowie stabili-
sierende psychosoziale und psychotherapeutische 
Unterstützungsangebote, die auch dazu beitragen 
neue, sichere und vertrauensvolle soziale Beziehungen 
aufzubauen.

Psychosoziale Bedingungen und Belastungsfaktoren
Auch nach der Flucht wirken sich Belastungsfaktoren 
weiter auf die Betroffenen aus und können durch 
Ungewissheit darüber, ob zum Beispiel eine Bleibe-
perspektive und der damit einhergehende Schutz vor 
weiterer Bedrohung oder Entwurzelung gegeben ist, 
noch erhöht werden. 

Ängste um zurückgebliebene Familienangehörige im 
Herkunftsland oder Herausforderungen und Probleme, 
sich in einer neuen Sprache, in einer neuen Bildungs-, 
Sozial- oder Beschäftigungsstruktur einzufinden, ein 
Sich-Fremd-Fühlen oder auch, vom engen Umfeld als 
anders, fremd bzw. nicht zugehörig wahrgenommen 
zu werden, fehlende Selbstbestimmung und mangeln-
de Möglichkeiten zur Alltagsstrukturierung, als auch 
das Fehlen von sinnstiftenden Tätigkeiten und Aner-

55.	 Bozorgmehr et al. (2016). Systematische Übersicht und „Mapping“ empirischer Studien des Gesundheitszustands und der medizinischen Versorgung 
von Flüchtlingen und Asylsuchenden in Deutschland (1990–2014). Bundesgesundheits-blatt - Gesundheitsforschung - Gesundheitsschutz, 59(5), 
599–620.

56.	 Jacobi et al. (2011). Zum Behandlungsbedarf an klinisch-psychologischen Interventionen. Report Psychologie, 36(3), 111–113.
57.	 Keilson, H. (2005). Sequentielle Traumatisierung bei Kindern: Untersuchung zum Schicksal jüdischer Kriegswaisen. Psychosozial-Verlag. 
58.	 Im Glossar der Mindeststandards werden verschiedene Formen von Gewalt näher ausgeführt. Im Folgenden wird der Begriff „Gewalt“ genutzt,  

der alle Formen von Gewalt miteinschließt
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kennung, können zu dauerhaften Belastungen führen, 
und erhöhen oft das Risiko psychische Störungen zu 
entwickeln oder diese zu verstärken. 

Daher ist es besonders wichtig, auch in der Unterbrin-
gung der Geflüchteten, deren psychische Belastungen 
und Traumafolgestörungen, wie auch Risikofaktoren zu 
erkennen. Menschen, die (sexualisierte) Gewalt oder 
Übergriffe erleben mussten, benötigen zur eigenen 
Stabilisierung schutzgebende Räume, in denen ihre 
Privatsphäre gewahrt wird. Der Aufbau empowern-
der Strukturen hilft dabei weiteren Ohnmachts- und 
Gewalterfahrungen entgegen zu wirken und Sicher-
heit und Kontrolle zu verstärken, um die Verarbeitung 
traumatischer Erlebnisse zu ermöglichen59. 

Rechtliche Verpflichtungen
Nach Art. 21 der EU-Aufnahmerichtlinie (2013/33/EU) 
gehören zu den besonders schutzbedürftigen Perso-
nengruppen u. a. auch Menschen mit psychischen 
Störungen und Personen, die Folter, Vergewaltigung 
oder sonstige schwere Formen psychischer oder phy-
sischer Gewalt erlitten haben, wie z. B. Betroffene von 
weiblicher Genitalverstümmelung. 

Aufgrund der EU-Aufnahmerichtlinie sind Bund und 
Länderverpflichtet, die besonderen Bedürfnisse schutz-
bedürftiger Personen zu beurteilen und entsprechend zu 
berücksichtigen. Hierunter fallen auch die erforderliche 
medizinische Hilfe oder ggf. geeignete psychologische/
psychosoziale Angebote. Den Anforderungen wird in 
den Ausführungen und Standards regional unterschied-
lich entsprochen. Derzeit wird die Richtlinie überarbeitet. 
Form und Höhe von Gesundheitsleistungen für Asyl- 
suchende in Deutschland sind durch das Asylbewerber-
leistungsgesetz festgelegt (§§ 4,6 AsylbLG)60. 

Wie können Traumafolgestörungen erkannt werden?
Da Menschen, die Traumatisches erlebt haben, sehr 
unterschiedlich auf diese Belastung reagieren können, 
ist es nicht immer leicht, Traumafolgestörungen zu 
erkennen. Einige Personen wirken eher reizbar und 
teilweise selbst- oder auch fremdaggressiv, und sind 
möglicherweise auch häufiger in Konflikte in den Un-
terkünften involviert.

Aber auch Rückzug und Isolation sind typische Reaktio-
nen. Der Unterstützungsbedarf wird dann oftmals von 
Mitarbeitenden in den Unterkünften nicht oder nicht 
rechtzeitig erkannt.

Psychische Störungen, Gewalt- oder Foltererfahrungen 
werden oftmals weder im Aufnahmegespräch noch in 
der Erstuntersuchung registriert und aus Scham oder 
aufgrund von fehlendem Vertrauen nicht berichtet. Um 
den Schutz von Geflüchteten mit Traumafolgestörun-
gen sicherzustellen, muss auch im alltäglichen Kontakt 
auf Hinweise geachtet werden, damit die Bedarfe 
frühzeitig erkannt werden und bedarfsgerechte Inter-
ventionen darauf folgen. 

Zugang zu Hilfsangeboten
Problematisch ist, dass ein gleichberechtigter Zugang, 
unabhängig von Aufenthaltsstatus und Aufenthalts-
dauer, zu psychosozialer bzw. psychotherapeutischer 
Versorgung nicht gewährleistet ist. Bestehende 
Angebote oder Anlaufstellen sind unübersichtlich und 
es liegt häufig wenig Wissen darüber vor. Wichtig ist 
demnach, dass u. a. Mitarbeitende in Unterkünften, 
aber auch Geflüchtete selbst, gut über bestehende 
Hilfs- und Unterstützungsangebote für geflüchtete 
Menschen mit traumatischen Erfahrungen informiert 
sind. Bestehende Hilfsangebote61 können den Bedarf 
an sprachmittlungsgestützter psychosozialer Unterstüt-
zung, sozialer und alltagspraktischer Begleitung und 
psychotherapeutischer Betreuung bisher nicht decken. 
Daher ist auch das Wissen über Hürden (Sprachbarrie-
ren, lange Wartezeiten, lange Fahrtwege etc.) bei der 
bedarfsgerechten Versorgung für die Mitarbeitenden 
bedeutsam, damit keine falschen Hoffnungen bei den 
Betroffenen geweckt werden und Strategien gefun-
den werden können, diese Barrieren gemeinsam zu 
überwinden.  

Sensibilisierung
Bedarf besteht daher bei der Schulung und Sensibili-
sierung des Personals in den Unterkünften zum kultur- 
und traumasensiblen Umgang mit Betroffenen und 
dem Erkennen von Frühwarnzeichen, um sowohl eine 
mögliche Gefährdung der geflüchteten Person selbst 
als auch die Gefährdung anderer zu vermeiden62. 

59.	 Mehr im Praxisleitfaden zum traumasensiblen und empowernden Umgang mit Geflüchteten der BAfF e.V.
60.	 Wer wann leistungsberechtigt ist und welche Leistungen (nicht) inbegriffen sind, wird im Praxisleitfaden zum trauma-sensiblen und empowernden 

Umgang mit Geflüchteten der BAfF e.V. erläutert (S. 33ff.)
61	 Bundesweite Übersicht an Hilfsangeboten und Ansprechpartnern im Praxisleitfaden zum traumasensiblen und em-powernden Umgang mit 

Geflüchteten der BAfF e.V. (S. 78ff.)
62.	 Mehr im Praxisleitfaden zum traumasensiblen und empowernden Umgang mit Geflüchteten der BAfF e.V. (S. 11ff.)
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Hierzu zählen auch die Aufklärung der Geflüchteten mit 
Traumafolgestörungen und ihrer Unterstützer:innen 
(Familie, Freund:innen, Ehrenamtliche etc.) über Rech-
te, Angebote und Unterstützungsmöglichkeiten. Die 
Bereitstellung eines bedarfsgerechten, schützenden 
Umfelds in den Unterkünften für Menschen mit Trau-
mafolgestörungen, und nicht zuletzt von besonderen 
Unterkünften für besonders Schutzbedürftige, ist dabei 
eine zentrale Rahmenbedingung.

Mithilfe dieses Annexes sollen die einzelnen Mindest-
standards um die Bedarfe und Besonderheiten im Um-
gang mit traumatisierten Geflüchteten ergänzt werden.  

Mindeststandard 1: 
Einrichtungsinternes Schutzkonzept 
 
Das in den Mindeststandards festgelegte einrichtungs-
interne Schutzkonzept muss die psychischen und phy-
sischen Belastungen von traumatisierten Geflüchteten 
berücksichtigen und die Bedarfe ermitteln. Hinweise 
müssen von den Mitarbeitenden aufgenommen wer-
den. Für die Ermittlung der spezifischen Bedarfe sollten 
die Einrichtungen mit spezialisierten Strukturen (siehe 
unten) im Gesundheitswesen vernetzt sein. Alle Mit-
arbeiter:innen, jedoch mindestens ein:e Mitarbeiter:in, 
soll in jeder Einrichtung als Ansprechpartner:in zur 
Verfügung stehen und besonders für die Hinweisauf-
nahme geschult sein. 

Erfassung von Geflüchteten mit Traumafolge- 
störungen und deren Unterstützungsbedarfe
Um der Verpflichtung nachzugehen, menschenwürdige 
Standards für den Aufenthalt zu schaffen, sollte eine 
Hinweisaufnahme und Einschätzung der besonderen 
Bedarfe in den ersten Tagen nach der Aufnahme bis 
maximal 14 Tage nach der Aufnahme erfolgen, bspw. 
im Rahmen eines persönlichen Gesprächs oder ggf. 
einer psychosozialen Sprechstunde. Die Einrichtung 
bzw. Unterkunft sollte das für die Risikoanalyse und 
Erfassung von Risiko- und Schutzfaktoren eingesetzte 
Personal besonders für die Erkennung von Hinweisen 
schulen. Hierzu zählen u. a. Berichte über Erfahrungen 
von Folter, sexualisierte Gewalt, Vergewaltigung und 
andere schwere Gewaltformen, Erscheinungsformen 
psychischer Belastung und psychische Störungen. 
Bei der Beurteilung der besonderen Bedarfe handelt 

es sich nicht um einen einmalig durchgeführten und 
dann abgeschlossenen Prozess. Daher sollte auch 
zu jedem späteren Zeitpunkt eine solche Beurteilung 
durchgeführt werden können. Des Weitern muss 
die Kommunikation so gestaltet sein, dass sie eine 
Hinweisaufnahme so leicht wie möglich macht: D. h. 
Offenheit und Gesprächsbereitschaft signalisieren, 
wenn nötig, Sprachmittlung mit einbeziehen oder dass 
bei geschlechtsspezifischer Gewalt z. B. auf eine weib-
liche Beratungsperson zurückgegriffen wird. Wichtig 
ist auch die Grundprinzipien der kultursensiblen Ge-
sprächsführung und einen angemessenen Umgang mit 
Krisensituationen63 zu gewährleisten. Die Standards 
der Gesprächsführung müssen folglich beachtet bzw. 
eingehalten werden, u. a. um eine Reaktivierung von 
traumatischen Erinnerungen zu vermeiden. Auch eine 
ggf. hinzugezogene sprachmittelnde Person sollte hin-
sichtlich des traumasensiblen Umgangs geschult sein 
und sorgfältig, je nach Bedarf der Person, ausgewählt 
werden: So kann es z. B. für Frauen, die eine Verge-
waltigung erleiden mussten, unumgänglich sein, dass 
die dolmetschende Person weiblich ist, um überhaupt 
über den Vorfall berichten zu können. 

Ziel ist, neben der Hinweisaufnahme, eine qualifizierte 
Information, Beratung und Weitervermittlung an ent-
sprechende Strukturen nach freier Wahl sicherzustel-
len. Die beratende Person hat somit eine orientierende 
und koordinierende Rolle. Bei Bedarf kann bei der 
ersten Hinweisaufnahme außerdem externe Unter-
stützung herangezogen werden. 

Nach der Hinweisaufnahme muss die fachspezifische 
Feststellung von psychischen Erkrankungen und 
anderen Unterstützungsbedarfen durch entsprechende 
Fachstellen/Fachkräfte (Psychosoziale Behandlung-
szentren, Ambulanzen, Kliniken, niedergelassene 
Psychotherapeut:innen und Ärzt:innen, spezialisierte 
Fachberatungsstellen z. B. für geschlechtsspezifische 
Gewalt oder für Opfer von Menschenhandel) durchge-
führt werden, die für die Feststellung der Bedarfe von 
besonders schutzbedürftigen Flüchtlingen qualifiziert 
und entsprechend ausgestattet sind.

Partizipativ, transparent und offen zugänglich
Geflüchtete mit Traumafolgestörungen haben das 
Recht, an allen für sie betreffenden Entscheidungen 
teilzuhaben und sich einzubringen. Der Umgang mit 

63.	 „Das Betreuungspersonal für Opfer von Folter, Vergewaltigung und anderen schweren Gewalttaten muss im Hinblick auf die Bedürfnisse der 
Opfer adäquat ausgebildet sein und sich angemessen fortbilden.“ (Art. 25 Abs. 2 EU-Aufnahmerichtlinie).
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Geflüchteten, die durch Traumafolgestörungen belastet 
sind, ist oftmals defizitorientiert. Für die Risikoanalyse 
ist es jedoch besonders wichtig, auch die Ressour-
cen der Betroffen zu erfragen und zu erfassen. Um 
Gefühlen der Hilflosigkeit und Ohnmacht entgegen 
zu wirken, hat die Förderung der Selbstbestimmung 
der Geflüchteten mit Traumafolgestörungen eine hohe 
Priorität. Nahestehende Personen, die die Beson-
derheiten aufgrund der psychischen Erkrankung gut 
kennen, können in Vertreterschaft/zur Unterstützung 
in die Risikoanalyse mit einbezogen werden. Hierbei 
bedarf es einer sorgfältigen Prüfung, damit nicht etwa 
Täter:innen die Vertreterschaft übernehmen (s. Min-
deststandard 4). Ergänzend kann mit entsprechend 
spezialisierten, lokalen Einrichtungen und Netzwerken 
Rücksprache über das Schutzkonzept gehalten wer-
den.

Vertraulichkeit und Privatsphäre schützen
Psychische Erkrankungen und das im allgemeinen 
Sprachgebrauch „Verrückt-Sein“ sind oftmals stark ne-
gativ oder schamvoll besetzt. Auch Gewalterfahrungen 
werden von Betroffenen sehr oft verschwiegen und 
als Schwäche ausgelegt, weswegen die Angst groß 
sein kann, psychische Belastungen auch im Familien-, 
Freundes- und Bekanntenkreis auszusprechen. Die in 
der Risikoanalyse identifizierten Merkmale und Schutz-
bedarfe dürfen nicht zur weiteren Stigmatisierung und 
Ausgrenzung führen. Vertraulichkeit muss garantiert 
sein. Dabei ist darauf zu achten, dass den Betroffenen 
zu Beginn Informationen über die Schweigepflicht und 
die Vertraulichkeit im Umgang mit traumatischen Er-
fahrungen, Gewalt und psychischen Belastungen auch 
unter Einschluss der Sprachmittler:innen klar vermittelt 
werden64. 

Mindeststandard 2: 
Personal und Personalmanagement

Verhaltenskodex und Selbstverpflichtung
Im Verhaltenskodex ist verankert, dass alle in einer 
Unterkunft tätigen Personen sich dazu verpflichten, 
keine stereotypen Unterstellungen, abschätzigen ver-
balen und/oder nonverbalen Äußerungen gegenüber 
Personen mit Traumafolgestörungen und psychischen 
Belastungen vorzunehmen (siehe Mindeststandards). 

Sensibilisierung und Weiterbildung
Alle Mitarbeitenden sollten für die Bedarfe von 
Geflüchteten mit Traumafolgestörungen sensibilisiert 
werden und Kenntnisse über deren möglichen Ängste 
und Schamgefühle haben. Sie sollten psychische 
Erkrankungen oder Gewalterfahrungen der Betroffenen 
kommunizieren und Hilfen einfordern. Das Personal 
sollte darüber hinaus über Deeskalationsstrategien für 
selbst- und fremdaggressive Geflüchtete mit Trauma-
folgestörungen verfügen bzw. darin geschult werden. 
Es sollte des Weiteren Wissen zu Frühwarnzeichen 
von Traumafolgestörungen, Techniken zur beratenden 
Gesprächsführung und Stabilisierung sowie Hand-
lungssicherheit im Umgang mit Krisensituationen und 
psychischen Zusammenbrüchen aufweisen65. 
 
Wohlbefinden des Personals
Durch Berichte über traumatische Erlebnisse, Verluste 
und Gewalterfahrungen werden Mitarbeitende in den 
Unterkünften stark belastet und zusätzlich heraus-
gefordert. Die wiederholte Konfrontation mit Details 
über die traumatischen Ereignisse, kann zum Auftreten 
von Symptomen einer Traumafolgestörung bei den 
Beratenden führen. Angemessene und unterstützende 
Arbeitsstrukturen tragen dazu bei, traumaspezifischen 
Burnout-Erscheinungen vorzubeugen. Daher sollten 
die Mitarbeitenden zur regelmäßigen Teilnahme an 
Supervisionen ermutigt und bei der Selbstfürsorge 
unterstützt werden, sowie darin bestärkt werden, sich 
bei Bedarf externe Unterstützung zu suchen, um so für 
Entlastung des Personals zu sorgen.
 

Mindeststandard 3:
Interne Strukturen und externe Kooperation 

Einrichtungsinterne, feste Ansprechpersonen 
In der Einrichtung sollte eine fest angestellte An-
sprechperson speziell für die Bedarfe der betroffenen 
Geflüchteten mit Traumafolgestörungen und deren 
Angehörigen erreichbar sein. Die Ansprechperson 
sollte allen Bewohner:innen bekannt sein. Im Rahmen 
einer Sprechstunde soll es ermöglicht werden, über 
Erfahrungen mit Gewalt zu sprechen. Die Beratung 
sollte möglichst niedrigschwellig, frei zugänglich 
und diskret sein. Es sollte je nach Bedarf auch eine 
gleichgeschlechtliche Beratung (inklusive Sprachmitt-

64.	 „Das in den Unterbringungszentren eingesetzte Personal muss angemessen geschult sein und unterliegt in Bezug auf die Informationen, die es 
durch seine Arbeit erhält, der Schweigepflicht, wie sie im einzelstaatlichen Recht vorgesehen ist.“ (Art. 18, Abs. 7 EU-Aufnahmerichtlinie)

65.	 Mehr im Praxisleitfaden zum traumasensiblen und empowernden Umgang mit Geflüchteten der BAfF e.V.
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lung) möglich sein. Gerade die einrichtungsinterne 
Ansprechperson, der Bewohnende möglicherweise 
Gewalterfahrungen berichten, sollte darin geschult 
sein, im Gespräch mögliche Auslöser für die Reaktua-
lisierung von traumatischen Erfahrungen zu erkennen 
und ggf. stabilisierend einzugreifen66. 

Aktiv über Rechte und Hilfsangebote informieren 
Zusätzlich zur Aufklärung über die Rechte besonders 
schutzbedürftiger Personen, sollten alle Mitarbeiten-
den und Bewohner:innen über Rechte auf gesund-
heitliche Versorgung informiert sein. Das heißt, mit 
welchem Status welcher Zugang zu Angeboten der ge-
sundheitlichen und psychotherapeutischen Versorgung 
besteht und welche Hilfs- und Schutzsysteme konkret 
in Betracht kommen. Zudem sollten die Betroffenen 
darauf vorbereitet werden, dass oft ein hohes Durch-
haltevermögen notwendig ist, um ihre Ansprüche bei 
den Versorgungsstrukturen durchzusetzen. 

Niedrigschwelliges Kurs- und Beratungsangebot 
Die Durchführung des Beratungsangebots sollte trau-
ma- und gendersensibel erfolgen. Die mit der Beratung 
befassten Mitarbeiter:innen müssen über ausreichend 
Basiswissen verfügen, um ggf. mit psychischen Zu-
sammenbrüchen umgehen zu können oder über einen 
Notfallplan verfügen, um so die notwendigen Schritte 
zur Beratung zu veranlassen bzw. eine Kriseninterven-
tion einzuleiten.

Kooperationspartner:innen einbinden 
Die Zusammenarbeit mit psychosozialen Beratungs-
stellen und psychotherapeutischen Behandlungsstellen 
(darunter psychosoziale Zentren für Flüchtlinge und 
Folteropfer oder spezialisierte Fachberatungsstellen)67 
ist für die Einrichtung essentiell und die entspre-
chenden Kooperationspartner:innen sollten in einer 
Datenbank aufgeführt werden. Der Kontakt zu diesen 
Organisationen und Netzwerken ist durch die Unter-
kunft zu initiieren und zu pflegen. Die Expertise dieser 
Organisationen sollte bei Risikoanalysen, aber auch 
bei Übergriffen herangezogen werden. Zudem können 
Bewohner:innen in diese Strukturen vermittelt werden, 
wo sie dann adäquat behandelt oder beraten werden. 
Meist verfügen diese Organisationen auch über einen 
traumasensiblen Sprachmittler:innen-Pool, der ggf. her-
angezogen werden kann. Um entsprechende Netzwer-

ke aufbauen zu können, sollte die Anzahl von trauma-
sensiblen Sprachmittler:innen, sowie das Angebot an 
Therapieplätzen und geeigneten Beratungsangeboten, 
ständig weiter ausgebaut werden.

Aufbau und Nutzung von sozialen Netzwerken 
Soziale Beziehungen sind für die Stabilisierung sowie 
für die Unterstützung von Bewältigungs- oder Verar-
beitungskompetenzen nach Traumata-Erfahrungen 
äußerst wichtig. Außerdem können Behandlungen 
so unterstützt oder Wartezeiten auf bedarfsgerechte 
Unterstützung überbrückt werden. Wichtig ist, hierfür 
ehrenamtliche Strukturen und Geflüchteten-Selbstor-
ganisationen, die z. B. eine Peer-Beratung anbieten, 
aufzubauen oder zu nutzen. In der Praxis hat es sich 
gezeigt, dass diese Strukturen umso stabiler sind, je 
professioneller sie unterstützt oder durch Supervision 
assistiert werden. Die Unterstützer:innen können auf 
die individuellen Bedürfnisse der Betroffenen einge-
hen, eine professionelle Beratung oder Therapie jedoch 
nicht ersetzen. Neben der individuellen Begleitung 
von Geflüchteten können auch Gruppenangebote zum 
Empowerment68 beitragen.

Kooperation mit Schule und Kita
Kitas stellen als frühkindliche Einrichtungen wichtige 
Entlastungsmöglichkeiten und einen sicheren Rahmen 
für betroffene Kinder, wie auch für belastete Eltern 
dar. Auch der Schulbesuch bietet jungen Menschen 
die Chance auf psychische und soziale Stabilisierung 
durch Normalitätserleben und Alltagsstrukturen, sowie 
gleichberechtigte Integrationsperspektiven. Daher 
sollte das Personal darauf hinwirken, dass Kinder und 
Jugendliche Kitas und Schulen besuchen.

Mindeststandard 4: 
Prävention und Umgang mit Gewalt- und 
Gefährdungssituationen/Risikomanagement

Standardisierte Verfahrensweise bei Verdacht auf 
Gewalt 
Besonders wichtig ist, dass die Betroffenen darüber in-
formiert sind, dass sie ein Anrecht auf ein vertrauliches 
Gespräch haben, dass Hilfen auch anonym in Anspruch 
genommen werden können und was Schweigepflicht 
im Allgemeinen bedeutet. Viele Geflüchtete kennen 

66.	 Mehr im Praxisleitfaden zum traumasensiblen und empowernden Umgang mit Geflüchteten der BAfF e.V. (S.42ff.)
67.	 Regionale Anlaufstellen finden Sie unter: http://www.baff-zentren.org/, https://www.frauen-gegen-gewalt.de/,  

https://www.kok-gegen-menschenhandel.de/, https://www.telefonseelsorge.de/, https://www.hilfetelefon.de/, https://verband-brg.de/,  
https://b-umf.de/, https://www.damigra.de/, https://www.queer-refugees.de/

68.	 Mehr dazu unter: http://www.medicamondiale.org/fileadmin/redaktion/5_Service/Mediathek/Dokumente/Deutsch/Handbuecher/medica_mondiale_
Handreichung_Peer_to_Peer_Gruppen_3.pdf
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diese Schweigepflicht nicht. Es muss darauf hinge-
wiesen werden, dass auch die Sprachmittler:innen be-
sonders geschult sein sollten und sich an die Schwei-
gepflicht zu halten haben, damit eine vertrauensvolle 
Atmosphäre entstehen kann.

Bei Menschen, die Gewalt erfahren oder selbst aus-
geübt haben, kann, in einzelnen Fällen, die Schwelle 
sinken, gewalttätig zu werden oder erneut unter-
schiedliche Formen von Gewalt zu erfahren. Hierüber 
muss das Personal informiert werden, um in geeigne-
ter Weise präventiv tätig werden zu können. Zu diesen 
Informationen gehören auch Hinweise darauf, dass 
psychisch belastete Personen auch gefährdet sind, 
Gewalt gegen sich selbst auszuüben (autoaggressives 
Verhalten zu entwickeln). Dies kann bis hin zu Suizid-
versuchen und Suizid reichen. Suizidgedanken und 
die Äußerung von Suizidabsichten sollten immer ernst 
genommen und prioritär behandelt werden. Mitarbei-
ter:innen müssen in der Lage sein, solche Situationen 
einzuschätzen und/oder sich Hilfe bei der Risikoein-
schätzung zu holen. In diesen Fällen sollte eine psy-
chiatrische Ambulanz, ein psychosoziales Zentrum für 
Flüchtlinge und Folteropfer oder die nächste psychia-
trische Klinik kontaktiert und die betroffene Person zu 
diesen Einrichtungen begleitet werden.

Wenn bei starker psychischer Belastung und Gefähr-
dungssituationen die Unterbringungssituation keinen 
adäquaten Schutz bieten kann, muss auf einen Wech-
sel der Unterkunftssituation (bspw. in eine private Un-
terbringung) hingewirkt werden, damit die Betroffenen 
entlastet werden können.

Standardisierte Verfahrensweise bei Gewaltvorfällen
Nach Gewaltvorfällen muss unmittelbar wieder ein 
sicheres Umfeld hergestellt werden und ein angst-
freies Bewegen in der Unterkunft ermöglicht werden. 
Handelt es sich bei dem/der mutmaßlichen Täter:in 
um eine:n Mitbewohner:in, hat er oder sie sofort die 
Einrichtung zu verlassen. Der oder die Täter:in muss in 
einer verständlichen Sprache Informationen über kurz- 
oder längerfristige alternative Übernachtungsmöglich-
keiten erhalten. Die Ausländer- und/oder Sozialbehörde 
muss ggf. die Wohnsitzauflage umschreiben bzw. eine 
neue Unterkunft zuweisen. Handelt es sich um einen 
Mitarbeitenden der Einrichtung, ist er oder sie unver-
züglich freizustellen. Ist ein Verbleib in der Unterkunft 

für die betroffene Person nicht vertretbar, muss sofort 
eine sichere Alternative gefunden werden (eine andere 
Flüchtlingsunterbringung, ein Frauenhaus, Kindernot-
dienste). Hierfür sind etablierte Kooperationsstrukturen 
mit regionalem Gewaltschutzbereich und konkrete 
Ansprechpartner:innen unerlässlich. 

Bei Bedarf sollte therapeutische Unterstützung und 
eine bedarfsgerechte Beratung ermöglicht werden und 
die Betroffenen an entsprechende Stellen vermittelt 
werden. Eine unverzügliche rechtsmedizinische Doku-
mentation der Verletzungen, die gerichtsfest ist, sollte 
eingeleitet werden, sodass Betroffene sich später für 
ein Strafverfahren entscheiden können. Hierfür sind 
Kooperationen mit Gewaltschutzambulanzen wichtig.

Es ist sinnvoll, Angehörige oder nahestehende Perso-
nen von Menschen mit Traumafolgestörungen hinsicht-
lich des erhöhten Gewaltrisikos zu sensibilisieren und 
zu informieren, damit zukünftig präventiv Risikositua-
tionen von Außenstehenden schneller erkannt werden 
können. Um dies zu gewährleisten, ist eine Kooperati-
on mit Fachstellen empfehlenswert. 

Gefährdungslage nach Gewalt einschätzen 
Für den Schutz der Betroffenen sollte ein Sicher-
heits- bzw. Risikomanagement auf den Weg gebracht 
werden. Um den aktuellen Grad der Gefährdung der 
Betroffenen zu ermitteln, sollte schnellstmöglich eine 
erste Risikoidentifikation erfolgen. Dafür muss die 
Einrichtung ein standardisiertes Verfahren entwickeln, 
das auch die besonderen Bedarfe berücksichtigt69. Eine 
Gefährdungsanalyse sollte immer auch berücksichti-
gen, welche Schritte nötig sind, um das Leben und die 
Gesundheit der betreffenden Personen zu schützen. 
Zum Teil sollte eine Einschätzung der Gefährdungslage 
in enger Absprache mit der Polizei erfolgen, um den 
notwendigen Schutz der Betroffenen abzusichern. Das 
Hinzuziehen der Polizei sollte allerdings nur nach Rück-
sprache mit der betroffenen Person erfolgen. 

Hinzuziehung der Polizei
Geflüchtete, die Folter oder Verfolgungssituationen 
durch Militär, Milizen oder Sicherheitsorgane erlebt 
haben, können sehr sensibel auf Menschen in Uniform 
reagieren. Aufgrund der mitunter traumatischen Erfah-
rungen ist die Polizei, sofern es die Situation zulässt, 
nur nach Absprache mit der betroffenen Person zu 

69.	 Orientierung an standardisierten Verfahren wie bspw. von Campbell, J.: Assessing Dangerousness: Violence by Sexual Offenders, Batterers, and 
Child Abusers, Newbury Park, CA: Sage Publications, 1995. Bei häuslicher Gewalt kann das Düsseldorfer „Gefährdungseinschätzungsverfahren bei 
häuslicher Gewalt“ (D-GEV) für eine ausführliche Erhebung genutzt werden.

134



59

konsultieren. Vorab sind jedoch die im Mindeststandard 
4 formulierten rechtlichen Grundlagen der gesetzlichen 
Offenbarungsbefugnisse sowie besondere Pflichten 
zur Anzeige von Straftaten zu prüfen (u. a. §§ 34,138, 
286 des Strafgesetzbuchs). Gewaltbetroffene Personen 
sollten dringend im Vorfeld über die Folgen einer Straf- 
anzeige informiert werden. Ungeachtet der weiteren 
Maßnahmen, ist jeder Vorfall intern anonym zu doku-
mentieren und der Leitung zu melden. Bei Kontakt-
aufnahme mit der Polizei ist das Hinzuziehen einer für 
traumatisierte Personen zuständigen bzw. geschulten 
Person erforderlich. Bei körperlicher und sexualisierter 
Gewalterfahrung kann besonders geschultes Fachper-
sonal, z. B. bei Strafverfahren, stabilisierend wirken. 
Hilfreich hierfür ist eine gute Vernetzung mit ausgewie-
senen Fachberatungsstellen und Anwält:innen. 

Rechte der Opfer geltend machen 
Von Gewalt betroffene Personen sind auf Unterstüt-
zung angewiesen. Diese Unterstützung kann dazu bei-
tragen, eine Chronifizierung von Ohnmachtsgefühlen 
zu verhindern. Es gibt vielfältig erprobte und bewährte 
Empowerment-Angebote70, die gemeinsam mit Ge-
flüchteten entwickelt wurden und werden. Diese kön-
nen den Austausch und Zusammenhalt fördern, und ei-
nen Raum dafür schaffen, diskriminierende Erlebnisse 
z. B. in der Unterkunft, der Schule, oder bei Behörden 
anzusprechen und Missstände nicht als individuelles 
Problem der betroffenen Person, bzw. als persönliches 
Versagen, sondern als Problem im gesellschaftlichen 
Kontext zu verstehen. Diese Angebote können dazu 
beitragen, dass Menschen mit Gewalterfahrungen 
stabilisiert, gestärkt und wieder ermutigt werden.

Mindeststandard 5: 
Menschenwürdige, schützende und  
fördernde Rahmenbedingungen 

Rückzugsmöglichkeiten und Privatsphäre garantieren 
Beengte räumliche Bedingungen und fehlende Privat- 
sphäre können die Symptome von Traumafolgestörun-
gen verstärken. Eine eigenständige, selbstbestimmte 
Lebensführung ist wichtig, um das Gefühl der Kontrolle 
über das Selbst nach traumatischen Erlebnissen wieder 
zurückzuerlangen und (neues) Selbstbewusstsein zu 
gewinnen. Es müssen bedarfsgerechte Schutzräume 
zugänglich sein. Grundsätzlich sollte eine separate 
Unterbringung gewährleistet werden.

Mindeststandard 6: 
Monitoring und Evaluierung  
des Schutzkonzepts 

Systematische Dokumentation 
Betroffene müssen in das Monitoring und die Evaluie-
rung des einrichtungsinternen Schutzkonzepts mitein-
bezogen werden, um ihre spezifischen Risiken, Bedar-
fe und die Wirksamkeit der zielgruppenspezifischen 
Schutz- und Unterstützungsmaßnahmen zu verstehen. 
Dazu können Best Practice-Beispiele zählen, die 
speziell mit/für Menschen mit traumatischen Erfah-
rungen in der Unterbringungssituation gut funktionie-
ren. Dabei müssen geltende datenschutzrechtliche 
Bestimmungen des Bundes und der Länder beachtet 
werden, so muss z. B. die Vertraulichkeit und Anony-
mität gewährleistet sein, und die Person selbst muss 
ihre Einwilligung zur Datenerhebung geben. Auch ein 
erfolgreiches Vorgehen bei der Hinweisaufnahme und 
der Erkennung von besonderer Schutzbedürftigkeit 
(hier: psychische Erkrankungen und Folter) sollten im 
Rahmen des Monitorings und der Evaluierung fest-
gehalten werden und in die Weiterentwicklung des 
Schutzkonzepts miteinbezogen werden.

70.	 Wie z. B. Anti-Rassismus/Diskriminierungs-Arbeit, Netzwerk- und Bündnisarbeit, ressourcenorientierte Arbeit, Theaterarbeit („Theater der Unterdrückten“); 
mehr unter: http://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/doc/perspektivwechsel-empowerment-2016_web.pdf
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Glossar B

Angemessene Vorkehrungen
Angemessene Vorkehrungen sind gemäß der Definition 
in Artikel 2 der UN-Behindertenrechtskonvention „not-
wendige und geeignete Änderungen und Anpassun-
gen, die keine unverhältnismäßige oder unbillige Belas-
tung darstellen und die, wenn sie in einem bestimmten 
Fall erforderlich sind, vorgenommen werden, um zu 
gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen 
gleichberechtigt mit anderen alle Menschenrechte und 
Grundfreiheiten genießen oder ausüben können“. Das 
kann eine alltägliche Unterstützung, wie die Bereitstel-
lung von Strohhalmen, oder auch eine umfangreiche 
bauliche Veränderung sein. Insbesondere fällt darunter 
auch die Anpassung von Arbeits- und Organisationsab-
läufen, beispielsweise Teilzeit-Arbeit anzubieten oder 
Besprechungstermine nur in für die betroffene Person 
günstige Zeiten zu legen.71

Barrierefreiheit
Bezeichnet den umfassenden Zugang und die uneinge-
schränkte Nutzungschance aller gestalteten Lebensbe-
reiche. Letztere sind alle Bereiche, die von Menschen 
gestaltet werden, also u. a. Gebäude, öffentliche 
Verkehrsmittel und befestigte Wege, aber auch Infor-
mationen, z. B. in Form von Texten, auf Hinweistafeln 
oder auf Internetseiten. Die Menschen sollen ohne 
besondere Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde 
Hilfe ihren Alltag bewältigen können.72

Einbeziehung/Inklusion
Der Begriff Inklusion bezeichnet die gleichberechtigte 
Teilhabe aller Menschen an der Gesellschaft. Dabei 
werden Menschen bei der Inklusion nicht, wie noch 
bei der Integration, gemäß ihren Unterschieden in 
Gruppen unterteilt, sondern die Vielfalt aller Menschen 
wird als Normalität angesehen. Inklusion kann z. B. in 
der Schule durch Beschulung von Kindern und Jugend-

lichen mit Behinderungen in Klassen an Regelschulen 
erfolgen. Inklusion ist wesentlicher Bestandteil der von 
allen Mitgliedstaaten der EU unterzeichneten UN-Be-
hindertenrechtskonvention.73 Inklusion bedeutet, dass 
Menschen mit und ohne Behinderungen von Anfang an 
gemeinsam in allen Lebensbereichen selbstbestimmt 
leben und zusammenleben.74

Empowerment
Engl., wörtlich „Selbstermächtigung“, besser: Selbst-
kompetenz oder Ermöglichung von Mündigkeit. Der Be-
griff stammt aus der Psychologie und Sozialpädagogik 
und wird in der Regel nicht übersetzt. Empowerment 
zielt darauf, dass sich Menschen in den Stand verset-
zen bzw. durch Maßnahmen in den Stand versetzt wer-
den, ein mündiges, selbstbestimmtes Leben zu führen 
und ihre Belange persönlich wie politisch zu artikulieren 
und zu vertreten. Im Mittelpunkt steht dabei die Stär-
kung der vorhandenen Potenziale der Menschen.75 

Konvention über die Rechte von Menschen mit  
Behinderungen (UN-Behindertenrechtskonvention)
Engl.: Convention on the Rights of Persons with 
Disabilities (CRPD). Verabschiedet am 13. Dezember 
2006, in Kraft getreten am 3. Mai 2008. Zuständiges 
Vertragsorgan: UN-Fachausschuss über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen. Der Vertrag verpflich-
tet Vertragsstaaten u. a., Diskriminierung aufgrund 
von Behinderungen zu verbieten und Menschen mit 
Behinderungen rechtlichen Schutz vor Diskriminierung 
zu gewährleisten.76 

Leichte Sprache
Leichte Sprache ist ein feststehender Begriff. Mensch 
zuerst – Netzwerk People First Deutschland e. V., eine 
Selbstvertretungs-Vereinigung von Menschen mit 
Lernschwierigkeiten, arbeitet seit über zehn Jahren 

71.	Vgl. Deutsches Institut für Menschenrechte, Glossar, https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsschutz/datenbanken/daten-
bank-fuer-menschenrechte-und-behinderung/detail/definitions, Stand: 23.5.2017.

72.	Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Glossar, https://www.sgb2.info/SiteGlobals/Forms/Suche/Glossar_Suche_Formular.html;jsessionid=-
E56DA8BBF65C8D330A09ECA757CD3DF6?resourceId=353112&input_=770324&pageLocale=de&templateQueryString=Barrierefreiheit&submit=Se-
nden, Stand: 23.5.2017.

73.	Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Glossar, https://www.sgb2.info/DE/SGB2/Glossar/Functions/glossar.html?cms_lv2=354042, Stand: 
23.5.2017. 

74.	Unser Weg in eine inklusive Gesellschaft, Der Nationale Aktionsplan der Bundesregierung zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention, Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales, September 2011, S. 24.

75.	Vgl. Deutsches Institut für Menschenrechte, Glossar, https://www.inklusion-als-menschenrecht.de/glossar/?tx_contagged%5Bindex%5D=E&cHash-
=c66cf0c07feb4415ba588a547a6145e6, Stand: 23.5.2017.

76.	Vgl. Deutsches Institut für Menschenrechte, Glossar, https://www.inklusion-als-menschenrecht.de/glossar/?tx_contagged%5Bpointer%5D=2&cHas-
h=3052a142e54156597c7e671c0eadb0ce, Stand: 23.5.2017. 
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mit Leichter Sprache und engagiert sich für ein Recht 
auf Leichte Sprache. Die Verwendung von Leichter 
Sprache kommt jedoch allen Leser:innen zugute, da 
die Texte leichter verständlich sind. Für Leichte Sprache 
gibt es feststehende Regeln: Kurze, bekannte Wörter 
verwenden, lange Wörter trennen, schwere Wörter 
erklären, Aktiv statt Passiv, Verben und positive Sprache 
nutzen, Genitiv, Konjunktiv, Fachbegriffe, Fremdwörter, 
Abkürzungen und Fragen im Text vermeiden, pro Satz 
nur eine Aussage machen. Beim Übersetzen in Leichte 
Sprache darf ein Text verändert werden (z. B. können 
Erklärungen gegeben, Beispiele ergänzt und unwich-
tige Textteile weggelassen werden). Oft wird eine 
Zusammenfassung der wichtigsten Inhalte eines Textes 
übersetzt. Meist wird der Text durch erläuternde Bilder 
ergänzt, es wird eine große Schrift verwendet. Weitere 
Informationen zu Leichter Sprache: Website von Mensch 
zuerst – Netzwerk People First Deutschland e. V.: 
www.people1.de/was_halt.html.77 

Menschen mit Behinderungen
Zu Menschen mit Behinderungen zählen laut Artikel 
1 der UN-Behindertenrechtskonvention Menschen, 
„die langfristige körperliche, seelische, geistige oder 
Sinnesbeeinträchtigungen haben, welche sie in Wech-
selwirkung mit verschiedenen Barrieren an der vollen, 
wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der 
Gesellschaft hindern können“. 

Teilhabe 
Teilhabe ist einer der Grundsätze der UN-Behinder-
tenrechtskonvention und meint das gleichberechtige 
Einbezogensein ins gesellschaftliche, politische, wirt-
schaftliche und kulturelle Leben sowie Chancengleich-
heit in der Bildung und berufliche Integration. Auf Basis 
des Grundsatzes gleichberechtigter Teilhabe werden für 
Menschen mit Behinderungen die gleiche Qualität und 
der gleiche Standard in den jeweiligen Lebensberei-
chen erwartet, der auch für Menschen ohne Behinde-
rungen gilt.78

77.	 Vgl. Deutsches Institut für Menschenrechte, Glossar, https://www.inklusion-als-menschenrecht.de/glossar/?tx_
contagged%5Bpointer%5D=2&cHash=3052a142e54156597c7e671c0eadb0ce, Stand: 23.5.2017. 

78.	Siehe Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Glossar, https://www.sgb2.info/SiteGlobals/Forms/Suche/Glossar_Suche_Formular.
html?resourceId=353112&input_=353108&pageLocale=de&templateQueryString=Teilhabe&submit=Senden, Stand: 23.5.2017; Unser Weg in eine 
inklusive Gesellschaft, Der Nationale Aktionsplan der Bundesregierung zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention, Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales, September 2011, S. 10.
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in Kooperation mit

Menschenrechte für die Frau e.V.
TERRE DES FEMMES

 
   
 

gefördert von im Rahmen der

FRAUENHAUS-
KOORDINIERUNG e.V.
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Annex zur Umsetzung der Mindeststandards für LSBTI* Geflüchtete unter Federführung von

koordiniert und redaktionell betreut von

in Kooperation mit
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Annex zur Umsetzung der Mindeststandards für geflüchtete Menschen mit Behinderungen unter Federführung von

in Kooperation mit

Kreisverband
Berlin-Mitte e. V.
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Annex zur Umsetzung der Mindeststandards für geflüchtete Menschen mit Traumafolgestörungen  
unter Federführung von

in Kooperation mit
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Notizen
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